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Vorwort
Die vorliegende Ausgabe des Informationsdienstes
Naturschutz Niedersachsen mit Beiträgen zur Eingriffs-
regelung erscheint zum 25. Geburtstag der Eingriffsre-
gelung in Niedersachsen. Viele der in diesem Heft ent-
haltenen Beiträge sind gemeinsam mit oder von den
Stellen erarbeitet worden, welche für die praktische
Anwendung der Eingriffsregelung in besonderer Weise

verantwortlich sind. Dies spiegelt die erfreulich gute
Zusammenarbeit zwischen der Naturschutzverwaltung
und den anderen Beteiligten wieder. Die folgenden Bei-
träge sollen zu einer landesweit einheitlichen, einfachen
und angemessenen Anwendung der Eingriffsregelung
beitragen.
Schriftleitung
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Perspektiven der Eingriffsregelung
von Hans Walter Louis und Manfred Weyer

Die Eingriffsregelung in Niedersachsen wird in diesem
Jahr 25 Jahre alt. Im Jahr 2004 hat sie mit der Einfügung
der Vorschriften über die Ersatzzahlung eine wesentli-
che Ergänzung erfahren:

Nach dem Niedersächsischen Naturschutzgesetz liegt
ein Eingriff vor, wenn die Gestalt oder Nutzung von
Grundflächen verändert wird und diese Veränderung
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder das
Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen kann (§ 7
NNatG). Ein Eingriff darf nur zugelassen werden, wenn
er alle Eingriffsfolgen den Verpflichtungen der Eingriffs-
regelung gemäß bewältigt. Die Rechtsfolgen der Ein-
griffsregelung können sein – in dieser Reihenfolge:
Z die Vermeidung von Beeinträchtigungen: Bei einem
Vorhaben, das einen Eingriff darstellt, muss darauf ge-
achtet werden, dass seine Durchführung die Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushalts und das Landschaftsbild
nicht mehr beeinträchtigt als für die Verwirklichung des
Vorhabens unbedingt notwendig ist. Eine Beeinträchti-
gung ist vermeidbar, wenn das Vorhaben auch in modi-
fizierter Weise (z. B. verschoben oder verkleinert) ausge-
führt werden kann, so dass geringere oder keine Beein-
trächtigungen ausgelöst werden (§ 8 NNatG).
Z Ausgleichsmaßnahmen: Unvermeidbare Beeinträch-
tigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts
und des Landschaftsbildes sind auszugleichen. Der
erforderliche Ausgleich ist erreicht, wenn alle erhebli-
chen Beeinträchtigungen mit Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auf ein unerhebli-
ches Maß gesenkt werden können. Solche Maßnahmen
sind Ausgleichsmaßnahmen (§ 10 NNatG). Die erhebli-
chen Beeinträchtigungen können als ausgleichbar
angesehen werden, wenn die zerstörten oder erheblich
beeinträchtigten Funktionen und Werte mittelfristig,
d. h. in einem Zeitraum von höchstens 25 Jahren wie-
derhergestellt werden können. Die Ausgleichsmaßnah-
men müssen nicht unbedingt an Ort und Stelle des Ein-
griffs ausgeführt werden, wohl aber in dem Raum, der
von dem Eingriff in Mitleidenschaft gezogen wird. Das
ist fast immer ein deutlich größeres Gebiet als die über-
baute oder unmittelbar veränderte Grundfläche.
Z Untersagung: Sind als Folge eines Eingriffs erhebliche
Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Natur-
haushalts oder des Landschaftsbildes zu erwarten, die
nicht vermieden und nicht ausgeglichen werden kön-
nen, so ist der Eingriff unzulässig – soweit bei der dann
vorzunehmenden Abwägung Naturschutz und Land-
schaftspflege im Rang vorgehen (§ 11 NNatG). Die
Abwägungsentscheidung lässt sich nur aus der Gesamt-
schau aller Anforderungen an Natur und Landschaft
heraus treffen. Es gibt keine Belange, die von
vornherein Vorrang genießen.
Z Ersatzmaßnahmen: Werden Eingriffe trotz nicht aus-
gleichbarer erheblicher Beeinträchtigungen zugelassen,
hat der Verursacher des Eingriffs die Funktionen und
Werte von Naturhaushalt und Landschaftsbild, welche
infolge des Eingriffs zerstört oder erheblich beeinträch-
tigt werden, im vom Eingriff betroffenen Raum in
möglichst ähnlicher Art und Weise wiederherzustellen
(§ 12 NNatG).

Z Ersatzzahlung: Seit 01.01.2004 können Ersatzzahlun-
gen an die Stelle von Ersatzmaßnahmen treten, soweit
Ersatzmaßnahmen nicht möglich, die für ihre Durchfüh-
rung benötigten Grundstücke nicht oder nur mit unver-
hältnismäßig hohen Aufwendungen zu beschaffen oder
die Maßnahmen mit den Darstellungen der Land-
schaftsplanung nicht vereinbar sind. Sind keine Ersatz-
maßnahmen möglich, bemisst sich die Höhe der Ersatz-
zahlung nach der Dauer und Schwere des Eingriffs. Sie
beträgt höchstens 7 Prozent der Kosten für Planung
und Ausführung des Eingriffsvorhabens einschließlich
Grunderwerb. In den übrigen Fällen umfasst sie die Kos-
ten der Planung und Durchführung der unterbliebenen
Maßnahmen. Die Ersatzzahlung steht der unteren
Naturschutzbehörde zu und ist für die Verbesserung des
Zustandes von Natur und Landschaft zu verwenden
(§ 12b NNatG).

Die Eingriffsregelung konkretisiert das Verursacherprin-
zip. Sie ist mit ihren Vorschriften über die Vermeidung,
die Ausgleichsmaßnahmen, die Untersagung eines Ein-
griffs und den Vorschriften über die Ersatzmaßnahmen
bzw. Ersatzzahlung grundlegend für den Umgang mit
der nicht besonders geschützten Natur und Landschaft.
Eingriffe sind nicht von vornherein unzulässig, sondern
an bestimmte Bedingungen oder Auflagen geknüpft.

Die Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen
ist das erste und wichtigste Anliegen der Eingriffsrege-
lung. Die Eingriffsregelung zielt insoweit insbesondere
auf einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden
sowie die Ausschöpfung schadensverhütender Möglich-
keiten, soweit diese verhältnismäßig sind. In dem Maße,
wie Beeinträchtigungen vermieden werden, entfallen
Kompensationsmaßnahmen oder Ersatzzahlungen. Der
Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen steigt
mit der Schwere der Eingriffsfolgen. Der Verursacher
eines Eingriffs nimmt insofern selbst Einfluss auf den
Umfang von Kompensationsmaßnahmen.

Das Ziel von Kompensationsmaßnahmen ist nicht die
Vergrößerung von Schutzgebieten und auch nicht vor-
rangig die Beschränkung der wirtschaftlichen Nutzung
von Grundflächen. Die Kompensationsmaßnahmen sind
auch nicht beliebige Maßnahmen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege, sondern sie müssen auf die
Bewältigung der prognostizierten konkreten erhebli-
chen Beeinträchtigungen, die der Eingriff auslösen
kann, gerichtet sein. Art und Umfang der Maßnahmen
sowie die Höhe der Ersatzzahlungen müssen nachvoll-
ziehbar sein; sie unterliegen der vollen gerichtlichen
Überprüfung.

Die Anwendung der Eingriffsregelung ist Sache der
Stellen, welche über die Zulassung des Eingriffs ent-
scheiden. Das sind bis auf Ausnahmefälle nicht die
Naturschutzbehörden. Die Anwendung der Eingriffsre-
gelung liegt insofern nur bedingt im Verantwortungs-
bereich der Naturschutzbehörden. Die Naturschutz-
behörden wirken jedoch an der Bewertung und Bewäl-
tigung von Eingriffsfolgen mit (vgl. §§ 55 und 7 ff.
NNatG). Seit 2004 können die Naturschutzbehörden die
Kompensationsmaßnahmen und nicht wie zuvor nur
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die Ersatzmaßnahmen auf Kosten des Verursachers
durchführen, wenn dieser nicht selbst dafür sorgen kann
oder – auch dies eine wichtige Neuerung – ein solches
Vorgehen mit der Naturschutzbehörde vereinbart hat.
Eine solche Vereinbarung kann die Anwendung der
Eingriffsregelung vereinfachen und die Zulassung des
Eingriffs beschleunigen.

Es liegt auf der Hand, dass die Vorstellungen über die
Anwendung der Eingriffsregelung – z. B. über den
Umfang von Kompensationsmaßnahmen – zwischen
Eingriffsverursachern, Zulassungsbehörden und Natur-
schutzbehörden unterschiedlich sein können. Allgemein
anerkannte Bewertungsmaßstäbe und -verfahren kön-
nen bei gleichen Eingriffen bzw. Eingriffsfolgen zu
einer einheitlichen sowie rechtlich einwandfreien und
damit im Interesse aller Beteiligten besseren Anwen-
dung der Eingriffsregelung beitragen. Der bisherige
Weg, solche Anwendungshilfen gemeinsam mit allen
Betroffenen zu entwickeln, hat sich bewährt. Beispiele
dafür enthält die vorliegende Ausgabe des Informa-
tionsdienstes Naturschutz Niedersachsen. Die in den
Anwendungshilfen empfohlenen pragmatischen Anfor-
derungen und Konventionsvorschläge sind gewisser-
maßen Grundregeln für die gute fachliche Praxis der
Eingriffsregelung. Sie werden von der Rechtsprechung
als so genannter antizipierter Sachverstand ausdrücklich
akzeptiert. Insoweit hat die Landesnaturschutzverwal-
tung wesentliche Voraussetzungen für eine einheit-
liche, rechtssichere und fachlich zufrieden stellende
Anwendung der Eingriffsregelung geschaffen.

Auch die Einführung der Ersatzzahlung als Vervoll-
ständigung des Steuerungsprogramms der Eingriffsre-
gelung hat sich als sinnvoll erwiesen, weil nun auch Ein-
griffe zumindest eine monetäre Kompensation erfor-
dern, die zuvor ohne Kompensation zugelassen werden
konnten. Bereits bis zum 31.07.2005 haben die unteren
Naturschutzbehörden bei 245 Eingriffsvorhaben Ersatz-
zahlungen in Höhe von ca. 2,2 Mio. Euro eingenommen
(je Vorhaben durchschnittlich ca. 9.000 �), welche den
Naturschutzbehörden für die Verbesserung des Zustan-
des von Natur und Landschaft zur Verfügung stehen.
Für die Ermittlung der Höhe der Ersatzzahlung hat der
Niedersächsische Landkreistag Hinweise erarbeitet, die
im vorliegenden Informationsdienst Naturschutz Nie-
dersachsen abgedruckt sind.

Gleichwohl müssen auch künftig immer wieder zeit-
gemäße Wege für die Anwendung der Eingriffsrege-
lung gesucht werden, um die Anforderungen der Ein-
griffsregelung einzulösen und zugleich die Akzeptanz
der Eingriffsregelung bei allen Beteiligten noch zu ver-
größern.

Hierzu zählen
Z die Bevorratung von Flächen und Maßnahmen des

Naturschutzes und der Landschaftspflege und ihre
spätere Anrechnung auf Kompensationspflichten der
Eingriffsregelung,

Z die Lenkung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
in solche Gebiete und Flächen, die besonders aufwer-
tungsfähig und aufwertungsbedürftig sind,

Z die Optimierung von Art, Umfang und Lage von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen auch im Hinblick auf
die übrigen Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sowie die Erfordernisse des Boden- und
Gewässerschutzes, um Synergieeffekte auszuschöp-
fen,

Z die stärkere Berücksichtigung der Interessen der
Landwirtschaft bei der Festlegung von Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen und wo möglich Integration
der Maßnahmen in die landwirtschaftlich Produkti-
on.

Die Landesnaturschutzverwaltung arbeitet an entspre-
chenden Konzepten und Anwendungshilfen.

Die Autoren

Professor Dr. jur. Hans Walter Louis
LL.M., Jahrgang 1948, Ministerialrat
im Niedersächsischen Umweltministe-
rium. 1969 bis 1974 Studium der
Rechtswissenschaften an der Georg-
August Universität in Göttingen,
1974 Erstes, 1976 Zweites juristisches
Staatsexamen. 1981 Promotion, 1982
Master of Law (LL.M.) an der Univer-
sity of California. Seit 1977 verschie-
dene Lehraufträge an der TU Braun-
schweig sowie der Niedersächsischen
Fachhochschule für Verwaltung und
Rechtspflege, später auch an der

Fachhochschule für allgemeine Verwaltung und an der Universi-
tät Hannover. Lange tätig bei der Bezirksregierung Braun-
schweig, seit 1990 beim Niedersächsischen Umweltministerium,
derzeit Leitung des Referates Rechtsangelegenheiten des Natur-
schutzes, Eingriffsregelung, Umweltverträglichkeitsprüfung.
Mitglied des Deutschen Rates für Landespflege. Schriftleitung
der Fachzeitschrift "Natur und Recht", zahlreiche Veröffentli-
chungen zum Naturschutzrecht.

Manfred Weyer, Jahrgang 1956,
Dipl.-Ing. Landespflege, arbeitet seit
1990 im Niedersächsischen Umwelt-
ministerium in verschiedenen Aufga-
benbereichen. Arbeitsschwerpunkte
im Naturschutz sind seit 1995 die
naturschutzrechtliche Eingriffsrege-
lung, das Kompensationsflächenma-
nagement und der Bodenabbau.
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Landwirtschaftliche Bauten: Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen –
Warum, wo und wie? 1)

von Wilhelm Breuer
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Der folgende Beitrag ist das Ergebnis einer Reihe von
Gesprächen zwischen der Bezirksstelle Bremervörde der
Landwirtschaftskammer Niedersachsen sowie den
Naturschutzbehörden der Stadt Cuxhaven, der Land-
kreise Cuxhaven, Rotenburg (Wümme), Verden, Stade
und Osterholz sowie dem Autor des Beitrages. Der Bei-
trag geht auf eine Anregung der Bezirksstelle Bremer-
vörde zurück. Die Empfehlungen des Beitrages werden
von Bezirksstelle und Naturschutzbehörden mitgetragen.

1 Vorbemerkung

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind Begriffe der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen können nicht nur für den Bau
von Straßen, Windparks oder Bodenabbau (um nur eini-
ge wenige Eingriffe zu nennen), sondern auch für die
Zulässigkeit von landwirtschaftlichen Bauten erforder-
lich sein. Wenn wir über diese Maßnahmen sprechen,
müssen wir auch über die Eingriffsregelung im Ganzen
sprechen. Was bedeutet die naturschutzrechtliche Ein-
griffsregelung für die Errichtung landwirtschaftlicher
Bauten? Was ist die Eingriffsregelung – eine unnötige,
undurchsichtige oder zumindest lästige Vorschrift? Sind
Art und Umfang von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men Willkür der Behörde, orientalischer Basar oder
doch nachvollziehbare und akzeptable Bedingungen?
Woran können sich, woran sollten sich Landwirtschaft
und Naturschutz für die Entscheidung über die Errich-
tung landwirtschaftlicher Bauten halten?
1) Der Beitrag ist der Erinnerung an Dr. Peter Kirchner gewidmet.
Dr. Kirchner war in den Jahren 1988 bis 2002 Ministerialrat im Nie-
dersächsischen Landwirtschaftsministerium. Er hat sich um den
Naturschutz im ländlichen Raum verdient gemacht. Unter seiner Lei-
tung entstand die „Leitlinie Naturschutz und Landschaftspflege in
Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz“ des Niedersächsischen
Landwirtschaftsministeriums, auf welche die Empfehlungen zur
Anwendung der Eingriffsregelung bei landwirtschaftlichen Bauten
in diesem Beitrag Bezug nehmen. Dr. Kirchner starb am 15.02.2006
im Alter von 65 Jahren.

2 Landwirtschaftliche Bauten sind
Gegenstand der Eingriffsregelung

2.1 Eingriffstatbestand

Was ist ein Eingriff? Eingriffe sind Veränderungen der
Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die zu einer
erheblichen Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit
des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes führen
können (§ 7 NNatG). Es liegt auf der Hand, dass auch
die Errichtung landwirtschaftlicher Bauten wie Aussied-
lerbetriebe, Maschinenhallen, Silos, Stallanlagen oder
Güllelager die Gestalt oder Nutzung von Grundflächen
verändern und geeignet sind, die Leistungsfähigkeit des
Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich zu
beeinträchtigen. Unter diesen Umständen sind land-
wirtschaftliche Bauten Eingriffe.

Abb. 1: Landwirtschaftliche Bauten im Außenbereich – hier
kurz nach der Fertigstellung. Die landschaftsgerechte Wieder-
herstellung des Landschaftsbildes mit Bäumen und Gehölzen
fehlt noch.

6 Inform.d. Naturschutz Niedersachs. 1/2006



2.2 Anbindung der Eingriffsregelung an
andere Rechtsvorschriften

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist kein
eigenständiges öffentlich-rechtliches Verfahren, son-
dern sie ist an behördliche Entscheidungen in anderen
Rechtsvorschriften angebunden bzw. in den nach die-
sen vorgeschriebenen Verfahren integriert. Die Anwen-
dung der Eingriffsregelung erfolgt gewissermaßen im
"Huckepack-Verfahren", wobei der zuständigen Behör-
de die Anwendung dieser Vorschriften mit auferlegt
wird.

Die Errichtung landwirtschaftlicher Bauten bedarf
nach öffentlichem Recht einer behördlichen Genehmi-
gung oder eines entsprechenden Verwaltungsaktes
(§ 9 Nr. 1 NNatG) – im Fall des Bauens im Außenbereich
einer Baugenehmigung (§ 35 des Baugesetzbuches
BauGB) oder bei bestimmten Stallanlagen einer Geneh-
migung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG). An diese Rechtsvorschriften knüpft die
Anwendung der Eingriffsregelung an.

Zuständige Behörde ist in diesen Fällen nicht die
Naturschutzbehörde, sondern die nach dem jeweiligen
Fachrecht (hier Baugesetzbuch oder Bundes-Immissions-
schutzgesetz) zuständige Behörde. Diese muss aber ihre
Entscheidung über die Anwendung der Eingriffsrege-
lung im Benehmen mit der Naturschutzbehörde treffen.
Benehmen bedeutet, dass die zuständige Behörde die
Naturschutzbehörde über das Vorhaben informiert,
eine Stellungnahme anfordert und an der Entscheidung
beteiligt. Bei unterschiedlichen Auffassungen sollte die
das Verfahren leitende Behörde durch einen mehrfa-
chen schriftlichen oder mündlichen Meinungsaustausch
sich um eine Einigung mit der Naturschutzbehörde
bemühen. Erforderlich ist eine Einigung aber nicht.

Die Eingriffsregelung gilt für Bauvorhaben im
Außenbereich. Die Vorschriften über Vermeidung und
Kompensation von Eingriffsfolgen haben auch Bedeu-
tung bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder
Aufhebung von Flächennutzungs- und Bebauungsplä-
nen. Im Innenbereich nach § 34 BauGB gilt die Eingriffs-
regelung nicht. Allerdings müssen auch bei einem Bau-
vorhaben im Innenbereich die Belange des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege berücksichtigt werden.
Dies kann zu ähnlichen Beschränkungen oder Auflagen
wie bei der Anwendung der Eingriffsregelung führen.

Die Folgen der Errichtung landwirtschaftlicher Bau-
ten für Natur und Landschaft sind verglichen mit ande-
ren Eingriffen, etwa großen Infrastrukturprojekten, oft
eher gering. Gleichwohl sind sie Eingriffe. Wenn sie
Natur und Landschaft weniger beeinträchtigen als viele
andere Vorhaben, können sie leichter zugelassen wer-
den oder machen weniger Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen erforderlich.

2.3 Landwirtschaftsklauseln

Im Übrigen hat der Gesetzgeber im Bundesnaturschutz-
gesetz die Landwirtschaft unter bestimmten Vorausset-
zungen weitgehend von dem Tatbestand des Eingriffs
ausgenommen: Die landwirtschaftliche Bodennutzung
ist nämlich nicht als Eingriff im Sinne des Naturschutz-
gesetzes anzusehen, soweit die landwirtschaftliche
Bodennutzung die Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt (§ 18
Abs. 2 Satz 1 BNatSchG). Diese Ziele und Grundsätze

können als berücksichtigt angesehen werden, wenn die
naturschutz-, bodenschutz- und sonstigen fachgesetz-
lichen Anforderungen an die gute fachliche Praxis
beachtet werden (§ 18 Abs. 1 Satz 2 BNatSchG).

Die Errichtung landwirtschaftlicher Bauten hingegen
ist – wie die erstmalige Nutzung bisher nicht landwirt-
schaftlich genutzter Flächen oder der landwirtschaft-
liche Wege- oder Gewässerbau – kein Teil der landwirt-
schaftlichen Bodennutzung, mit einem Genehmigungs-
vorbehalt verbunden und insofern Gegenstand der
Eingriffsregelung.

3 Rechtsfolgen der Eingriffsregelung

3.1 Vermeidung von Beeinträchtigungen

Bei einem Vorhaben, welches einen Eingriff darstellt,
muss darauf geachtet werden, dass seine Durchführung
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und das
Landschaftsbild nicht mehr beeinträchtigt als für die
Verwirklichung des Vorhabens unbedingt notwendig
ist. Die Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen
ist das erste und wichtigste Anliegen der Eingriffsrege-
lung. Eine Beeinträchtigung ist vermeidbar, wenn das
Vorhaben auch in modifizierter Weise (z. B. verkleinert
oder örtlich verschoben) ausgeführt werden kann, so
dass geringere oder gar keine Beeinträchtigungen aus-
gelöst werden.

3.2 Ausgleichsmaßnahmen

Unvermeidbare Beeinträchtigungen der Leistungsfähig-
keit des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes sind
auszugleichen, sofern die Beeinträchtigungen erheblich
sind. Erheblich sind Beeinträchtigungen insbesondere
dann, wenn sie besonders bedeutende Funktionen oder
Werte von Naturhaushalt und Landschaftsbild zerstören
oder nach Umfang oder Dauer nicht nur offensichtlich
geringfügige oder kurzzeitige Beeinträchtigungen dar-
stellen.

Der erforderliche Ausgleich ist erreicht, wenn alle
erheblichen Beeinträchtigungen mit Maßnahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege auf ein uner-
hebliches Maß gesenkt werden können. Solche Maß-
nahmen sind Ausgleichsmaßnahmen.

Die erheblichen Beeinträchtigungen können als aus-
gleichbar angesehen werden, wenn die Funktionen und
Werte des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes
mittelfristig, d. h. in einem Zeitraum von höchstens
25 Jahren, wiederhergestellt werden können.

Die Ausgleichsmaßnahmen müssen nicht unbedingt
an Ort und Stelle des Eingriffs ausgeführt werden, wohl
aber in dem Raum, der von dem Eingriff in Mitleiden-
schaft gezogen wird. Das ist fast stets ein größeres
Gebiet als die überbaute oder unmittelbar veränderte
Grundfläche. Das gilt für Bauten mit einer Fernwirkung
gerade für das Landschaftsbild.

Hinsichtlich des Landschaftsbildes lässt die Eingriffs-
regelung als Ausgleichsmaßnahme neben der Wieder-
herstellung auch eine landschaftsgerechte Neugestal-
tung zu (§ 10 Abs. 1 Satz 2 NNatG).
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3.3 Untersagung oder Zulassung

Sind als Folge eines Eingriffs erhebliche Beeinträchti-
gungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder
des Landschaftsbildes zu erwarten, die nicht vermieden
und nicht ausgeglichen werden können, so ist der Ein-
griff unzulässig – soweit bei der dann vorzunehmenden
Abwägung Naturschutz und Landschaftspflege im Rang
vorgehen.

Die Abwägungsentscheidung lässt sich nur aus der
Gesamtschau aller Anforderungen an Natur und Land-
schaft heraus treffen. Es gibt keine Belange, die von
vornherein Vorrang genießen.

3.4 Ersatzmaßnahmen

Werden Eingriffe trotz nicht ausgleichbarer erheblicher
Beeinträchtigungen zugelassen, hat der Verursacher die
Funktionen und Werte von Naturhaushalt und Land-
schaftsbild, welche infolge des Eingriffs zerstört oder
erheblich beeinträchtigt werden, im vom Eingriff
betroffenen Raum in möglichst ähnlicher Art und Weise
wiederherzustellen.

Ausgleichsmaßnahmen und Ersatzmaßnahmen sind
also keine synonymen Begriffe. Im Gegensatz zu Aus-
gleichsmaßnahmen, nach deren Durchführung keine
erhebliche Beeinträchtigung zurückbleibt, können
Ersatzmaßnahmen diese Beeinträchtigungen nicht oder
zumindest nicht in angemessener Zeit beheben. Sie sol-
len gleichwohl dem Naturschutz dienen und nach Art
und Umfang den Eingriffsfolgen angemessen sein.

3.5 Ersatzzahlung

Ersatzzahlungen können nur dann an die Stelle von
Ersatzmaßnahmen treten, wenn
Z Ersatzmaßnahmen nicht möglich,
Z die für ihre Durchführung benötigten Grundstücke

nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohen Auf-
wendungen zu beschaffen oder

Z die Maßnahmen mit den Darstellungen eines Land-
schaftsplanes nicht vereinbar sind.

Ersatzmaßnahmen sind insofern nur eine Ultima Ratio.
Im Zusammenhang mit landwirtschaftlichen Bauten
dürften diese Bedingungen eher nur ausnahmsweise
gegeben sein.

Sind keine Ersatzmaßnahmen möglich, bemisst sich
die Höhe der Ersatzzahlung nach der Dauer und der
Schwere des Eingriffs. Sie beträgt höchstens 7 Prozent
der Kosten für die Planung und Ausführung des Ein-
griffvorhabens einschließlich Grunderwerb. In den
übrigen Fällen umfasst sie die Kosten der Planung und
Durchführung der unterbliebenen Maßnahmen.

Die Ersatzzahlung steht der unteren Naturschutz-
behörde zu und ist für die Verbesserung des Zustandes
von Natur und Landschaft zu verwenden; sie darf nicht
für Maßnahmen verwendet werden, zu deren Durch-
führung eine rechtliche Verpflichtung besteht.

4 Eingriffsregelung – Besonderer Gebiets-
schutz – Privilegierte Bauvorhaben

Die Eingriffsregelung enthält mit ihren Vorschriften
über die Vermeidung, die Ausgleichsmaßnahmen, die
Untersagung oder Zulassung eines Eingriffs und den
Vorschriften über die Ersatzmaßnahmen bzw. Ersatz-
zahlung gewissermaßen die Spielregeln für den
Umgang mit der nicht besonders geschützten Natur
und Landschaft.

Im Unterschied hierzu gelten für die nach dem 5. Ab-
schnitt des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes
besonders geschützten Teile von Natur und Landschaft
(z. B. Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete
oder die nach §§ 28a und b NNatG besonders geschütz-
ten Biotope) besondere Schutzvorschriften, die gesetz-
lich oder in Einzelverordnungen geregelt sind und
meistens über die Anforderungen eines allgemeinen
und flächendeckenden Schutzes hinausgehen. Insoweit
ist das Naturschutzrecht ein Zweiklassenrecht:
Z Den besonders schutzwürdigen und besonders

schutzbedürftigen Teilen gewährt es einen besonders
strengen Schutz. In diesen Gebieten sollen Eingriffe
grundsätzlich ausgeschlossen sein.

Z Der Schutz der "Normallandschaft" hingegen ist
Sache der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung.
Hier ist nicht alles von vornherein unzulässig, son-
dern einiges möglich. Bestimmte Veränderungen
können oder müssen aber an bestimmte Auflagen
und Bedingungen geknüpft werden.

Zwar zählen landwirtschaftliche Bauten im Außenbe-
reich zu den nach dem Baugesetzbuch privilegierten
Bauvorhaben. Dies ändert aber nichts an den Verpflich-
tungen der Eingriffsregelung, Natur und Landschaft
nicht mehr als nach den Umständen notwendig zu
beeinträchtigen und erhebliche Beeinträchtigungen
bestmöglich zu kompensieren. Die Privilegierung hat
auch nur bedingt Einfluss auf die Zulässigkeit des Vor-
habens. Privilegierte Bauvorhaben sind zwar schon
dann zuzulassen, wenn die in § 35 Abs. 1 BauGB
genannten Voraussetzungen erfüllt sind, eine aus-
reichende Erschließung gesichert ist und öffentliche
Belange dem Vorhaben nicht entgegenstehen. Natur-
schutz und Landschaftspflege sind aber solche öffentli-
chen Belange, die in bestimmten Fällen durchaus der
Errichtung landwirtschaftlicher Bauten entgegenstehen
können – so etwa in naturschutzrechtlich besonders
geschützten Gebieten. Auch außerhalb solcher Gebiete
kann dies der Fall sein, wenn die Folgen für Natur und
Landschaft besonders schwerwiegend sind. Unter die-
sen Umständen kann es auch erforderlich sein, Stand-
ortalternativen in die Prüfung einzubeziehen.

5 Grundsätze für die Anwendung der
Eingriffsregelung bei landwirtschaftlichen
Bauten

Was bedeutet dies alles praktisch für den Landwirt, den
bau- oder immissionsschutzrechtlichen Antrag und die
Naturschutzbehörde? Welche Anforderungen stellen
sich? Und wie können sie erfüllt werden?

Nun, es kommt darauf an, die landwirtschaftlichen
Bauten so zu planen und auszuführen, dass Beeinträch-
tigungen vermieden und unvermeidbare erhebliche
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Beeinträchtigungen in einem ausgleichbaren Rahmen
bleiben und ausgeglichen werden. Unter diesen
Umständen kann das Bauvorhaben nicht aus Gründen
des Naturschutzes und der Landschaftspflege untersagt
werden – jedenfalls nicht auf der Grundlage der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung. Dies sollte sich mit
einer umsichtigen Standortwahl, landschaftsangepass-
ten Bauformen und mit begleitenden Maßnahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege fast immer
erreichen lassen.

5.1 Standortwahl

Eine umsichtige Standortwahl ist nicht nur für Natur-
schutz und Landschaftspflege, sondern auch ökono-
misch vorteilhaft, denn in dem Maße wie Beeinträchti-
gungen vermieden werden, verringert sich der Bedarf
an Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.

Bereiche mit besonderer Bedeutung für den Natur-
schutz sollten grundsätzlich nicht für Eingriffe in
Anspruch genommen werden. Eingriffe führen hier in
der Regel zu so schwerwiegenden Beeinträchtigungen,
dass sie nicht ausgeglichen werden können. Solche
Bereiche sind neben den besonders geschützten Teilen
von Natur und Landschaft vor allem alle natürlichen
oder naturnahen Biotope wie naturnahe und struktur-
reiche Wälder, naturnahe Gebüsche, artenreiche alte
Gehölzbestände oder alte extensiv genutzte Obst-
wiesen. Auch Bereiche mit besonders schutzwürdigen
Böden wie alte Waldstandorte, nicht oder wenig ent-
wässerte Hoch- und Niedermoorböden, Böden mit
kulturhistorischer, naturhistorischer oder geowissen-
schaftlicher Bedeutung sollten nach Möglichkeit nicht
in Anspruch genommen werden. Ebenso sollten Über-
schwemmungsbereiche als Standort ausscheiden.
Geschützt werden sollten auch Bereiche mit einem
unversehrten naturnahen oder kulturhistorischen
Landschaftsbild oder Standorte, die für das Erschei-
nungsbild der Landschaft eine besondere Bedeutung
haben. Bereiche, in denen die Errichtung von landwirt-
schaftlichen Bauten schwerwiegende Beeinträchtigun-
gen von Natur und Landschaft auslösen können, kom-
men in der modernen Kulturlandschaft nicht mehr sehr
häufig vor. Zudem eignen sich solche Bereiche häufig
schon aus bautechnischen Gründen nicht, so dass solche
Standorte im Allgemeinen gar nicht in Anspruch
genommen werden und keine besondere Einschrän-
kung darstellen.

Bevorzugt werden sollten hingegen intensiv genutz-
te Flächen im Zusammenhang mit bereits bebauten
Bereichen, befestige oder verdichtete Flächen, Ver-
kehrsflächen, vegetationslose Flächen, gartenbaulich
genutzte Flächen, Ackerflächen oder Intensivgrünland
ohne Vorkommen gefährdeter Pflanzen- und Tierarten.
Die Bauten sollten nach Möglichkeit an vorhandene
Bebauung anschließen. Auf diese Weise ist auch die
Erschließung am ehesten gewährleistet, die eine der
Voraussetzungen für die Zulässigkeit privilegierter Bau-
ten im Außenbereich ist (§ 35 BauGB).

Von markanten Einzelstrukturen in der Landschaft
wie Kuppen, Hängen, Geländekanten, der Talmitte, her-
vorragenden einzeln stehenden Bäumen oder Baudenk-
malen sollten die Bauten ausreichenden Abstand hal-
ten. Mit kleinräumigen Standortverschiebungen sollte
das fast immer möglich sein. Für das Einfügen der Bau-
ten in die Landschaft kann es aber auch sinnvoll sein,

gerade die Nachbarschaft zu vorhandenen Bäumen,
Gehölzen, Gebüschen und Waldrändern zu nutzen.

5.2 Landschaftsangepasste Bauformen

Maßstabs- und Proportionsverluste sowie untypische
Formen sollten vermieden und nach Möglichkeit natur-
raum-, regional- und ortstypische Bauformen verwen-
det werden. Insbesondere an Standorten mit beson-
derer Bedeutung für das Orts- oder Landschaftsbild
können zum Schutz vor einer Verunstaltung Beschrän-
kungen erforderlich sein, so etwa hinsichtlich Grundflä-
che, Grundriss, Bauhöhe, -breite, -länge, -form, -richtung
(z. B. Dachform, -neigung), räumliche Anordnung, Fas-
sadengestaltung, Baumaterial, Oberflächengestaltung
und Farbgebung der Bauteile. Diese Beschränkungen
sind von der Umgebung abhängig und müssen im Ein-
zelfall begründet werden; sie können aus Gründen des
Denkmalschutzes oder des Schutzes des Orts- und Land-
schaftsbildes unverzichtbar sein. Außerhalb von Bereichen
mit historischen Siedlungs- und Bauformen, also in der
modernen Kulturlandschaft oder "Normallandschaft",
sind sie weniger erforderlich. Aber auch hier sollte die
Identität des ländlichen Raumes gewahrt bleiben.

5.3 Landschaftsgerechte Neugestaltung des
Landschaftsbildes

In den meisten Fällen können mit einer umsichtigen
Standortwahl nicht alle erheblichen Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes vermieden werden. Auch
Maßstabs- und Proportionsverluste und landschafts-
untypische Bauformen lassen sich nicht immer vermei-
den. Erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbil-
des müssen deshalb ausgeglichen werden. Die Bauten
müssen hierfür nicht versteckt oder hermetisch einge-
grünt werden, denn eine Beeinträchtigung kann auch
mit Maßnahmen ausgeglichen werden, die geschaffene
Veränderungen optisch wahrnehmbar bleiben lassen.
Notwendig ist aber, dass ein Zustand hergestellt wird,
der den vorher vorhandenen Zustand in weitest mög-
licher Annäherung fortführt, d. h. in gleicher Art, mit
gleichen Funktionen und ohne Preisgabe wesentlicher
Faktoren des optischen Beziehungsgefüges (BVerwG,
Urteil vom 27.09.1990 – 4 C 44.87). Entscheidend ist,
dass die Wirkungen des Eingriffsvorhabens selbst in den
Hintergrund treten und das Landschaftsbild nicht nega-
tiv dominieren oder prägen, sondern unter der Schwelle
der Erheblichkeit bleiben.

Außerhalb naturnaher oder kulturhistorischer Berei-
che dürfte die bei landwirtschaftlichen Bauten geschul-
dete landschaftsgerechte Wiederherstellung oder Neu-
gestaltung des Landschaftsbildes mit einer mindestens
dreireihigen und bei entsprechend schwerwiegenden
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes (z. B. infolge
des Neubaus eines Aussiedlungsbetriebes in exponierter
Lage) mit einer fünfreihigen Bepflanzung zur freien
Landschaft hin in einem überschaubaren Zeitraum
gelingen können.

Die Bepflanzung muss nicht in jedem Fall geschlossen
sein. Eine bloße punktuelle Bepflanzung dürfte aber
regelmäßig nicht genügen. Gepflanzt werden muss nicht
unbedingt an der Grenze des Bauwerks. Bäume und
Sträucher sollten zumindest nicht dort gepflanzt wer-
den, wo der nächste Bauabschnitt schon zu erwarten ist.
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Abb. 2 und 3: Unzureichende Eingrünung. Es fehlt den wenigen Gehölze vor einer Maschinenhalle im Außenbereich die sichere
Verankerung zum Schutz vor Windwurf und Beschädigungen aller Art. Ein Teil der Gehölze ist standortfremd.

Sollte aufgrund dessen eine Anpflanzung in unmittel-
barer Nähe zur baulichen Anlage nicht möglich sein,
sollte die Bepflanzung an der unter Umständen weiter
entfernt, aber dennoch in Sichtbeziehung zur baulichen
Anlage gelegenen Flurstücks- oder Bewirtschaftungs-
grenze vorgenommen werden.

Die Bepflanzung sollte langfristig Bestand haben. Sie
sollte vor dem landwirtschaftlichen Verkehr und
Beschädigungen aller Art geschützt sein.

Sollte ein Mindestabstand zwischen dem geplanten
landwirtschaftlichen Gebäude und der notwendigen
Eingrünung nachweislich aus technischen Gründen (z. B.
Stallbelüftung) oder wegen der Entwicklung des Betrie-
bes (weitere Bauabschnitte) erforderlich sein, ist dieses
bereits bei der Planung der Eingrünung entsprechend
zu berücksichtigen.

Allerdings sind auch Fälle denkbar, in denen eine
landschaftsgerechte Neugestaltung nicht möglich ist, z.
B. wegen der Höhe oder Gestalt des Bauwerks, des
Umgebungscharakters, notwendiger Abstände oder
weil an Ort und Stelle keine Flächen für Bepflanzungs-
maßnahmen verfügbar sind. In diesen Fällen sind,
soweit solche Eingriffe zulässig sind, Ersatzmaßnahmen
erforderlich, welche an anderer Stelle des vom Eingriff
betroffenen Raumes zu einer angemessenen Verbesse-
rung des Landschaftsbildes beitragen. In der Regel kom-
men hierfür Bepflanzungen in Frage, welche bestehen-
de Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes mindern
oder beheben (z. B. Eingrünung von Siedlungsrändern,
Anpflanzungen in der freien Landschaft).

Der Umfang solcher Bepflanzungen außerhalb des
Baugrundstückes sollte der Fläche der infolge des Ein-
griffs überbauten Grundfläche entsprechen. Teilein-
grünungen sind angemessen zu berücksichtigen.

An die Artenauswahl, die Qualität der zu pflanzen-
den Bäume und Sträucher und an ihre Pflege stellen
sich u. a. folgende Anforderungen:
Z Geeignet sind nur standortheimische Arten. Soweit

lieferbar sollten standortheimische Gehölze mit Her-
kunftsnachweis gepflanzt werden. Zier- und Nadel-
gehölze sind in der Regel nicht landschaftsgerecht
und sollten deshalb nicht angepflanzt werden.

Z Als Pflanzmaterial sollten verwendet werden:
– Bäume: Heister, 2 x verpflanzt, Höhe: 150-200 cm;
– Sträucher: leichter Strauch, 1 x verpflanzt, Höhe:

70-90 cm.
Z Der Anteil der Bäume sollte ein Drittel nicht unter-

schreiten.

Z Baumgruppen oder Einzelbäume sollten mindestens
dreimal verpflanzte Hochstämme sein und standsicher
verankert werden.

Z Bodenverbessernde Maßnahmen sollten bei ungüns-
tigen Wuchsbedingungen auf die Pflanzbereiche
beschränkt werden. Zum Schutz des Bodens und zur
Förderung des Anwuchses kann eine Untersaat, z. B.
aus Kleearten, sinnvoll sein. Eine Andeckung des
Wurzelbereiches mit Mulchmaterial kann die Gefahr
des Austrocknens während der Anwuchszeit wesent-
lich reduzieren.

Z Bei Gefahr durch Wildverbiss sind geeignete Schutz-
maßnahmen erforderlich.

Z Bis zum sicheren Anwuchs der Gehölze sind ausrei-
chende Wässerungen zu veranlassen.

Z Erforderlich ist eine mindestens dreijährige Entwick-
lungspflege, in der Verluste zu ersetzen sind.

Diese qualitativen Anforderungen sind wichtig, werden
aber oft vernachlässigt, indem z. B. die Bäume und
Sträucher viel zu klein sind oder es an der notwendigen
Pflege fehlt.

Diese Anforderungen gelten z. B. auch für Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege in
der Flurbereinigung (ML 2002). Dieses sind anerkannte
Regeln der Technik und der guten fachlichen Praxis; sie
sollten auch für die landschaftsgerechte Neugestaltung
im Zusammenhang mit der Errichtung landwirtschaft-
licher Bauten beachtet werden.

Abb. 4: Sach- und standortgerechte Eingrünung einer Tierhal-
tungsanlage mit Bäumen und Gehölzen im zweiten Jahr nach
der Fertigstellung.
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5.4 Kompensation für erhebliche Beeinträch-
tigungen infolge von Bodenversiegelung

Die Errichtung landwirtschaftlicher Bauten kann aber
nicht allein das Landschaftsbild beeinträchtigen. Bauten
beanspruchen Boden und damit einen wesentlichen Teil
von Natur und Landschaft. Auch diese Beeinträchtigun-
gen müssen beachtet und ausgeglichen werden. Bei der
Festlegung von Kompensationsmaßnahmen sind die
Größe der überbauten Fläche, die betroffenen Boden-
eigenschaften und deren Bedeutung für Naturschutz
und Landschaftspflege angemessen zu berücksichtigen.
Wie kann das geschehen?

Für die Kompensation ist vorrangig die Entsiegelung
von Flächen erforderlich. Die Flächen sind zu naturna-
hen Biotopen zu entwickeln (z. B. zu naturnahen arten-
reichen Gehölzen). Die zu entwickelnden Biotope müs-
sen den gesetzlich abgeleiteten örtlichen Zielen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege genügen.
Hierbei sind die Darstellungen der Landschaftsplanung
zu berücksichtigen.

Soweit keine entsprechenden Entsiegelungsmöglich-
keiten bestehen, sind diese Biotope auf hierfür geeig-
neten Flächen zu entwickeln, die aktuell ohne besonde-
re Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege
sind. Auch auf diese Weise – nicht nur mit einer Entsie-
gelung – können die erheblich beeinträchtigten Funkti-
onen und Werte des Bodens wiederhergestellt werden.
Hierfür ist aber Voraussetzung, dass sich diese Flächen
ungestört entwickeln können.

Diese Maßnahmen können, müssen aber nicht in der
unmittelbaren Umgebung des Eingriffs durchgeführt
werden, wohl aber in dem Raum, den der Eingriff funk-
tional in Mitleidenschaft zieht. Der erforderliche Flä-
chenbedarf kann auf die Bepflanzungsmaßnahmen, die
der Wiederherstellung oder landschaftsgerechten Neu-
gestaltung des Landschaftsbildes dienen bzw. zum
Schutz des Landschaftsbildes notwendig sind, angerech-
net werden, soweit diese Maßnahmen nicht nur die
Beeinträchtigungen des Bodens, sondern auch die des
Landschaftsbildes tatsächlich kompensieren.

In einem landwirtschaftlichen Betrieb werden sich in
der Regel für Ziele des Naturschutzes aufwertungsfähi-
ge und aufwertungsbedürftige Flächen finden lassen,
ohne dass diese Maßnahmen wirtschaftlich unvertret-
bar wären.

Die Flächengröße, auf der zum Ausgleich erheblicher
Beeinträchtigungen des Bodens Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege durchgeführt wer-
den müssen, lässt sich nicht wissenschaftlich exakt her-
leiten, sondern kann nur auf der Grundlage eines prag-
matischen und verhältnismäßigen Mindeststandards
festgelegt werden.

Einen solchen Mindeststandard hat der Niedersächsi-
sche Landwirtschaftsminister u.a. für die Bemessung der
Kompensationsmaßnahmen für versiegelungsbedingte
Beeinträchtigungen des Bodens beim landwirtschaft-
lichen Wegebau festgelegt (ML 2002):
Z Bei einer Versiegelung von Bereichen mit besonderen
Werten von Böden sind für vollversiegelnde Oberflä-
chenbeläge (Asphalt, Beton, Spurbahn u. ä.) im Verhält-
nis 1 : 2, für teilversiegelnde Oberflächenbeläge (Kies,
Schotter) im Verhältnis 1 : 1 Kompensationsmaßnahmen
durchzuführen. Bei den übrigen Böden genügt ein Ver-
hältnis von 1: 1 bzw. 1 : 0,5.
Z Für die Kompensation ist vorrangig die Entsiegelung
von Flächen erforderlich. Die Flächen sind zu Biotoptypen

der Wertstufen V, IV oder – soweit dies in begründeten
Ausnahmen nicht möglich ist – der Wertstufe III zu ent-
wickeln. Soweit keine entsprechenden Entsiegelungs-
möglichkeiten bestehen, sind die Flächen aus der inten-
siven landwirtschaftlichen Nutzung zu nehmen und
entsprechend zu entwickeln. (Zur Einstufung der Bio-
toptypen in Wertstufen s. BIERHALS et al. 2004.)

Böden mit besonderen Werten sind:
Z Böden mit besonderen Standorteigenschaften/Ex-

tremstandorte (u. a. sehr nährstoffarme Böden, sehr
nasse Böden, sehr trockene Böden),

Z Naturnahe Böden (z. B. alte Waldstandorte, nicht oder
wenig entwässerte Hoch- und Niedermoorböden),

Z Böden mit kulturhistorischer Bedeutung (z. B. Plag-
genesche – sofern selten, Wölbäcker),

Z Böden mit naturhistorischer und geowissenschaft-
licher Bedeutung,

Z sonstige seltene Böden (landesweit oder in Natur-
raum/Bodengroßlandschaft mit einem Anteil unter
1 % als Orientierungswert).

Hieran sollte sich die Anwendung der Eingriffsregelung
bei landwirtschaftlichen Bauten orientieren. Allerdings
wird man auch sehen müssen, dass in Flurbereinigungs-
verfahren 80% der Kosten für Kompensationsmaßnah-
men aus öffentlichen Mitteln finanziert werden. Die
Maßstäbe sind insofern nicht ohne Weiteres auf aus-
schließlich oder überwiegend privat finanzierte Vorha-
ben übertragbar.

Bei landwirtschaftlichen Bauten sollte jedoch folgen-
des Verhältnis von versiegelter Fläche und Kompensa-
tion nicht unterschritten werden:
Z 1 : 1 bei Böden mit besonderen Werten und
Z 1 : 0,5 bei allen anderen Böden.
Teilversiegelnde Oberflächenbeläge sollten wie versie-
gelte Beläge behandelt werden.

Dem entspricht im Übrigen auch die in Niedersachsen
mit der Rohstoffwirtschaft getroffene Vereinbarung für
die Bereitstellung von Kompensationsflächen außerhalb
der Abbaustätte für Beeinträchtigungen des Bodens
(MU & NLÖ 2003).

Abb. 5: Die Eingrünung landwirtschaftlicher Bauten ist keine
neue Herausforderung, sondern liegt seit jeher auch im Interes-
se eines landwirtschaftlichen Betriebs.

5.5 Weitere Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen?

Neben den genannten Kompensationsverpflichtungen
für das Landschaftsbild und die Bodenversiegelung
dürften bei einer umsichtigen Standortwahl keine
weiteren Kompensationsverpflichtungen entstehen.
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Werden aber naturnahe Flächen oder Lebensräume
gefährdeter Tier- oder Pflanzenarten in Anspruch
genommen, können weitere Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen erforderlich sein. Die Bemessung und
Durchführung dieser Maßnahmen sollten sich auch hier
an den Anforderungen orientieren, welche das Nieder-
sächsische Landwirtschaftsministerium für flurbereini-
gungsbedingte Eingriffe festgelegt und veröffentlicht
hat (ML 2002):
Z Für Biotoptypen der Wertstufen V und IV, die zerstört
oder sonst erheblich beeinträchtigt werden, ist die Ent-
wicklung möglichst der gleichen Biotoptypen in glei-
cher Ausprägung (Naturnähestufe) und auf gleicher Flä-
chengröße erforderlich. Hierfür sind möglichst Flächen
mit Biotoptypen der Wertstufen II und I zu verwenden.
Z Sind Biotoptypen der Wertstufen V und IV im vom
Eingriff betroffenen Raum in der entsprechenden Aus-
prägung mittelfristig (bis 25 Jahre) nicht wieder her-
stellbar, vergrößert sich der Flächenbedarf im Verhältnis
1 : 2 bei schwer regenerierbaren Biotopen, im Verhältnis
1 : 3 bei kaum oder nicht regenerierbaren Biotopen.
Z Werden Biotoptypen der Wertstufe III zerstört oder
sonst erheblich beeinträchtigt, genügt die Entwicklung
des betroffenen Biotoptyps auf gleicher Flächengröße
auf Biotoptypen der Wertstufe I und II. Nach Möglichkeit
sollte eine naturnähere Ausprägung entwickelt werden.
Z Weitergehende Anforderungen können sich ergeben,
wenn der Eingriff gefährdete Pflanzen- und Tierarten
bzw. für Gastvögel wertvolle Bereiche erheblich beein-
trächtigt. In diesen Fällen ist stets eine besondere Ermitt-
lung von Art und Umfang der Maßnahmen erforderlich.
Für gefährdete Arten müssen in der Regel die erforder-
lichen Kompensationsflächen mindestens der Größe des
zerstörten oder sonst erheblich beeinträchtigten
Lebensraumes der jeweiligen Population entsprechen.

5.6 Generelle Anforderungen an die
Kompensation

Für alle Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gilt: Art und
Umfang müssen nachvollziehbar sein. Sie müssen in
einem Ableitungszusammenhang mit dem Eingriff
stehen. Eingriffsregelung ist, wenn die Eingriffsfolgen
nicht vermieden werden können und der Eingriff zuläs-
sig ist, immer Eingriffsfolgenbewältigung. Die Eingriffs-
regelung ist kein Flächenbeschaffungs- oder Finanzie-
rungsinstrument des Naturschutzes. Sie ist nicht dazu
geschaffen, mit ihr alles das zu verwirklichen, was die
Naturschutzbehörden schon immer einmal gerne
verwirklichen wollten. Sinn und Zweck ist es nicht,
irgendetwas irgendwo zugunsten des Naturschutzes
und der Landschaftspflege zu tun, sondern geschuldet
ist die bestmögliche Kompensation. Gibt es mehrere
Wege, die geschuldete Kompensation herzustellen,
kann nur die Kompensation verlangt werden, die den
Verursacher am wenigsten beschwert.

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege, welche schon zu einem früheren Zeitpunkt
durchgeführt wurden und in keinem Zusammenhang mit
dem Eingriff stehen, können nicht nachträglich als Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen angerechnet werden.
Auch der Schutz von Flächen, die bereits für den Natur-
schutz wertvoll sind, ist keine Kompensationsmaßnahme.

Dass Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen tatsächlich zu
keinen unverhältnismäßig hohen Belastungen führen,
zeigen z. B. die Aufwendungen für solche Maßnahmen

im Fernstraßenbau bei den Verkehrsprojekten Deutsche
Einheit. Dort machen die Aufwendungen bezogen auf
die Investitionssumme 5 bis 7 % aus. Bei landwirtschaftli-
chen Bauten, bei denen sehr viel leichter als im Straßen-
bau viele erhebliche Beeinträchtigungen mit einer um-
sichtigen Standortwahl vermieden werden können, dürf-
te dieser Anteil unter 5 % liegen. Die Aufwendungen für
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind damit kaum
höher als anderenorts die Ausgaben für Kunst am Bau.

5.7 Beratungsgespräch und Antrags-
unterlagen

Vor der Antragstellung sollten Antragsteller und Natur-
schutzbehörde über die beabsichtigten Baumaßnah-
men, den Standort und die erforderlichen Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen sprechen. Es gibt nichts was so
schwierig wäre, dass man nicht darüber sprechen könn-
te. Die Naturschutzbehörde sollte aufgrund der Infor-
mationen ihres Landschaftsrahmenplanes, des Land-
schaftsplanes und ihrer Gebietskenntnis bereits ein-
schätzen können, inwieweit der Standort akzeptabel ist
und in welchem ungefähren Umfang welche Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege
erforderlich werden können. Die Bedenken, Anforde-
rungen und Anregungen der Naturschutzbehörde soll-
ten nachvollziehbar und verständlich sein. In schwieri-
gen Fällen sollte eine gemeinsame Ortsbesichtigung
möglich sein. Der Antragsteller sollte allerdings nicht
alles der Naturschutzbehörde überlassen. Er sollte
eigene Vorstellungen über die erforderlichen Kompen-
sationsmaßnahmen entwickeln, jedenfalls kritisch und
konstruktiv daran mitwirken.

Umfangreiche Bestandsaufnahmen von Natur und
Landschaft als Voraussetzung für prüfbare Antragsun-
terlagen werden in der Regel nicht erforderlich sein.
Angaben über die aktuelle Bodennutzung der betroffe-
nen Grundflächen werden in den meisten Fällen genü-
gen. Bei der Beanspruchung von für den Naturschutz
wertvollen Flächen oder wenn es Anhaltspunkte gibt,
solche könnten betroffen sein (z. B. die Vorkommen
gefährdeter Pflanzen- oder Tierarten), kann der Antrag-
steller hingegen zu detaillierten Angaben verpflichtet
werden. In jedem Fall aber hat der Antragsteller die
Auswirkungen des Eingriffs auf Natur und Landschaft,
Möglichkeiten der Vermeidung von Beeinträchtigungen
von Natur und Landschaft sowie die Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen im Antrag zu beschreiben und
soweit erforderlich in einem Plan darzustellen (§ 13
Abs. 3 NNatG). Er sollte hierfür sachkundige Stellen in
Anspruch nehmen, wie er auch die bau- und entwurfs-
technischen Aufgaben nicht selbst erfüllt, sondern Fach-
leuten überträgt. Naturschutz und Landschaftspflege
sind Fachaufgaben wie andere auch. Sie erfordern ein
Mindestmaß an Fachkompetenz und Professionalität.

5.8 Durchführung und Kontrolle der
Maßnahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege

Bei den Baumaßnahmen sollten vorhandene Bäume
und Sträucher vor Beschädigung geschützt werden.
Umfangreiche Rodungsarbeiten sollten auf die Zeit
außerhalb der Vegetations- und Brutzeit beschränkt
werden.

12 Inform.d. Naturschutz Niedersachs. 1/2006



,

Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sollten spätestens
dann durchgeführt sein, wenn auch die landwirtschaft-
lichen Bauten hergestellt sind und nicht Jahre später.
Schließlich ist auch zu berücksichtigen, dass diese Maß-
nahmen Jahre und manchmal Jahrzehnte benötigen,
um die Beeinträchtigungen auszugleichen. Die Maß-
nahmen dürfen deshalb nicht herausgezögert oder ver-
schoben, sondern sie müssen unverzüglich durchgeführt
werden.

Vertrauen ist gut. Kontrolle ist besser. Deshalb ist es
selbstverständlich, dass die Naturschutzbehörde oder
die Zulassungsbehörde die Durchführung der Maßnah-
men begutachtet und – falls erforderlich – notwendige
Nachbesserungen verlangt und durchsetzt. Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind
nicht weniger qualifiziert auszuführen als die Baumaß-
nahmen selbst. Der Ausgleich ist dauerhaft zu gewähr-
leisten, weil auch die landwirtschaftlichen Bauten auf
Dauer bestehen. Ein Kompensationsflächenkataster der
unteren Naturschutzbehörde wird dazu beitragen, dass
der Ausgleich nicht vorzeitig untergeht. Kompensations-
maßnahmen, welche nicht auf dem Baugrundstück
selbst durchgeführt werden, sind in geeigneter Weise
rechtlich zu sichern.

6 Schlussbemerkung

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bei landwirtschaftli-
chen Bauten sollten das Verhältnis zwischen Landwirt-
schaft und Naturschutz nicht belasten. Diese Maßnah-
men sollen die Landwirtschaft nicht überfordern, aber
auch nicht unterfordern. Und auch das ist ein Anliegen
des Naturschutzes, wenn auch nicht die Sache der Ein-
griffsregelung: Landwirtschaftliche Bauten sollten
einen Brutplatz bieten für Tiere wie Schleiereulen und
Schwalben.

Abb. 6: Artenschutz an und in landwirtschaftlichen Bauten –
zwar nicht Sache der Eingriffsregelung, aber Selbstverständnis
eines ganzen Berufsstandes. Nach Möglichkeit sollten auch
moderne Stallanlagen und Hallen zugänglich sein – z. B. für
Rauchschwalben.

7 Zusammenfassung

Die Errichtung landwirtschaftlicher Bauten im Außen-
bereich ist zumeist Gegenstand der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung. Der Beitrag konkretisiert die
Anforderungen, welche die Eingriffsregelung an die
Planung und Zulassung solcher Bauten stellt. In dem
Maße wie Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft, z. B. mit einer an den Kriterien des Naturschutzes
und der Landschaftspflege orientierten Standortwahl,
vermieden oder begrenzt werden, verringert sich auch
der Bedarf an Kompensationsmaßnahmen. Insoweit hat
es der Landwirt mit in der Hand, in welchem Umfang
Kompensationsmaßnahmen ergriffen werden müssen.

Neben praktischen Hinweisen für eine solche Opti-
mierung des Bauvorhabens zeigt der Beitrag auf, auf
welche Weise die unvermeidbaren erheblichen Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft, die mit dem
Bau landwirtschaftlicher Bauten verbunden sein kön-
nen, wieder gut gemacht werden können. Diese Grund-
sätze für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen beziehen
sich auf alle wesentlichen Aspekte der Kompensation –
z. B. die Kompensation bodenversiegelungsbedingter
Beeinträchtigungen, Anforderungen an Artenauswahl,
Qualität und Pflege der anzupflanzenden Gehölze oder
auch die landschaftsgerechte Neugestaltung des Land-
schaftsbildes. Es sind dies die Grundsätze, auf die sich
die beteiligten Stellen aus Naturschutz- und Landwirt-
schaftsverwaltung verständigt haben; sie entsprechen
prinzipiell den Anforderungen der Arbeitshilfen der
niedersächsischen Landesnaturschutzverwaltung.
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Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen beim Aus- und Neubau von
Straßen
NiedersächsischeLandesbehördefürStraßenbauundVerkehr &NiedersächsischerLandesbetriebfürWasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz – Geschäftsbereich Naturschutz
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1 Grundsätzliches
1.1 Einzelfallbetrachtung
1.2 Funktionen und Werte
1.3 Wirkfaktoren und Auswirkungen
1.4 Zeiteffekt
1.5 Mehrfachwirkungen von Kompensations-

maßnahmen
2 Richtwerte
2.1 Biotoptypen
2.2 Boden

Die folgende gemeinsame Empfehlung der Niedersäch-
sischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
und des Niedersächsischen Landesbetriebes für Wasser-
wirtschaft, Küsten- und Naturschutz soll zu einem einfa-
chen, landesweit einheitlichen und fachlich zufrieden
stellenden Anwenden der Eingriffsregelung in Straßen-
bau- und Naturschutzverwaltung beitragen. Sie
beschränkt sich auf das Festlegen von Art und Umfang
der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen beim Aus- und
Neubau von Straßen.

1 Grundsätzliches

Der Aus- und Neubau von Straßen kann die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushalts und das Landschaftsbild
erheblich beeinträchtigen (§ 7 NNatG). Unvermeidbare
erhebliche Beeinträchtigungen sind auszugleichen (§ 10
NNatG). Soweit diese Beeinträchtigungen nicht ausge-
glichen werden können, sind bei zulässigen Eingriffen
Ersatzmaßnahmen durchzuführen (§ 12 NNatG).

1.1 Einzelfallbetrachtung

Art und Umfang von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men für erhebliche Beeinträchtigungen der Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes
können nicht pauschal festgelegt werden. Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen müssen die erheblich beein-
trächtigten Funktionen und Werte funktionsbezogen
bestmöglich kompensieren. Der Ableitungszusammen-
hang von Eingriffsfolgen und Eingriffsfolgenbewälti-
gung ist zu beachten.

Für die Prognose der Eingriffsfolgen müssen die von
dem Eingriff voraussichtlich betroffenen Funktionen
und Werte der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts
und des Landschaftsbildes ermittelt, bewertet und
beschrieben werden. Die Funktionen und Werte sind
daraufhin zu untersuchen, inwieweit das Vorhaben und
dessen Wirkfaktoren zu einer Beeinträchtigung der
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes führen können.

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in jedem
Falle funktionsbezogen zu entwickeln. Die sich daraus
ergebenden Ziele der Kompensationsmaßnahmen sind
zu beschreiben.

1.2 Funktionen und Werte

Sowohl die Bestandsaufnahme als auch die Prognose
der mit dem Eingriff verbundenen Beeinträchtigungen
müssen sich auf Funktionen und Werte der Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes
beziehen.

Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes kann
nicht unmittelbar, z. B. über Flächen, sondern nur über
die Komponenten des Naturhaushaltes (Arten, Biotope,
Boden, Wasser, Klima/Luft) und ihre Wechselwirkungen
ermittelt und bewertet werden. Alle diese Komponen-
ten müssen (u. U. in Abhängigkeit vom Biotoptyp mit
unterschiedlicher Intensität) betrachtet werden. Die
Betrachtung geht also über die Flächen und die Einzel-
bestandteile des Naturhaushaltes hinaus.

1.3 Wirkfaktoren und Auswirkungen

Straßenbauvorhaben verursachen durch ihre bau-, anla-
ge- und betriebsbedingten Wirkfaktoren in Abhängig-
keit von deren Reichweite bestimmte Auswirkungen
(Beeinträchtigungen), die funktionsbezogen differen-
ziert zu erfassen und zu beschreiben sind.

1.4 Zeiteffekt

Funktionen und Werte, die nur langfristig oder prak-
tisch nicht wiederherstellbar sind, können zu einem
erhöhten Flächenbedarf für Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen führen. Bezogen auf Biotoptypen sollten für
einen Flächenzuschlag die Richtwerte in Nummer 2
herangezogen werden.

1.5 Mehrfachwirkungen von
Kompensationsmaßnahmen

Grundsätzlich können mit einer einzelnen Ausgleichs-
oder Ersatzmaßnahme Beeinträchtigungen mehrerer
Funktionen und Werte kompensiert werden. Von einer
solchen Mehrfachfunktion ist aber nur auszugehen,
wenn sie sich im Einzelfall funktionsbezogen und
folgerichtig ableiten lässt.

2 Richtwerte

Soweit sich aus der Einzelfallbetrachtung nach den
oben angegebenen Anforderungen nichts anderes
ergibt, sollten für die Ermittlung von Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen die folgenden Empfehlungen ange-
wendet werden.

Diese beziehen sich lediglich auf das Überbauen,
Überformen und Zerstören von Biotoptypen (s. Nr. 2.1)
sowie die Bodenversiegelung oder andere unmittelbar
auf den Boden bezogene Veränderungen (s. Nr. 2.2). Sie
beziehen sich z. B. nicht auf darüber hinausgehende
Beeinträchtigungen gefährdeter Pflanzen- und Tierarten
und insoweit nur auf Einzelaspekte des Eingriffs.
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Abb. 1: Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men sollen nicht einfach irgendwo und
irgendetwas Gutes für Natur und Land-
schaft bewirken. Sie müssen auch nicht
unbedingt an Ort und Stelle des Eingriffs
durchgeführt werden. Sie müssen aber
die tatsächlichen Eingriffsfolgen best-
möglich kompensieren. Das verlangt
regelmäßig die Wiederherstellung oder
Neuentwicklung bestimmter wertvoller
Biotoptypen, wenn solche infolge des
Eingriffs zerstört oder erheblich beein-
trächtigt werden. Im Bild: Strukturreicher
Eichen- und Hainbuchen-Mischwald.

2.1 Biotoptypen

Für Biotoptypen der Wertstufen V und IV 1), die zerstört
oder sonst erheblich beeinträchtigt werden, ist die Ent-
wicklung möglichst der gleichen Biotoptypen in gleicher
Ausprägung (Naturnähestufe) und auf gleicher Flächen-
größe erforderlich. Hierfür sind möglichst Flächen mit
Biotoptypen der Wertstufen I oder II zu verwenden.

Sind Biotoptypen der Wertstufe V und IV im vom Ein-
griff betroffenen Raum in der entsprechenden Ausprä-
gung mittelfristig (bis 25 Jahre) nicht wiederherstellbar,
vergrößert sich der Flächenbedarf im Verhältnis 1 : 2 bei
schwer regenerierbaren Biotopen, im Verhältnis 1 : 3 bei
kaum oder nicht regenerierbaren Biotopen.

Werden Biotoptypen der Wertstufe III zerstört oder
sonst erheblich beeinträchtigt, genügt die Entwicklung
des betroffenen Biotoptyps in gleicher Flächengröße
auf Biotoptypen der Wertstufe I und II. Nach Möglich-
keit sollte eine naturnähere Ausprägung entwickelt
werden.

2.2 Boden

Bei einer Versiegelung von Böden mit besonderer
Bedeutung für den Naturhaushalt 2) sind im Verhältnis
1 : 1 Kompensationsmaßnahmen durchzuführen. Bei
den übrigen Böden genügt ein Verhältnis von 1 : 0,5.
Für die Kompensation ist vorrangig die Entsiegelung
von Flächen erforderlich. Die Flächen sind zu Biotop-
typen der Wertstufen V und IV oder – soweit dies nicht
möglich ist – zu Ruderalfluren oder Brachflächen zu

1) Wertstufenzugehörigkeit von Biotoptypen s. BIERHALS, E., O. v.
DRACHENFELS & M. RASPER (2004): Wertstufen und Regenerations-
fähigkeit von Biotoptypen in Niedersachsen. – Inform.d. Naturschutz
Niedersachs. 24, Nr. 4 (4/2004): 231-240.
2) Böden mit besonderer Bedeutung sind (vgl. NLÖ 2001: Hinweise
zur Ausarbeitung und Fortschreibung des Landschaftsrahmenplans.
– Inform.d. Naturschutz Niedersachs. 21, Nr. 3 (3/2001)):
Z Böden mit besonderen Standorteigenschaften/Extremstandorte
(u. a. sehr nährstoffarme Böden, sehr nasse Böden, sehr trockene
Böden),
Z Naturnahe Böden (z. B. alte Waldstandorte, nicht oder wenig ent-
wässerte Hoch- und Niedermoorböden),
Z Böden mit kulturhistorischer Bedeutung (z. B. Plaggenesche –
sofern selten, Wölbäcker),
Z Böden mit naturhistorischer und geo-wissenschaftlicher Bedeu-
tung,
Z Sonstige seltene Böden (landesweit oder im Naturraum/Boden-
großlandschaft mit einem Anteil unter 1 % als Orientierungswert

entwickeln. Soweit keine entsprechenden Entsiege-
lungsmöglichkeiten bestehen, sind die Flächen aus der
intensiven landwirtschaftlichen Nutzung zu nehmen
und entsprechend zu entwickeln.

Neben der Entsiegelung von Flächen können u. U.
mit der Entwicklung o. g. Biotoptypen auf intensiv
genutzten Flächen erheblich beeinträchtigte Funktio-
nen und Werte des Bodens (einschließlich ihrer Regula-
tionsfunktion für das Grundwasser) wiederhergestellt
werden.

Kompensationsmaßnahmen für erhebliche Beein-
trächtigungen durch Bodenversiegelung sind auf den
unmittelbaren Kompensationsbedarf für Biotope und
Arten nicht anrechenbar. Die Versiegelung eines Bodens
zerstört alle oder fast alle mit dem Boden verbundenen
Funktionen und Werte des Naturhaushalts. Diese Beein-
trächtigungen gehen über die bloße Zerstörung von
Biotoptypen hinsichtlich ihrer Bedeutung für Biotope
und Arten noch hinaus. Da bereits die Zerstörung eines
Biotoptyps kompensationspflichtig ist, müssen die zusätz-
lichen Beeinträchtigungen, die mit der Versiegelung von
Boden verbunden sind, zusätzlich kompensiert werden.

Die Kompensationsmaßnahmen für die Versiegelung
können auf Maßnahmen für das Landschaftsbild oder
Schutzmaßnahmen angerechnet werden, soweit dies
mit den funktionsbezogen abgeleiteten Zielen dieser
Maßnahmen vereinbar ist.

Auch andere Eingriffe, die beim Fernstraßenbau zu
erheblichen Beeinträchtigungen des Bodens als wichti-
gem Bestandteil des Naturhaushaltes führen und nicht
vermieden werden können (z. B. infolge Entwässerung,
Abtrag oder Auftrag von Boden), erfordern Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen. Soweit diese Eingriffe zugleich
zu erheblichen Beeinträchtigungen von Biotoptypen
der Wertstufe V, IV oder III führen können, sind die
erforderlichen Maßnahmen mit den biotoptypbezo-
genen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen abgegolten,
soweit eine solche Mehrfachfunktion gegeben ist. In
den übrigen Fällen sind eigens Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen durchzuführen, und zwar bei Böden mit
besonderer Bedeutung im Verhältnis 1 : 1, bei den
übrigen Böden im Verhältnis 1 : 0,5. Als Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen können z. B. geeignet sein: Wieder-
vernässung von Böden, Aufgabe der Nutzung (z. B.
Entwicklung zu Biotoptypen der Wertstufen V und IV,
Ruderalfluren oder Brachen).
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Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschutzes und der
Landschaftspflege sowie zur Durchführung der Umweltprüfung
und Umweltverträglichkeitsprüfung bei Standortplanung und
Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: 1. 7. 2006)

Herausgegeben vom Niedersächsischen Landkreistag

Vorwort

Der weitere Ausbau regenerativer Energiegewinnung –
zu der auch die Windenergie gehört – ist erklärtes Ziel
sowohl der Bundesregierung als auch der Niedersächsi-
schen Landesregierung.

Allerdings haben die Planung von Standorten und
die Genehmigungspraxis für Windenergieanlagen in
der jüngsten Vergangenheit zu immer kontroverseren
Diskussionen geführt. Zum einen, weil innerhalb Nie-
dersachsens unterschiedliche Maßstäbe mangels einer
einheitlichen Regelung sowohl aus naturschutz- als
auch aus bauplanungs- und bauordnungsrechtlicher
Sicht angelegt wurden. Zum anderen, weil viele Bürger
mittlerweile der Auffassung sind, dass in einigen Regio-
nen das Maß des Erträglichen erreicht ist.

Die folgenden Hinweise umfassen zwei Teile; sie sol-
len die Integration der Belange des Naturschutzes und
der Landschaftspflege bei Entscheidungen über Stand-
orte für Windenergieanlagen verbessern. Sie verstehen
sich hinsichtlich der empfohlenen Ausschlussgebiete
und Abstände vor allem als Abwägungsgrundlage für
die Regional- und Bauleitplanung. Darüber hinaus sol-
len sie zu sachgerechten Entscheidungen in immissions-
schutzrechtlichen Verfahren beitragen. Zu betonen ist,
dass mit der Anwendung der Hinweise insgesamt dem
Vorsorgegedanken Rechnung getragen werden soll.

Eine konkrete Bewertung des Einzelfalls können und
sollen die Empfehlungen jedoch nicht ersetzen.

Schon im Entwurfsstadium hat das nun vorliegende
Papier heftige Befürworter, aber auch Kritiker gefun-
den. Während die einen begrüßten, dass mit diesen
Hinweisen „endlich“ einheitliche Vorgaben für die
Berücksichtigung des Naturschutzes bei Bau und
Betrieb von Windenergieanlagen festgelegt würden,
kritisierten die anderen, dass mit den konkreten Anga-
ben, z. B. von Ausschlussflächen und Abständen,
letztlich in Niedersachsen ein weiterer Ausbau der
Windenergie verhindert würde. Beides ist weder die
Absicht noch der tatsächliche Inhalt dieser Hinweise.

Wir möchten uns an dieser Stelle ausdrücklich für die
vielfältigen Anregungen, aber auch die Kritik bedan-
ken, da wir annehmen, dass auf diese Weise das Papier
nicht nur den zuständigen Genehmigungs- und Über-
wachungsbehörden für Windenergieanlagen, sondern
auch den Herstellern und Betreibern helfen kann, Natur
und Landschaft beim weiteren Ausbau der Windenergie
in Niedersachsen besser zu berücksichtigen. Nicht
zuletzt können dadurch die Genehmigungsverfahren
beschleunigt werden.

Schließlich sind sich die Autoren bewusst, dass der
Erkenntnisfortschritt Eingang in das Papier wird finden
müssen. Für Anregungen sind wir jederzeit dankbar.
Die AG Windenergie beim NLT
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Teil I
Berücksichtigung des Naturschutzes und der
Landschaftspflege

1 Vorbemerkung

(1) Auch die Nutzung der Windenergie erfordert wie
die Nutzung aller anderen Energiequellen und jede
Landnutzung die Integration der Belange des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege. Alle Hinweise ori-
entieren sich am Maßstab der Umweltvorsorge, das
heißt, sie müssen vorsorglich den potenziell ungünstigs-
ten Fall, etwa die empfindlichsten Individuen einer Art
oder der jeweiligen Biozönose berücksichtigen.
(2) Von dem Bau von Windenergieanlagen (WEA) soll-
ten Gebiete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die
eine besondere Bedeutung für Naturschutz und Land-
schaftspflege aufweisen und deren Funktionen oder
Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört
oder erheblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert
regelmäßig auch die Einhaltung bestimmter Abstände
zu diesen Gebieten.
(3) Wenn diese Gebiete nicht frei- oder die notwendi-
gen Abstände nicht eingehalten werden können, müs-
sen die Möglichkeiten ausgeschöpft werden, die mit
der Errichtung von WEA verbundenen Beeinträchtigun-
gen von Natur und Landschaft so weit möglich zu ver-
meiden und die unvermeidbaren erheblichen Beein-
trächtigungen bestmöglich zu kompensieren (Eingriffs-
regelung).
(4) Die Anforderungen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege haben in Niedersachsen angesichts
des weiteren Zuwachses an Anlagen (im Jahr 2004 allein
313), an Standorten und der zunehmenden Anlagen-
höhe sowie der in einigen Regionen bevorstehenden
Neuordnung der Windenergienutzung (Repowering)
nicht an Bedeutung verloren, zumal der Ausbau der
Windenergie mit mehr als viertausendzweihundert
Anlagen (Stand 31.12.2004) "auf dem Festland einen
weitgehenden Sättigungsgrad erreicht hat" (Beschluss
des Niedersächsischen Landtages – Drucksache 15/670
"Zukunft der Windenergie in Niedersachsen sichern –
Konflikte der Windenergienutzung entschärfen").
(5) Eine Arbeitsgruppe von Fachleuten des Niedersäch-
sischen Landkreistages 1) hat deshalb Empfehlungen
erarbeitet, welche die Berücksichtigung der Belange
des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei Ent-
scheidungen über Standorte für WEA verbessern sollen
und sich deswegen insbesondere mit folgenden Aspek-
ten befassen, die für die Entscheidungen von Bedeu-
tung sind:
Z Potenzielle planerische Ausschlussgebiete (Ziffer 3)
Z Abstände (Ziffer 4)
Z Untersuchungen als Voraussetzung für Standortent-

scheidungen (Ziffer 5)
Z Prognose, Bewertung und Bewältigung von Auswir-

kungen auf Natur und Landschaft (Ziffer 6)
Z Antragsunterlagen (Ziffer 7).

1) Der Arbeitsgruppe gehörten an: Jürgen Cassier, Landkreis Roten-
burg (Wümme); Eberhard Giese, Landkreis Aurich; Ilsabe Krüger,
Landkreis Uelzen; Fred Marten, Landkreis Northeim; Bernd Schröder,
Landkreis Harburg; Denise Siemers, Landkreis Nienburg/Weser; Sig-
rid Vogt, Landkreis Rotenburg (Wümme); Günter Wendland, Region
Hannover; Dieter Pasternack, Niedersächsischer Landkreistag; Wil-
helm Breuer, Niedersächsische Fachbehörde für Naturschutz. Für
Hinweise, welche den Schutz der Fledermäuse betreffen, ist zu dan-
ken: Lothar Bach, Ulf Rahmel, Bärbel Pott-Dörfer.

(6) Diese Empfehlungen wenden sich vor allem als eine
Entscheidungshilfe für Abwägungen an die Stellen, die
in Niedersachsen für Entscheidungen über Standorte
für WEA zuständig sind: an die Träger der Regional-
planung (Festlegung von Vorrangstandorten für Wind-
energie), an die Träger der Bauleitplanung (Darstellung
und Festsetzung von Sondergebieten für Windenergie)
sowie an die Stellen, die für die Durchführung von
Raumordnungsverfahren (Prüfung der Vereinbarkeit
von Standorten mit den Zielen der Raumordnung und
der Landesplanung) und immissionsschutzrechtlichen
Zulassungsverfahren zuständig sind. Zugleich wenden
sich diese Empfehlungen aber auch an die Windener-
giewirtschaft und ihre Gutachterbüros.
(7) Die besondere Problematik von WEA im Offshore-
Bereich bleibt in diesen Empfehlungen unberücksich-
tigt, so dass sie darauf nicht angewendet werden kön-
nen. Anforderungen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, welche sich ausdrücklich an die Neuord-
nung der Windenergienutzung (Repowering) richten,
finden sich in den Randnummern 26 und 101. Die
potenziellen planerischen Ausschlussgebiete (Ziffer 3)
sowie die Abstände (Ziffer 4) sollten in der Regional-
und Bauleitplanung sorgfältig geprüft und nach Mög-
lichkeit vollständig berücksichtigt werden.

2 Auswirkungen von Windenergieanlagen
auf Natur und Landschaft

(8) WEA können vor allem wild lebende Tiere sowie das
Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen.

2.1 Vögel

(9) WEA sind Bauwerke, für die es in der Natur keine
Entsprechung gibt. Insofern konnten die einzelnen
Vogelarten kein spezifisches Reaktionsverhalten auf sol-
che Anlagen hin entwickeln. In den für WEA bevorzug-
ten Offenlandschaften treffen die Anlagen auf die spe-
zifischen Ansprüche der Vögel des Offenlandes. Viele
dieser Arten meiden vertikale Strukturen und insoweit
auch die Nähe zu WEA. Daneben scheuen Vögel
möglicherweise auch den Bereich des Schlagschattens,
den der Rotor auf den Erdboden projiziert. Jedenfalls
kann sich ein solches Verhalten als Reaktion auf Schat-
tenbewegungen als überlebenswichtiges Verhalten bei
solchen Arten herausgebildet haben, die mit Beute-
greifern aus der Luft rechnen müssen.
(10) Die gemiedene Zone kann je nach Vogelart, Jah-
reszeit, Aktivität, Nahrungsangebot, Flächennutzung,
Witterung, Anzahl der Vogelindividuen und Anlagen-
größe unterschiedlich groß sein. Die Errichtung von
WEA in bedeutenden Vogellebensräumen führt häufig
zu einer schwerwiegenden Entwertung dieser Lebens-
räume. Der Auswirkungsradius der Anlagen beträgt z.
T. mehr als das Fünffache der Anlagenhöhe, kann also
wesentlich über die unmittelbar beanspruchte Fläche
hinausreichen. WEA und der Schutz bedeutender
Vogellebensräume schließen sich auf der selben Fläche
regelmäßig aus. Eine Verschiebung der Anlagenstand-
orte innerhalb bedeutender Vogellebensräume oder
eine Beschränkung der Anlagenzahl oder -höhe ver-
ringern den Konflikt in der Regel nicht oder nur unwe-
sentlich (z. B. BACH et al. 1999; HÖTKER et al. 2004;
KETZENBERG et al. 2002; KRUCKENBERG & JAENE 1999,
2001; MÜLLER & ILLNER 2001; SCHREIBER 2000).
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(11) WEA sind nicht nur in bestimmten Offenlandschaf-
ten mit Beeinträchtigungen der Avifauna verbunden.
Auch die Inanspruchnahme von Wald für WEA kann zu
einem unmittelbaren Verlust der Lebensräume stö-
rungsempfindlicher Arten mit großem Raumbedarf füh-
ren. Hierzu zählen vor allem alle Wald bewohnenden
Greifvogel- und Eulenarten (allein vierzehn Arten),
Kolkrabe, Schwarzstorch, Graureiher, Hasel- und Auer-
huhn. WEA in Waldnähe können die Lebensräume
Waldrand bewohnender Arten mit kleinen Territorien
wie Raubwürger, Ortolan oder Heidelerche entwerten
oder zerstören.
(12) Während der Bauphase kann es störungsbedingt
zum Verlust von Bruten kommen, wenn die Bauarbei-
ten während der Fortpflanzungszeit (Revierbildungs-,
Brut- und Aufzuchtszeit) durchgeführt werden.
Überdies können mit WEA verbundene Wartungs- und
Reparaturarbeiten immer wieder störungsempfindliche
Arten beunruhigen (z. B. rastende Gänse). Dies betrifft
in vielen Fällen gefährdete Arten.
(13) Häufungen von WEA sind außerdem ein Problem
in Gebieten mit besonders hohen Konzentrationen zie-
hender Vögel, wenn diese in nur geringer Höhe fliegen
bzw. bei Schlechtwetterlagen oder Sturm gezwungen
sind, niedrig zu fliegen. Das Risiko der Vögel, mit den
Anlagen zu kollidieren, kann bei ungünstigen Witte-
rungsbedingungen (Nebel, starker Wind) und in der
Dunkelheit erheblich ansteigen, wenn eine präzise
Ortung der Anlagen und ein Ausweichen der Vögel
nicht mehr möglich sind.
(14) Neben dem Risiko, mit den Anlagen zu kollidieren,
können die Anlagen ziehende Vögel zu Ausweichbewe-
gungen und zu einer Verlagerung des örtlichen Vogel-
zuges oder des Rastgeschehens zwingen und infolge-
dessen zu einem erhöhten Energieaufwand führen.
Dies kann sich negativ auf die Überlebensfähigkeit der
Vögel auswirken. WEA können im übrigen die Nutzung
von Interaktionskorridoren der Vögel (etwa zwischen
Brut- und Nahrungshabitaten oder Schlafplätzen)
beeinträchtigen und auf diese Weise zur Aufgabe von
Teillebensräumen führen.
(15) Insbesondere für wenig wendige Großvogelarten
(z. B. Seeadler, Uhu) sowie Flugjäger in der offenen
Landschaft (z. B. Rotmilan), welche die Anlagen nicht
oder zu spät als Gefahr erkennen, besteht ein generel-
les Risiko, an WEA zu verunglücken. So häufen sich in
letzter Zeit Todfunde solcher Arten (z. B. DÜRR 2001;
GESELLSCHAFT ZUR ERHALTUNG DER EULEN 2004).

2.2 Fledermäuse

(16) Vor allem für Fledermausarten, die den offenen
Luftraum als Jagdhabitat nutzen (Kleiner und Großer
Abendsegler, Breitflügel- und Zweifarbfledermaus) oder
ziehende Arten (z. B. Kleiner und Großer Abendsegler,
Zweifarbfledermaus, Rauhautfledermaus, Zwergfleder-
maus) stellen WEA lebensgefährliche Hindernisse dar.
Aus Untersuchungen über Breitflügelfledermäuse ist
bekannt, dass diese Art die Nähe zumindest kleinerer
WEA als sommerliches Jagdgebiet zu meiden scheint.
Welche Gründe hierfür eine Rolle spielen, ist bisher
unklar. Möglicherweise erkennen die Tiere die sich dre-
henden Rotoren als eine Gefahr. Ein ähnliches Verhal-
ten ist unabhängig von der Anlagenhöhe für die hoch
fliegenden Arten anzunehmen. Eine Meidung der Anla-
gen kann aber nur bei Tieren der Lokalpopulation ver-
mutet werden, d. h. den Tieren, die ihre sommerlichen

Jagdgebiete im Umfeld von WEA nutzen und die Situa-
tion vor Ort vermutlich ausreichend kennen. Erwiesen
ist das aber nicht. Für ziehende Tiere muss von einem
deutlich erhöhten Kollisionsrisiko ausgegangen wer-
den, wie die mittlerweile erhobenen Daten aus
Deutschland, Europa, USA und Australien zeigen
(z. B. DÜRR & BACH 2004; BACH & RAHMEL 2004).
(17) Die um WEA als Jagdgebiet gemiedene Zone
variiert je nach Fledermausart, Jahreszeit, Aktivität,
Nahrungsangebot, Flächennutzung, Witterung und
Anlagengröße. Die Errichtung von WEA in bedeuten-
den Jagdlebensräumen kann zu einer Entwertung
dieser Lebensräume führen. Eine Verschiebung der
Anlagenstandorte innerhalb bedeutender Jagdlebens-
räume oder eine Beschränkung der Anlagenzahl oder
-höhe verringern den Konflikt in der Regel nicht oder
nur unwesentlich (z. B. BACH 2002; BACH & RAHMEL
2004; RAHMEL et al. 2004).
(18) WEA können nicht nur in offenen oder struktur-
reichen Landschaften zu einer Beeinträchtigung von
Fledermäusen führen. Die Tendenz, auch Waldflächen
für WEA in Anspruch zu nehmen, bedeutet neben der
Erhöhung des Kollisionsrisikos für die im Wald jagenden
Arten einen unmittelbaren Verlust von Fledermausle-
bensräumen. Hiervon wären die Jagdgebiete vor allem
der Arten betroffen, die regelmäßig oder fakultativ
oberhalb der Baumkronen jagen. Dazu zählen neben
den hoch fliegenden Arten Großer und Kleiner Abend-
segler auch Zwergfledermäuse und eher strukturgebun-
den fliegende Arten wie Bechstein-, Mops- und Fran-
senfledermaus. Werden für die Aufstellung von WEA
eigens Waldflächen gerodet, können unmittelbar Jagd-
gebiete verloren und Quartiere von Fledermäusen zer-
stört werden.
(19) WEA stellen in Gebieten mit Konzentrationen
ziehender Fledermäuse ein generelles Problem dar.
Ziehende Fledermäuse orientieren sich vermutlich nicht
oder nur eingeschränkt mittels Echoortung. Auf welche
Weise sie sich auf dem Zug orientieren, ist nicht
bekannt. Es kann aufgrund der oben genannten Befun-
de und den im Vergleich zum Vogelschlag recht hohen
Opferzahlen an WEA davon ausgegangen werden, dass
viele Tiere die Anlagen nicht oder zu spät wahrnehmen.
Auch Tiere, die nicht direkt vom Rotor getroffen wer-
den, können in den leeseitigen Turbulenzen der WEA
zu Schaden kommen. Nach den Aufsammlungen von
Schlagopfern sind von WEA nicht nur in größeren
Höhen jagende Arten betroffen, wenngleich aus dieser
Gruppe die meisten Opfer gefunden wurden. Von
besonderer Bedeutung für den Fledermauszug sind
vermutlich die großen Flusstäler und Bereiche, in denen
Wald und Gewässer aneinander grenzen.
(20) Die Wärmeentwicklung an den Anlagen kann zu
einer Konzentration von Insekten im Bereich des Getrie-
begehäuses führen und damit Fledermäuse zur Jagd
verleiten, was das Kollisionsrisiko deutlich erhöht.

2.3 Landschaftsbild

(21) WEA sind technische Bauwerke, die insbesondere
in Form von Windfarmen nicht nur in einem beträchtli-
chen Umfang Flächen beanspruchen, sondern es gehen
von diesen Bauwerken wegen ihrer Größe, Gestalt,
Rotorbewegung und -reflexe auch großräumige Wir-
kungen aus, die das Erscheinungsbild einer Landschaft
verändern und ihr bei großer Anzahl und Verdichtung
den Charakter einer Industrielandschaft geben können.
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,

Die bauhöhenbedingte Dominanz wird aufgrund der
Bevorzugung von Offenlandschaften und exponierten
Standorten noch verstärkt. Die Geräuschentwicklung
der Anlagen stellt zumindest innerhalb von Bereichen
mit besonderer Bedeutung für die Erholung ein zusätz-
liches Problem dar.
(22) Die je nach Standort (z. B. Nähe zu Flugplätzen)
oder Bauhöhe (mehr als 100 m über Grund) erforderli-
che Kennzeichnung gemäß der Allgemeinen Vorschrift
zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen kann zu
einer zusätzlichen erheblichen Beeinträchtigung füh-
ren. Das gilt für farbliche Kennzeichnungen, insbeson-
dere aber auch dann, wenn die Kennzeichnung durch
weiß blitzende Feuer (tags) und rote Hindernisfeuer
bzw. Gefahrenfeuer (nachts) erfolgt.

Abb. 1: Der Schutz des Landschaftsbildes ist nicht subjektiven
Wertmaßstäben unterworfen. Es kommt nicht darauf an, ob ein
etwa von WEA verändertes Landschaftsbild nicht auch als schön
empfunden werden könnte. Zu schützen ist vielmehr das
Eigentliche, das Typische, der spezifische natürliche und kultur-
historische Formenschatz und Gestaltkanon einer Landschaft –
das, was eine Landschaft von einer anderen unterscheidet, sie
unverwechselbar und auch zur Heimat macht.

2.4 Weitere Auswirkungen

(23) Bau- und anlagebedingt können WEA weitere
Teile, Funktionen oder Werte von Natur und Landschaft
in Mitleidenschaft ziehen. Das gilt vor allem für die
Überbauung von Boden infolge von Erschließungsmaß-
nahmen, Wegebau, Grabenverrohrungen für Überfahr-
ten sowie die Inanspruchnahme von naturbetonten Bio-
topen. Die damit verbundenen Beeinträchtigungen der
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Land-
schaftsbildes sind häufig erheblich und können insofern
Standortalternativen oder Kompensationsmaßnahmen
erforderlich machen.

3 Potenzielle planerische Ausschlussgebiete

(24) In bestimmten naturschutzrechtlich besonders
geschützten Gebieten einschließlich solcher Gebiete,
welche die Voraussetzung für eine Unterschutzstellung
erfüllen, Gebieten mit Festlegungen der Raumordnung
zugunsten von Natur und Landschaft sowie Erholung
und in bestimmten naturschutzfachlich qualifizierten
Gebieten sowie im Wald sollten keine WEA errichtet
werden. Diese Gebiete sollten zum Schutz des Natur-
haushaltes oder des Landschaftsbildes von der

Regional- und Bauleitplanung als Ausschlussgebiete für
Windenergie betrachtet werden. Bau und Betrieb von
WEA sind in der Regel wegen der zu erwartenden
negativen Umweltauswirkungen mit dem Schutz dieser
Gebiete nicht vereinbar und können auf der Ebene der
Vorhabenszulassung ein Entgegenstehen der Belange
des Naturschutzes und der Landschaftspflege begrün-
den. Das gilt insbesondere für die folgenden Katego-
rien von Gebieten:

Naturschutzrechtlich besonders geschützte oder ent-
sprechend zu schützende Gebiete
Z Naturschutzgebiete (§ 24 NNatG)*
Z Landschaftsschutzgebiete (§ 26 NNatG)*
Z Besonders geschützte Biotope (§ 28a NNatG)
Z Besonders geschütztes Feuchtgrünland (§ 28b

NNatG)
Z Nationalparke (§ 24 BNatSchG)
Z Biosphärenreservate (§ 25 BNatSchG)
Z Naturparke (§ 34 NNatG)
Z Gebiete des Europäischen ökologischen Netzes Natu-

ra 2000 soweit sie zum Schutz von Vogel- oder Fle-
dermausarten erforderlich sind.

* einschließlich solcher Gebiete, welche gemäß Land-
schaftsrahmenplan die Voraussetzung für eine solche
Unterschutzstellung erfüllen.

Festlegungen in Raumordnungsprogrammen
Z Vorranggebiete für Natur und Landschaft
Z Vorsorgegebiete für Natur und Landschaft
Z Vorranggebiete für Grünlandbewirtschaftung,

-pflege und -entwicklung
Z Vorsorgegebiete für Grünlandbewirtschaftung,

-pflege und -entwicklung
Z Gebiete zur Verbesserung der Landschaftsstruktur

und des Naturhaushaltes
Z Vorrang- und Vorsorgegebiete für Erholung.

Naturschutzfachlich qualifizierte Gebiete sowie Wald
Z Feuchtgebiete internationaler Bedeutung
Z Vogelbrutgebiete nationaler, landesweiter, regiona-

ler und lokaler Bedeutung (WILMS et al. 1997)
Z Gastvogellebensräume internationaler, nationaler,

landesweiter, regionaler und lokaler Bedeutung
(BURDORF et al. 1997)

Z Leitkorridore des Vogelzuges
Z Leitkorridore des Fledermauszuges
Z Gebiete mit besonderer Bedeutung für den Fleder-

mausschutz (hierzu zählen die in den Randnummern
35 und 36 aufgeführten Gebiete)

Z Landschaftsbildeinheiten mit sehr hoher und hoher
Bedeutung (KÖHLER & PREISS 2000)

Z Waldflächen im Sinne des Landeswaldgesetzes. 2)

Unter Umständen kann es für die Regional- und Bauleit-
planung sinnvoll sein, nach regionalen oder örtlichen
Erfordernissen eine Rangfolge dieser Gebiete zu bilden
und z. B. zwischen strikten Ausschlussgebieten, Restrik-
tions- oder Vorbehaltsgebieten zu differenzieren oder
auch weitere Gebietskategorien aufzunehmen, um eine
geordnete Nutzung der Windenergienutzung zu
ermöglichen.

2) Bemerkenswerterweise soll auch nach Auffassung des Bundesmi-
nisters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine Nutzung
von Waldflächen für Zwecke der Windenergiewirtschaft vermieden
werden (Schreiben des Bundesumweltministeriums vom 15.10.04 an
den Niedersächsischen Landkreistag).
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(25) Die genannten Gebietskategorien können sich
vielfach überlagern. Der Anteil dieser Gebiete ist regio-
nal unterschiedlich hoch. Sie sollten für WEA nur in
Anspruch genommen werden, wenn das mit ihrem
Schutz (z. B. mit dem Schutzzweck der Landschafts-
schutzgebietsverordnung) vereinbar ist. Das ist nur
ausnahmsweise der Fall. Solche Gebiete sollten auch
deshalb von der Errichtung von WEA freigehalten wer-
den, weil ihre Zerstörung oder erhebliche Beeinträch-
tigung oft irreversibel ist.
(26) Sofern in den genannten Gebieten bereits WEA
errichtet wurden, sollte bei einem Repowering bzw.
nach Erlöschen des Bestandsschutzes geprüft werden,
ob diese verlagert oder abgebaut werden können, um
so die Bedeutung dieser Gebiete für Naturschutz und
Landschaftspflege zurückzugewinnen.
(27) Bedeutende Vogellebensräume sollten in Regio-
nal- und Bauleitplanung unabhängig von der Störemp-
findlichkeit der darin vorkommenden Arten gegenüber
WEA vorsorglich als Ausschlussgebiete behandelt wer-
den. Es liegen nämlich bei weitem nicht für alle Arten
gesicherte Erkenntnisse über deren Störempfindlichkeit
vor. Schließlich handelt es sich um die wichtigsten
Lebensräume für Vögel, die als solche geschützt und
folglich von WEA freigehalten werden sollten. Für
bedeutende Fledermauslebensräume gilt das ebenso.
Allerdings sind sie bisher kaum identifiziert worden.
Bekannt ist allerdings, dass Wälder und strukturreiche
Landschaften sowie größere Gewässer generell eine
hohe Bedeutung für Fledermäuse haben. So kommt es
z. B. an Dümmer, Steinhuder Meer und Zwischenahner
Meer im Frühjahr zu Konzentrationen von vielen Hun-
dert Abendseglern.
(28) Für den Ausschluss bedeutender Vogellebensräu-
me spricht auch, dass sie am ehesten für die Ansiedlung
störempfindlicher Vogelarten geeignet sind oder mit
Maßnahmen des Naturschutzes für solche Arten ent-
wickelt werden können, so dass bei diesen Gebieten
nicht in jedem Fall allein der aktuelle Artenbestand für
den Ausschluss von WEA maßgeblich ist. Das gilt ent-
sprechend für die Abstände zu bedeutenden Vogel-
lebensräumen.
(29) Die naturschutzfachlich qualifizierten Gebiete sind
in der Regel in einem aktuellen Landschaftsrahmenplan
oder Landschaftsplan dargestellt oder der Naturschutz-
behörde bekannt. Liegen keine aktuellen Informatio-
nen vor, kann die Ermittlung dieser Gebiete vor einer
Standortentscheidung erforderlich sein (s. Ziffer 5).

4 Abstände

(30) WEA müssen in der Regel zu Gebieten, deren
Naturhaushalt oder Landschaftsbild geschützt werden
soll, Abstände halten, um eine Zerstörung oder erhebli-
che Beeinträchtigung der zu schützenden Gebiete bzw.
ihrer Bestandteile auszuschließen oder die Beeinträchti-
gungen zumindest zu beschränken. Die folgenden
Abstandsempfehlungen beziehen Vorsorgeintentionen
zum Schutz besonders geschützter Teile von Natur und
Landschaft sowie besonders oder streng geschützter
Arten ein. Im Einzelfall können größere Abstände erfor-
derlich oder auch Unterschreitungen möglich sein.
(31) Diese Abstände sollten allerdings nur unterschrit-
ten werden, wenn dies mit dem Schutz dieser Gebiete
vereinbar ist. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn

innerhalb der empfohlenen Abstände bereits störende
bauliche Anlagen bestehen und die WEA nicht zu einer
zusätzlichen Beeinträchtigung der Gebiete führen.
Darüber hinaus kann eine Unterschreitung auch dann
vertretbar sein, wenn nur so eine geordnete Windener-
gienutzung gewährleistet werden kann.
(32) Die empfohlenen Abstände basieren auf den Emp-
fehlungen des Bundesamtes für Naturschutz oder Rege-
lungen anderer Bundesländer, die bezogen auf die
Bedingungen in Niedersachsen modifiziert oder ergänzt
wurden (BUNDESAMT FÜR NATURSCHUTZ 2000; MINIS-
TERIUM FÜR LANDWIRTSCHAFT, UMWELTSCHUTZ UND
RAUMORDNUNG BRANDENBURG 2003).

4.1 Allgemeine Abstände

1.000 m
Z Naturschutzgebiete (§ 24 NNatG)*
Z Landschaftsschutzgebiete (§ 26 NNatG)*
Z Nationalparke (§ 24 BNatSchG)
Z Biosphärenreservate (§ 25 BNatSchG)
Z Gebiete des Europäischen ökologischen Netzes Natu-

ra 2000 soweit sie zum Schutz von Vogelarten erfor-
derlich sind

Z Feuchtgebiete internationaler Bedeutung
Z Vorranggebiete für Natur und Landschaft
Z Vorranggebiete für Erholung
Z Gastvogellebensräume internationaler Bedeutung.
* einschließlich solcher Gebiete, welche gemäß Land-
schaftsrahmenplan die Voraussetzung für eine solche
Unterschutzstellung erfüllen.

500 m 3)

Z Gebiete des Europäischen ökologischen Netzes Natu-
ra 2000 soweit sie zum Schutz von Fledermausarten
erforderlich sind

Z Vorranggebiete für Grünlandbewirtschaftung,
-pflege und -entwicklung

Z Vogelbrutgebiete nationaler, landesweiter, regiona-
ler und lokaler Bedeutung

Z Gastvogellebensräume nationaler, landesweiter, regi-
onaler und lokaler Bedeutung.

200 m
Z Waldflächen im Sinne des Landeswaldgesetzes.

4.2 Spezifische Abstände Brutvögel

(33) Zu Brutplätzen oder Brutkolonien besonders stö-
rempfindlicher sowie kollisionsgefährdeter Vogelarten
sollten größere Abstände als 500 m eingehalten wer-
den. Das gilt insbesondere für die im Anhang aufge-
führten Brutvogelarten. Soweit sich die dort genannten
Abstände auf Nahrungshabitate beziehen, diese aber
nicht bekannt sind, sind die potenziellen Nahrungshabi-
tate entsprechend zu berücksichtigen. Es ist im Einzel-
fall zu prüfen, ob für weitere Arten spezifische Abstän-
de erforderlich sind.

3) Ein Abstand von 500 m zu bedeutenden Vogellebensräumen ist
auch vom Niedersächsischen Umweltministerium als erforderlich
angesehen worden (s. Erlass dieses Ministeriums vom 21.06.1993
"Leitlinie zur Anwendung der Eingriffsregelung des Niedersächsi-
schen Naturschutzgesetzes bei der Errichtung von WEA" in Verbin-
dung mit den von diesem Ministerium herausgegebenen Fachkarten
bedeutender Vogellebensräume).
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Abb. 2: Zu den Vorkommen von 14 besonders störempfind-
lichen oder kollisionsgefährdeten, zumeist sehr seltenen Brutvo-
gelarten sollten Windenergieanlagen einen Abstand von
mindestens 1.000 m halten. Zu diesen Arten zählt der Schwarz-
storch. Zudem sollten auch die Nahrungshabitate der Arten und
die Flugwege dorthin frei von Hindernissen bleiben.

4.3 Spezifische Abstände Gastvögel

(34) Neben einem generellen Abstand von 1.000 m zu
international bedeutenden Rast- und Überwinterungs-
plätzen sollten die Interaktionskorridore zwischen den
verschiedenen Habitaten freigehalten werden (z. B.
Verbindungen zwischen Nahrungs- und Schlafplätzen).
Dies betrifft insbesondere die im Anhang genannten
Gastvogelarten. Es ist im Einzelfall zu prüfen, ob für
weitere Arten spezifische Abstände erforderlich sind.

4.4 Spezifische Abstände Fledermäuse

(35) Zu folgenden Gebieten mit besonderer Bedeutung
für Fledermäuse sollte ein Abstand von mindestens
500 m eingehalten werden:
Z zu Fledermauswochenstuben oder Balzquartieren

der Arten Großer und Kleiner Abendsegler, Zweifarb-
fledermaus, Rauhautfledermaus,

Z zu Winterquartieren der Arten Großer und Kleiner
Abendsegler,

Z zu Zugkorridoren der Fledermäuse.

(36) Zu folgenden Gebieten mit besonderer Bedeutung
für Fledermäuse sollte ein Abstand von mindestens
200 m eingehalten werden:
Z zu wichtigen Fledermausjagdgebieten eingriffssen-

sibler Arten der Offenlandschaft (Breitflügelfleder-
maus, Großer und Kleiner Abendsegler, Zweifarbfle-
dermaus, Rauhautfledermaus, Großes Mausohr),

Z zu wichtigen Fledermausjagdgebieten eingriffs-
sensibler über dem Kronendach des Laubwaldes

jagender Arten (Großer und Kleiner Abendsegler,
Zweifarbfledermaus, Bechstein-, Mops- und Fransen-
fledermaus),

Z zu intensiv genutzten Flugstraßen der eingriffssen-
siblen Arten Großer und Kleiner Abendsegler, Zwei-
farb- und Breitflügelfledermaus.

4.5 Spezifische Abstände Landschaftsbild

(37) Landschaftsbildeinheiten mit sehr hoher und
hoher Bedeutung bzw. Gebiete mit besonderer Bedeu-
tung für die Erholung können in der Regel nur vor den
von WEA ausgehenden Beeinträchtigungen geschützt
werden, wenn die Anlagen große Abstände zu solchen
Gebieten einhalten.
(38) Die Frage ausreichender Abstände stellt sich regel-
mäßig auch bei Landschaftsschutzgebieten zum Schutz
von Vielfalt, Eigenart oder Schönheit des Landschafts-
bildes und Gebieten, die für die Erholung wichtig sind.
Dies gilt im Prinzip auch für viele Naturschutzgebiete.
Bei der Festlegung der Abstände sollte berücksichtigt
werden, dass 43 % aller Landschaftsschutzgebiete und
40 % aller Naturschutzgebiete kleiner als 20 ha sind.4)

Zum Vergleich: 20 ha kann bereits das Aufstellungs-
muster von nur vier WEA beanspruchen. Insoweit kann
der allgemein z. B. zu Landschaftsschutzgebieten emp-
fohlene Abstand von 1.000 m im Einzelfall zu gering
sein. Zum Beispiel wurden im Regionalen Raumord-
nungsprogramm für den Großraum Braunschweig
Abstände zum Nationalpark Harz von 10.000 m und
zum Naturpark Elm-Lappwald von 5.000 m festgelegt
(BTE LANDSCHAFTS- UND UMWELTPLANUNG 1997).
(39) Die erforderlichen Abstände müssen im Einzelfall
anhand nachvollziehbarer Kriterien wie Schutzwürdig-
keit der Gebiete und Schwere der Auswirkungen
(visuelle Verletzlichkeit) festgelegt werden.

5 Untersuchungen als Voraussetzung für
Standortentscheidungen

(40) Die auf allen Planungsebenen erforderliche
Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und
der Landschaftspflege erfordert die Einbeziehung von
Informationen über Natur und Landschaft. Art und
Umfang dieser Informationen müssen der jeweiligen
Planungsebene angemessen sein. Die hierfür erforderli-
chen Untersuchungen sind in der Regionalplanung und
in der Bauleitplanung Aufgabe des Trägers der Regio-
nal- bzw. der Bauleitplanung, im Raumordnungs- und
Zulassungsverfahren Aufgabe des Vorhabenträgers. Die
im Bauleitplanverfahren beteiligten Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange haben die ihnen
vorliegenden umweltbezogenen Informationen der
Gemeinde unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.
Für das Prüfprogramm hinsichtlich der Belange des Naturschutzes
und der Landschaftspflege sind in der Flächennutzungsplanung fol-
gende Umstände beachtlich: Kommt es bei der Vorhabenszulassung
nur auf die Beeinträchtigung des beantragten Standortes und seiner
Umgebung an, wird bei einer Flächennutzungsplandarstellung mit
Ausschlusswirkung stets eine Überprüfung des gesamten Gemeinde-
gebietes (bzw. des gesamten Außenbereiches der Gemeinde) erfor-
derlich. Auch für die nicht dargestellten, potenziell aber für Wind-
energie in Frage kommenden Flächen ist die Beeinträchtigung der
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu ermitteln
und darzulegen, ob (auch) diese Belange den Ausschluss begründen.

4) Stand der Ausweisung von Naturschutz- und Landschaftsschutz-
gebieten in Niedersachsen am 31.12.2002 (Quelle: NLÖ)

21Inform.d. Naturschutz Niedersachs. 1/2006



Um die Ausschlusswirkung gem. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB zu errei-
chen, ist ein schlüssiges Planungskonzept für den gesamten Außen-
bereich der Gemeinde erforderlich. Wesentlich für den Flächennut-
zungsplan ist daher eine vergleichende Bewertung aller möglichen
Standorte im Gemeindegebiet auch im Hinblick auf die Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege. Nicht ausreichend ist es,
den Untersuchungsraum auf die letztendlich dargestellten Stand-
orte und ggf. auf ihre je nach Standort und ggf. auf ihre je nach
untersuchtem Schutzgut festgelegte Umgebung zu beschränken.
Ein Flächennutzungsplan, der sich lediglich auf die Prüfung der
ausgewählten Standorte beschränkt, hätte zwar den Nachweis der
Eignung der Anlagenstandorte erbracht, gleichwohl erzielte dieser
aber nicht die Ausschlusswirkung für das übrige Gemeindegebiet.
Die rechtliche Wirkung des Flächennutzungsplanes bliebe dann auf
eine positive, unterstützende Darstellung beschränkt.

(41) Auf der Ebene von Regional- und Bauleitplanung
müssen diese Informationen inhaltlich den Anforderun-
gen genügen, die auch an den Landschaftsrahmenplan
bzw. Landschaftsplan gestellt werden (NIEDERSÄCHSI-
SCHES LANDESAMT FÜR ÖKOLOGIE 2001; NIEDERSÄCH-
SISCHER STÄDTE- UND GEMEINDEBUND, NIEDERSÄCH-
SISCHER STÄDTETAG, NIEDERSÄCHSISCHER LANDKREIS-
TAG, NIEDERSÄCHSISCHES UMWELTMINISTERIUM,
NIEDERSÄCHSISCHES INNENMINISTERIUM & NIEDER-
SÄCHSISCHES LANDESAMT FÜR ÖKOLOGIE 2001; RdErl.
d. MU v. 01.06.2001, Nds. MBl. Nr. 21/2001, S. 453: Richt-
linie für die Ausarbeitung und Fortschreibung des Land-
schaftsrahmenplans nach § 5 des Niedersächsischen
Naturschutzgesetzes). Das gilt insbesondere für Infor-
mationen über Lage und Ausdehnung von Gebieten mit
besonderer Bedeutung für Brut- und Gastvögel, den
Vogelzug, Fledermäuse und das Landschaftsbild ein-
schließlich der Festlegung der Abstände, die zu ihrem
Schutz erforderlich sind (s. Ziffer 4).
(42) Im Interesse der Planungssicherheit sollten Vor-
rangstandorte bzw. Sondergebiete für Windenergie nur
dargestellt werden, wenn eine besondere Bedeutung
dieser Gebiete für den Schutz der Avifauna, von Fleder-
mäusen und des Landschaftsbildes nach den verfügba-
ren Erkenntnissen ausgeschlossen werden kann. Ist die
Bedeutung zweifelhaft, sollte sie zuvor eigens unter-
sucht werden. Anderenfalls kann sich im nachgelager-
ten immissionsschutzrechtlichen Zulassungsverfahren
die Errichtung von WEA als unzulässig erweisen, wenn
auf dieser Ebene entgegenstehende Belange des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege festgestellt werden.
Dieses kann auch die mit der regional- oder bauleitpla-
nerischen Darstellung beabsichtigte Ausschlusswirkung
gefährden, so dass z. B. WEA im gesamten Gemeindege-
biet möglich sein können.
(43) Artenerfassungen können insoweit auch auf der
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung erforderlich
sein: Der Schutz bedeutender Lebensräume und Arten
sowie des Landschaftsbildes ist ein abwägungsrelevan-
ter Belang, der entsprechend zu ermitteln, zu bewerten
und in die planerische Abwägung nach § 1 Abs. 7
BauGB einzubeziehen ist. Das stellt die planende
Gemeinde vor die Aufgabe, der Frage nachzugehen,
inwieweit die betroffenen Flächen eine solche Bedeu-
tung haben. Den im Sinne § 10 Abs. 2 Nr. 11 BNatSchG
streng geschützten Arten kommt in der Abwägung
besonderes Gewicht zu.
(44) Die Rechtsprechung hat an der Notwendigkeit von
Bestandsaufnahmen auch in der Bauleitplanung keinen
Zweifel gelassen: Für eine ordnungsgemäße Abwägung
muss das Abwägungsmaterial vollständig erhoben wer-
den (bezüglich unzureichender Bestandsaufnahmen der
Tierwelt s. z. B. VGH Kassel, Beschluss v. 22.07.1994). Hier-
für ist grundsätzlich eine sorgsame Bestandsaufnahme
erforderlich (BVerwG, Beschluss v. 09.03.1993). Das

Abwägungsmaterial darf nicht veraltet sein; es ist bei
einer längeren Verfahrensdauer ggf. auf den neuesten
Stand zu bringen (VerwG Mannheim, Urteil v. 27.11.
1986). Gibt es Anhaltspunkte für das Vorhandensein
gefährdeter oder seltener Arten, wird dem im Rahmen
der Ermittlung nachzugehen sein (BVerwG, Beschluss v.
21.02.1997, Hessischer VGH, Urteil v. 24.11.2003). Diese
Grundsätze sind in § 2 Abs. 4 BauGB, der seit dem
20.7.2004 anzuwenden ist, eingeflossen.
(45) Diese Erfassungen müssen bereits in der Flächen-
nutzungsplanung vorgenommen werden. Anderenfalls
ist eine Abwägung im Rahmen der Flächennutzungspla-
nung nicht möglich. Dies kann zur Nichtigkeit des Flä-
chennutzungsplanes führen. Die Darstellung von Flä-
chen für die Windenergie setzt voraus, dass diese Flä-
chen auch grundsätzlich für diese bauliche Nutzung
geeignet sind.
(46) Für das immissionsschutzrechtliche Zulassungsver-
fahren werden in der Regel ergänzende Informationen
benötigt, insbesondere für die Prognose, Bewertung
und Bewältigung der Auswirkungen des Vorhabens auf
Natur und Landschaft. Diese Informationen bauen
zweckmäßiger Weise auf den Ergebnissen der vorge-
lagerten Planungsebene auf (§ 2 Abs. 4 Sätze 5 und 6
BauGB).
(47) Die folgenden Hinweise umfassen einen Katalog
von Anforderungen an Untersuchungen, aus dem je
nach den Bedingungen der Planungsebene und des Ein-
zelfalls mit Beteiligung der Naturschutzbehörde und
ggf. der Fachbehörde für Naturschutz ein spezifisches
Anforderungsprofil festzulegen ist. Insoweit können
sich im Einzelfall u. U. geringere oder weitergehende
Anforderungen stellen.
(48) Die nachstehenden Anforderungen basieren auf
den hierzu von den Landesämtern und dem Bundesamt
für Naturschutz entwickelten Anforderungen, die bezo-
gen auf die Bedingungen in Niedersachsen modifiziert
oder ergänzt worden sind (ARBEITSGRUPPE EINGRIFFS-
REGELUNG DER LANDESANSTALTEN/-ÄMTER UND DES
BUNDESAMTES FÜR NATURSCHUTZ 1996 sowie BUN-
DESAMT FÜR NATURSCHUTZ 2000).

5.1 Brut- und Gastvögel, Vogelzug

(49) Informationen über bedeutende Vogellebensräu-
me liegen bei der unteren Naturschutzbehörde oder
der Fachbehörde für Naturschutz vor. Eine landesweite
systematische Erfassung dieser Lebensräume fehlt
allerdings. Zudem müssen die vorhandenen Informa-
tionen wegen der Dynamik der Vogelbestände stetig
fortgeschrieben werden.
(50) Die Notwendigkeit von Erfassungen als Voraus-
setzung bei Entscheidungen über Standorte für WEA
besteht insbesondere in solchen Bereichen, deren
Bedeutung für den Schutz von Brut- oder Gastvögeln
unklar, in denen aber eine Bedeutung zu vermuten ist.
(51) Auch in Gebieten mit vorherrschender Ackernut-
zung muss regelmäßig mit Vorkommen gefährdeter
Brutvogelarten gerechnet werden, die auch oder gera-
de Ackerflächen als Brut- oder Nahrungshabitate nut-
zen (z. B. Wiesenweihe, Rotmilan, Kiebitz, Wachtel).
Diesen Arten wird nachzugehen sein, wenn Bau und
Betrieb von WEA die Lebensräume dieser Arten zerstö-
ren könnten oder die Gefahr besteht, dass Individuen
dieser Arten an den Anlagen verunglücken. Die Arten
agrarisch genutzter Offenlandschaften sind zudem
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zunehmend gefährdet, was die aktuelle Rote Liste
belegt. Darin mussten insbesondere Arten der Agrar-
landschaft hochgestuft werden (SÜDBECK & WENDT
2002).
(52) Darüber hinaus ist in den landwirtschaftlich
genutzten Offenlandschaften generell mit bedeuten-
den Gastvogelvorkommen zu rechnen. Das gilt insbe-
sondere für den Kiebitz. WEA können diese Rastplätze
großflächig zerstören, so dass auch der Bedeutung sol-
cher Gebiete für Gastvögel nachzugehen ist. Insofern
kann aus der agrarischen Nutzung von Offenlandschaf-
ten nicht von vornherein auf eine geringe Bedeutung
dieser Gebiete für den Schutz gefährdeter Brut- und
Gastvögel geschlossen werden.

Untersuchungsraum
(53) Der Untersuchungsraum sollte unter Berücksichti-
gung der relevanten naturräumlichen Bedingungen
und der zu vermutenden tierökologischen Funktionen
einzelfallbezogen abgegrenzt werden. Als Anhaltswert
sollte er je Einzelanlage mindestens die 10-fache Anla-
genhöhe, bei Windfarmen ab 6 WEA mindestens
2.000 m im Umkreis von den äußeren Anlagenstand-
orten gemessen, umfassen. Bei Vogelarten mit großen
Raumansprüchen sind die Interaktionsräume (u. a. Wan-
der- und Zugkorridore) zu berücksichtigen.

Brutvogelerfassung
(54) Die Brutvogelbestandsaufnahme sollte 10 Be-
standserfassungen (in strukturarmen Agrarlandschaften
mindestens 5) auf der gesamten Fläche, verteilt auf die
gesamte Brutzeit (Ende März bis Mitte Juli), umfassen.
Zwischen den einzelnen Erfassungstagen sollten
Abstände von mindestens einer Woche liegen. Die
ermittelten Brutvogelreviere und Neststandorte sind als
Punktangaben in Kartenausschnitten (M. 1 : 10.000, ggf.
auch 1 : 5.000) darzustellen.
(55) Die in Ziffer 4.2 aufgeführten artspezifischen Rest-
riktionsbereiche (Nahrungshabitate, Flugwege) für im
Gebiet vorkommende besonders störanfällige Arten
sind zusätzlich zu untersuchen und in ihrer Funktion
kartografisch darzustellen.

Gastvogelerfassung
(56) Die Gastvogelerfassung sollte wöchentlich eine
Erhebung auf der gesamten Fläche von der ersten Juli-
Woche bis zur letzten April-Woche umfassen. Anzahl
der rastenden Vögel und räumliche Verteilung der
rastenden Vogeltrupps sind in einem Kartenausschnitt
(M. 1 : 10.000, ggf. auch 1 : 5.000) zu dokumentieren.

Untersuchungen des Vogelzuges
(57) Darüber hinaus können spezifische Erfassungen
des Zuggeschehens erforderlich sein. Im Untersuchungs-
gebiet und in den mit ihm räumlich korrespondieren-
den in Ziffer 4.3 genannten Restriktionsbereichen sind
insbesondere auch großräumige Bewegungen zwischen
Schlafplätzen von nordischen Gastvogelarten und Kra-
nichen und deren Hauptnahrungsgebieten ebenso wie
großräumige Leitkorridore des Vogelzuges in der
Datenerfassung bzw. in der Bewertung der anlagenbe-
dingten Störwirkungen zu berücksichtigen. Insbeson-
dere hierzu ist es erforderlich, die Kumulationswirkun-
gen geplanter, bestehender, zugelassener und bean-
tragter Anlagen einzubeziehen.
(58) In der Regel können die Leitkorridore des Vogelzu-
ges nicht mit einem angemessenen Aufwand ermittelt

werden. In diesem Fall sollten die aufgrund der natur-
räumlichen und topografischen Verhältnisse zu vermu-
tenden Leitkorridore berücksichtigt werden. Als Leit-
korridore des Vogelzuges sind insbesondere die in
Nord-Süd-Richtung verlaufenden großen Flüsse und
ihre Auen anzusehen.

Bewertung der Ergebnisse aus Brut- und Gastvogel-
erfassung
(59) Die Ergebnisse der Erfassung sind nach den Vorga-
ben der in Niedersachsen geltenden Bewertungsverfah-
ren zu bewerten. Diese führt, wenn die vorgegebenen
Kriterien erfüllt sind, zur Abgrenzung der bedeutenden
Vogellebensräume (s. WILMS et al. 1997; BURDORF et
al. 1997).

5.2 Fledermäuse

(60) Gibt es Anhaltspunkte für das Vorkommen von Fle-
dermäusen, die infolge von Bau oder Betrieb von WEA
erheblich beeinträchtigt werden könnten, sollten die
Arten sowie die Nutzung von Flächen differenziert nach
Nahrungshabitaten, Wochenstuben, Zuggeschehen,
Sommer- und Winterquartieren sowie Flugstraßen
erfasst werden.

(61) Bereiche, die als Nahrungshabite eine besondere
Bedeutung haben könnten und in denen insoweit eine
Bestandsaufnahme notwendig sein kann, sind insbeson-
dere strukturreiche Laub- und Mischwaldgebiete mit
hohem Altholzanteil, naturnahe Fließ- und Stillgewäs-
ser sowie Agrarlandschaften mit hohem Anteil naturbe-
tonter Landschaftsbestandteile (Feldhecken, Brachen,
Säume usw.) und der Übergang zwischen Wald und
Offenland.
(62) Der Untersuchungsraum sollte unter Berücksichti-
gung der relevanten naturräumlichen Bedingungen
und der zu vermutenden tierökologischen Funktionsbe-
ziehungen einzelfallbezogen abgegrenzt werden und
einen Umkreis von mindestens 1.000 m um die äußeren
Anlagen umfassen.
(63) Die Erfassungen beziehen sich auf die Lokalpopu-
lation (Sommeraspekt) und das Zuggeschehen. Die
Lokalpopulation sollte mit mindestens fünf Begehungen
zwischen Mai und Juli erfasst werden. Die Erfassungen
müssen die gesamte Aktivitätsphase der Fledermäuse
von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang umfassen.
Das Balz- und Zuggeschehen sollte je nach geographi-
scher Lage ab etwa Mitte April bis Mitte Mai viermal
und von Anfang August bis September/Oktober zehn
bis vierzehnmal erfasst werden (durchschnittlich einmal
pro Woche).
(64) Die Erfassungen sind nach anerkannten Methoden
vorzunehmen (z. B. Detektor-Erfassung, Aktivitätsmes-
sung über Horchkisten oder automatische Ultraschall-
erfassungsgeräte, bei Waldstandorten Netzfang,
Kastenkontrolle). Um zeitgleich Aktivitätsmessungen an
mehreren Standorten innerhalb einer geplanten Wind-
farm vorzunehmen, sollte ergänzend zu den übrigen
Erfassungen je Erfassungsnacht vorzugsweise eine
Horchkiste pro WEA-Standort eingesetzt werden. Die
Darstellung der Ergebnisse muss das Arteninventar, Sta-
tusangaben (bei Netzfang und Kastenkontrollen), Ein-
stufung nach Roter Liste, relative Aktivitätsabundanzen,
punktgenaue Artnachweise und räumlich-funktionale
Beziehungen sowie Angaben zu den Aktivitäten (Jagd-
gebiete, Flugstraßen, Balzterritorien) umfassen. Zudem
müssen die Aktivitätsunterschiede im Jahresverlauf
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Abb. 3: Die NLT-Hinweise konkreti-
sieren die Anforderungen an Unter-
suchungen in einem Katalog, aus
dem je nach den Bedingungen der
Planungsebene und des Einzelfalls bis
hin zur Anwendung der Eingriffsre-
gelung unter Beteiligung der Natur-
schutzbehörde ein spezifisches Anfor-
derungsprofil festzulegen ist. Hierzu
können auch Erfassungen von Fleder-
mäusen zählen.

(Sommerbestand, Zugzeiten) herausgearbeitet und
bewertet werden.
(65) Neben den in Ziffer 4.4 genannten Gebieten
sollten besonders gekennzeichnet werden:
Z Bereiche mit hoher Aktivitätsdichte
Z Flugstraßen mit vielen Individuen
Z Quartiere (Winter-, Wochenstuben- und Balz-

quartiere)
Z Ansammlungen vieler Individuen zu bestimmten

Jahreszeiten.

5.3 Landschaftsbild

(66) Die für den Schutz des Landschaftsbildes wertvol-
len Bereiche sollten bereits für die vorgelagerte Pla-
nungsebene identifiziert werden. Zudem kann es schon
für diese Ebene erforderlich oder zweckmäßig sein, frei-
zuhaltende Sichtachsen und Blickbeziehungen, Anord-
nungsmuster und abstandsbegründende Aspekte zum
Schutz der Erholungseignung, kulturhistorischer Beson-
derheiten oder Panoramasituationen herauszuarbeiten.
Dazu können auch Visualisierungen beitragen. Die
Fernwirkung der Anlagen ist in die Abgrenzung des zu
betrachtenden Raumes einzubeziehen. Hierfür kann ein
Radius der 50- bis 100-fachen Anlagenhöhe als Anhalts-
wert zugrunde gelegt werden.
(67) Auf der Ebene der Vorhabenszulassung sollte das
Landschaftsbild innerhalb des vom Eingriff erheblich
beeinträchtigten Raumes der Methodik von KÖHLER &
PREISS (2000) entsprechend erfasst und fünf oder drei
Wertstufen zugeordnet werden. Dieser Raum ist je nach
Beschaffenheit und Struktur des Landschaftsbildes
sowie des Standortes, der Anzahl und Größe der Anla-
gen unterschiedlich groß. Als erheblich beeinträchtigt
sollte mindestens der Umkreis der 15-fachen Anlagen-
höhe angesehen werden.
(68) Sind aufgrund der relativ geringen Differenzie-
rung dieses Raumes drei Wertstufen ausreichend, wer-
den jeweils die beiden höchsten und die beiden nied-
rigsten zusammengefasst:
Z Bedeutung für das Landschaftsbild sehr hoch/hoch
Z Bedeutung für das Landschaftsbild mittel
Z Bedeutung für das Landschaftsbild gering/sehr

gering.

(69) Entsprechende Bewertungen des Landschaftsrah-
men- oder Landschaftsplanes sind zu berücksichtigen.
Der vom Eingriff betroffene Raum kann verschiedenen
Wertstufen angehören. Die Bewertung setzt eine groß-
räumige Betrachtung voraus. Unzulässig wäre es z. B.,
nur die Flächen mit naturbetonten Biotopen oder das
Landschaftsbild prägenden Bestandteilen hoch, die
dazwischen liegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen
aber gering zu bewerten. Zu berücksichtigen ist viel-
mehr der Gesamteindruck des Landschaftsbildes, wie es
sich in einheitlich wahrnehmbaren, mehr oder weniger
homogenen Landschaftsbildeinheiten sinnvoll abgren-
zen lässt.

6 Prognose, Bewertung und Bewältigung
von Auswirkungen auf Natur und
Landschaft

(70) Die Auswirkungen der Vorrangstandorte, Sonder-
gebiete bzw. Vorhaben sind der jeweiligen Planungse-
bene entsprechend angemessen differenziert nach
bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen zu
prognostizieren und nach den fachgesetzlichen Maßstä-
ben des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
bewerten. Zu diesen Maßstäben zählen insbesondere
die Vorschriften der Eingriffsregelung und - soweit
besonders geschützte Teile von Natur und Landschaft
betroffen sind - vorrangig die entsprechenden Schutz-
gebietsverordnungen bzw. unmittelbar geltenden
Bestimmungen, die Vorschriften über die Prüfung von
Plänen und Projekten nach § 34c NNatG sowie arten-
schutzrechtliche Vorschriften.
(71) Sofern der Bau der WEA zu einer Störung streng
geschützter Arten (hierzu zählen alle einheimischen Fle-
dermausarten) und der europäischen Vogelarten an
ihren Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten führt,
verstoßen die Baumaßnahmen gegen das in § 42 Abs. 1
Nr. 3 BNatSchG enthaltene Störungsverbot. In diesem
Fall bedürfen die Baumaßnahmen einer Befreiung nach
§ 62 BNatSchG. Selbst wenn es sich um einen nach § 19
BNatSchG zugelassenen Eingriff handelt, unterliegt das
Vorhaben nur dann gemäß § 43 Abs. 4 BNatSchG nicht
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dem Störungsverbot, wenn es sich um eine nicht
absichtliche Beeinträchtigung der besonders geschütz-
ten Arten handelt (vgl. § 10 Abs. 2 Nr. 10 BNatSchG).
Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs (Urteil v. 30.01.2002 – C 103/00) ist bereits dann von
einem absichtlichen Handeln auszugehen, wenn der
Eingriff zwangsläufig zu einer Zerstörung oder erheb-
lichen Beeinträchtigung der Nist-, Brut-, Wohn- oder
Zufluchtsstätten besonders geschützter Tierarten führt
(s. a. VGH Kassel, Urteil vom 25.02.2004 – 3 N 1699/03).
(72) Auf der vorgelagerten Planungsebene stehen die
genaue Anlagenzahl, Anlagenstandorte und Anlagen-
höhe oft noch nicht fest. Auf dieser Ebene genügt es,
die Schwere und Reichweite der Beeinträchtigungen
sowie Art und Umfang möglicher Kompensationsmaß-
nahmen abzuschätzen. Im Flächennutzungsplan sollten
die für die Kompensation geeigneten bzw. benötigten
Flächen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB ("die Flächen
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft") darge-
stellt und den für die Windenergienutzung dargestell-
ten Flächen zumindest grob zugeordnet werden. Das
vereinfacht die Anwendung der Eingriffsregelung im
Bebauungsplanverfahren bzw. im immissionsschutz-
rechtlichen Zulassungsverfahren.
(73) Bei der Prognose und Bewertung von Beeinträch-
tigungen ist zu berücksichtigen, dass für die meisten
Vogelarten bisher nicht exakt gesagt werden kann, wie
empfindlich sie generell oder unter bestimmten
Umständen auf WEA reagieren. Das Ausmaß der Aus-
wirkungen ist von Vogelart zu Vogelart unterschiedlich
und hängt darüber hinaus von einer Reihe zusätzlicher
Faktoren wie Jahreszeit, Aktivität, Nahrungsangebot,
Flächennutzung, Witterung, Anzahl der Vogelindividu-
en und der Größe der Anlagen ab. Es ist sehr schwierig,
alle diese Variablen in Untersuchungen einzubeziehen
und diese von dem Einflussfaktor, den WEA darstellen,
zu trennen. Bezogen auf Fledermäuse ist die Lage ähn-
lich schwierig. Deshalb sollen nach Möglichkeit die
Gebiete mit besonderer Bedeutung für den Schutz die-
ser Arten vorsorglich nicht für WEA in Anspruch genom-
men werden (vgl. Ziffer 2.1 und 2.2).
(74) Die meisten der bisher durchgeführten Untersu-
chungen über "Vögel und WEA" sind in dieser Hinsicht
nicht überzeugend, weil nicht alle diese Variablen ein-
bezogen wurden, Vorher-Nachher-Vergleiche oder die
Ergebnisse aus Referenzgebieten fehlen oder metho-
disch nicht vergleichbar sind, so dass die Ergebnisse
nicht oder nur bedingt belastbar sind. Für Fledermäuse
stehen Untersuchungsergebnisse, welche die Prognose-
genauigkeit erhöhen könnten, ebenfalls noch aus. Das
hat auch die Untersuchung des Naturschutzbund
Deutschland e.V. im Auftrag des Bundesamtes für
Naturschutz gezeigt (HÖTKER et al. 2004).
(75) Anhaltspunkte für die Reichweite erheblicher
Beeinträchtigungen ergeben sich bezogen auf Brut-
und Gastvögel aus den in Ziffer 4 empfohlenen allge-
meinen und artspezifischen Abständen. Für Brutvogel-
arten wie Kiebitz, Großer Brachvogel und Wachtel, die
wegen größerer Vorkommen häufig von Windenergie-
planungen betroffen sind, ist die Fläche bis 500 m im
Umkreis um die Anlagen als erheblich beeinträchtigt
anzusehen (bis 250 m vollständig zerstört, bis 500 m zu
50 % zerstört). Bei Ortolan, Heidelerche, Grauammer,
Raubwürger muss – auch wegen ihrer aktuellen Be-
standsgefährdung – mindestens im Umkreis von 250 m
von erheblichen Beeinträchtigungen ausgegangen

werden. Für viele andere Singvogelarten (z. B. Feld-
lerche, Schafstelze, Wiesenpieper) ist eine erhebliche
Beeinträchtigung nach dem derzeitigen Kenntnisstand
eher unwahrscheinlich.

Abb. 4: Die meisten Singvogelarten wie z. B. Braunkehlchen (im
Bild), Feldlerche, Schafstelze oder Wiesenpieper lassen sich nach
dem derzeitigen Kenntnisstand von Windenergieanlagen nicht
stören.

(76) Die Möglichkeiten, Beeinträchtigungen der Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes zu vermeiden oder zu begrenzen, sind aus-
zuschöpfen. Hierzu können z. B. zum Schutz von Brut-
und Gastvögeln die zeitliche Beschränkung der Durch-
führung der Baumaßnahmen sowie zum Schutz des
Bodens die Erschließung von vorhandenen Wegen
gehören. Auch zum Schutz von Fledermäusen können
Vorkehrungen zur Vermeidung erforderlich sein. Hierzu
zählt insbesondere das zeitlich befristete Abschalten
von WEA in den wesentlichen Konfliktzeiten, um kolli-
sionsbedingte Verluste zu vermeiden. Auch bei Progno-
seunsicherheiten können dem Vorsorgeprinzip entspre-
chend solche Betriebszeitbeschränkungen getroffen
werden, soweit die Klärung des Problems nicht in einem
Monitoring durchgeführt und die Zulassung unter
einem entsprechendem Vorbehalt erteilt werden kann.
(77) Vorkehrungen zur Vermeidung von Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbildes sind z. B.
Z Aufstellung möglichst nicht in Reihe, sondern flä-

chenhaft konzentriert
Z Übereinstimmung von Anlagen innerhalb einer

Gruppe oder Windfarm hinsichtlich Höhe, Typ, Lauf-
richtung und -geschwindigkeit

Z Bevorzugung von Anlagen mit geringer Umdre-
hungszahl, bei Gruppen oder Windfarmen möglichst
synchroner Lauf

Z angepasste Farbgebung, Vermeidung ungebrochener
und leuchtender Farben

Z Konzentration von Nebenanlagen.
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(78) Auch eine Bauhöhenbegrenzung (z. B. auf maxi-
mal 100 m) kann zur Begrenzung von Beeinträchtigun-
gen erforderlich sein – zum einen, um die Reichweite
der Beeinträchtigungen zu beschränken und zum ande-
ren, um Tages- und Nachtkennzeichnungen zu vermei-
den, die das Landschaftsbild anderenfalls zusätzlich
erheblich beeinträchtigen. Trotz Ausschöpfung der
genannten Möglichkeiten zur Vermeidung bleiben die
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes erheblich.
(79) Die nach der Eingriffsregelung zu treffenden
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen müssen auf die
Kompensation der prognostizierten erheblichen Beein-
trächtigungen ausgerichtet sein. Der Ableitungszusam-
menhang von Eingriffsfolgen und Eingriffsfolgenbewäl-
tigung ist zu beachten. Verlangt ist die nach den Um-
ständen bestmögliche Kompensation. Die Maßnahmen
sind nach Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach den
hierfür vorgegebenen Kriterien zu unterscheiden. Ein-
griffsfolgen, welche so schwerwiegend sind, dass sie
nicht nach § 10 oder nicht nach § 12 NNatG kompen-
siert werden können, sind zu kennzeichnen. Das gilt
auch für die Anwendung der Eingriffsregelung in der
Bauleitplanung, weil fehlende Kompensierbarkeit auch
für die Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB ein wesent-
liches Abwägungskriterium ist.
(80) Die Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men sollte die in den Ziffern 6.1 – 6.4 genannten Anfor-
derungen berücksichtigen. Planung und Ausführung
der Maßnahmen sollte den Anforderungen guter fach-
licher Praxis entsprechen. (Solche Anforderungen sind
z. B. veröffentlich in NIEDERSÄCHSISCHER MINISTER FÜR
ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 2002).
(81) Verschiedene Beeinträchtigungen können grund-
sätzlich mit ein und der selben Kompensationsmaßnah-
me kompensiert werden, sofern eine entsprechende
Mehrfachfunktion gegeben ist. Eine Ausnahme sind
Kompensationsmaßnahmen für erhebliche Beeinträch-
tigungen durch Bodenversiegelung. Sie sind auf den
Kompensationsbedarf für Biotope und Arten nicht
anrechenbar. Die Versiegelung eines Bodens zerstört
alle oder fast alle mit dem Boden verbundenen Funktio-
nen und Werte des Naturhaushalts. Diese Beeinträchti-
gungen gehen über die bloße Zerstörung von Biotop-
typen hinsichtlich ihrer Bedeutung für Biotope und
Arten noch hinaus. Da bereits die Zerstörung eines Bio-
toptyps kompensationspflichtig ist, müssen die zusätzli-
chen Beeinträchtigungen, die mit der Versiegelung von
Boden verbunden sind, zusätzlich kompensiert werden.
Zu beachten ist, dass Beeinträchtigungen der Brut- und
Gastvögel sowie der Fledermäuse zumeist nicht inner-
halb der Windfarm kompensiert werden können.
(82) Hinsichtlich der Sicherung, Gewährleistung und
Pflege der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sollten
die Anforderungen beachtet werden, die generell für
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen empfohlen werden
(s. BREUER et al. 2006).
(83) Die Voraussetzungen für die Festsetzung einer
Ersatzzahlung sind im Fall von WEA regelmäßig bezo-
gen auf das Landschaftsbild, weniger für Boden, Bioto-
pe oder Arten gegeben. Bei der Festlegung von Ersatz-
zahlungen sollten die Hinweise zur Anwendung der
§§ 12a und 12b NNatG der Arbeitsgruppe Ersatzzahlung
des Niedersächsischen Landkreistages sowie die spezifi-
schen Hinweise zur Festlegung von Ersatzzahlungen bei
WEA angewendet werden (s. Ziffer 6.4). Kann nur ein
Teil der Eingriffsfolgen kompensiert werden, ist dieser
zu kompensieren und für den übrigen Teil eine Ersatz-

zahlung festzusetzen. Bei der Bemessung der Höhe der
Ersatzzahlung sind die Aufwendungen für die zu tref-
fenden Kompensationsmaßnahmen von der im Einzel-
fall festzulegenden Höhe der Ersatzzahlung abzuziehen,
soweit sich Kompensationsmaßnahmen und Ersatzzah-
lung auf die gleichen Eingriffsfolgen beziehen. Bezie-
hen sich die Kompensationsmaßnahmen und die Ersatz-
zahlung auf verschiedene Eingriffsfolgen, sollten die
Aufwendungen für Kompensationsmaßnahmen und
Ersatzzahlung nach § 12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG insgesamt
7 % der Investitionssumme nicht überschreiten.

6.1 Boden

(84) Bei einer Versiegelung von Böden mit besonderer
Bedeutung sind im Verhältnis 1 : 1 Kompensationsmaß-
nahmen durchzuführen.5) Bei den übrigen Böden
genügt ein Verhältnis von 1 : 0,5.
(85) Für die Kompensation ist vorrangig die Entsiege-
lung von Flächen erforderlich. Die Flächen sollten zu
Biotoptypen der Wertstufen V und IV 6) oder – soweit
dies nicht möglich ist – zu Ruderalfluren oder Brachflä-
chen entwickelt werden. Soweit keine entsprechenden
Entsiegelungsmöglichkeiten bestehen, sollten die Flä-
chen aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung
genommen und entsprechend entwickelt werden.

(86) Neben der Entsiegelung von Flächen können
u. U. mit der Entwicklung o. g. Biotoptypen auf intensiv
genutzten Flächen erheblich beeinträchtigte Funktio-
nen und Werte des Bodens (einschließlich ihrer Regula-
tionsfunktion für das Grundwasser) wiederhergestellt
werden.

6.2 Biotope

(87) Sollten Biotoptypen der Wertstufen V und IV über-
baut werden, ist die Entwicklung möglichst der gleichen
Biotoptypen in gleicher Ausprägung (Naturnähestufe)
und auf gleicher Flächengröße erforderlich. Hierfür sind
möglichst Flächen mit Biotoptypen der Wertstufen I
oder II zu verwenden.
(88) Sind Biotoptypen der Wertstufe V und IV im vom
Eingriff betroffenen Raum in der entsprechenden Aus-
prägung mittelfristig (bis 25 Jahre) nicht wiederherstell-
bar, vergrößert sich der Flächenbedarf im Verhältnis 1 : 2
bei schwer regenerierbaren Biotopen, im Verhältnis 1 : 3
bei kaum oder nicht regenerierbaren Biotopen.
(89) Werden Biotoptypen der Wertstufe III zerstört
oder sonst erheblich beeinträchtigt, genügt die Ent-
wicklung des betroffenen Biotoptyps auf gleicher Flä-
chengröße auf Biotoptypen der Wertstufe I und II. Nach
Möglichkeit sollte eine naturnähere Ausprägung ent-
wickelt werden.

5) Böden mit besonderer Bedeutung sind (vgl. NIEDERSÄCHSISCHES
LANDESAMT FÜR ÖKOLOGIE 2001):
Z Böden mit besonderen Standorteigenschaften/Extremstandorte

(u. a. sehr nährstoffarme Böden, sehr nasse Böden, sehr trockene
Böden),

Z naturnahe Böden (z. B. alte Waldstandorte, nicht oder wenig
entwässerte Hoch- und Niedermoorböden),

Z Böden mit naturhistorischer Bedeutung (z. B. Plaggenesche –
sofern selten, Wölbäcker),

Z Böden mit naturhistorischer und geowissenschaftlicher
Bedeutung,

Z sonstige seltene Böden (landesweit oder in Naturraum/Boden-
großlandschaft mit einem Anteil unter 1 % als Orientierungswert).

6) Wertstufenzugehörigkeit von Biotoptypen s. BIERHALS et al. (2004).
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Abb. 5: Die von der Eingriffsrege-
lung verlangte Naturalkompensation
stößt bei WEA rasch auf praktische
Grenzen. Das gilt nicht nur für die
landschaftsgerechte Neugestaltung
des Landschaftsbildes sondern insbe-
sondere auch für die Wiederherstel-
lung von Rastplätzen störungsemp-
findlicher Gastvogelarten wie z. B.
Kranichrastplätzen. Windenergie-
anlagen sollten deshalb zu internati-
onal bedeutenden Kranichrastplät-
zen einen Abstand von mindestens
1.000 m, zu allen übrigen Kranich-
rastplätzen mindestens 500 m halten.

6.3 Arten

(90) Weitergehende Anforderungen können sich
insbesondere ergeben, wenn Bau oder Betrieb von
WEA gefährdete Pflanzen- und Tierarten erheblich
beeinträchtigen können und diese Beeinträchtigungen
nicht vermieden werden können. In diesen Fällen ist
stets eine besondere Ermittlung von Art und Umfang
der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich.
Das gilt auch für Bereiche, die für Brut- oder Gastvögel
wertvoll sind.
(91) Für gefährdete Arten sollten die erforderlichen
Kompensationsflächen mindestens der Größe des zer-
störten oder sonst erheblich beeinträchtigten Lebens-
raumes der jeweiligen Population entsprechen.
(92) Eine geringere Größe der Kompensationsflächen
kann ausreichend sein, wenn die betroffene Population
auch auf kleinerer Fläche gesichert werden kann. Dies
kann der Fall sein, wenn auf der Kompensationsfläche
günstigere Standort- oder Habitatbedingungen
geschaffen werden, als sie auf der betroffenen Fläche
vorhanden waren. Hierbei sind die (Wieder-) Besied-
lungsbedingungen zu beachten, u. a. das Vorkommen
ausbreitungsfähiger Populationen, das artspezifische
Ausbreitungsverhalten, erforderliche Minimalareale
und Minimalpopulationen sowie die Erreichbarkeit der
vorgesehenen Flächen für die Besiedlung durch die
jeweiligen Arten. Für Gastvögel müssen in der Regel
Flächen gleicher Größe, Ausprägung und Störungsfrei-
heit, wie durch den Eingriff zerstört oder erheblich
beeinträchtigt, bereitgestellt bzw. entwickelt werden.

6.4 Landschaftsbild

(93) WEA beeinträchtigen das Landschaftsbild erheb-
lich. Eine Ausnahme sind Bereiche, die für das Land-
schaftsbild nur von sehr geringer Bedeutung sind (vor
allem Hafen-, Industrie- und Gewerbegebiete oder
andere mit technischen Großanlagen wie Hochspan-
nungsfreileitungen großflächig oder dicht bebaute
Bereiche). In diesen Bereichen sind die von WEA ausge-
lösten Beeinträchtigungen in der Regel nicht als erheb-
lich anzusehen, so dass für diese Bereiche keine Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen oder Ersatzzahlung
wegen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes erfor-
derlich sind. Im Übrigen sind die Beeinträchtigungen

umso schwerer, je höher die Bedeutung des betroffenen
Landschaftsbildes ist, je mehr Anlagen errichtet werden
und je höher diese sind. Als erheblich beeinträchtigt ist
mindestens der Umkreis der 15-fachen Anlagenhöhe
anzusehen.
(94) Eine Kompensation der erheblichen Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbildes bzw. die Wiederherstel-
lung des Landschaftsbildes scheidet bei WEA, zumal
angesichts ihrer heutigen Bauhöhen, aufgrund ihrer
optischen Wirkungen aus. Auch eine landschaftsgerech-
te Neugestaltung ist nicht möglich. Diese verlangt näm-
lich, dass ein Zustand hergestellt wird, der den vorher
vorhandenen Zustand in weitest möglicher Annäherung
fortführt, d. h. in gleicher Art, mit gleichen Funktionen
und ohne Preisgabe wesentlicher Faktoren des opti-
schen Beziehungsgefüges (BVerwG, Urteil vom
27.09.1990 – 4 C 44.87). Entscheidend ist, dass die Wir-
kungen des Eingriffsvorhabens selbst in den Hinter-
grund treten und das Landschaftsbild nicht negativ
dominieren oder prägen, sondern unter der Schwelle
der Erheblichkeit bleiben.
(95) Das Bundesnaturschutzgesetz rechnet nur solche
Maßnahmen den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
zu, die zumindest eine landschaftsgerechte Neugestal-
tung des Landschaftsbildes bewirken (§ 19 Abs. 2
BNatSchG). Hiervon kann auch im Niedersächsischen
Naturschutzgesetz ausgegangen werden. Ist eine land-
schaftsgerechte Neugestaltung – wie regelmäßig im Fall
von WEA – nicht möglich, können die Länder Ersatz-
zahlungen vorsehen (§ 19 Abs. 4 BNatSchG). Der nieder-
sächsische Gesetzgeber hat diese mit § 12b Abs. 1 Satz 1
NNatG eingeführt. Nach § 12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG ist für
den Fall der Zulassung von WEA regelmäßig eine Ersatz-
zahlung festzusetzen. Die Höhe der Ersatzzahlung
bemisst sich in diesem Fall nach der Dauer und Schwere
des Eingriffs. Die Höhe der Zahlung beträgt höchstens
7 % der Kosten für die Planung und Ausführung des
Vorhabens einschließlich der Beschaffungskosten für die
Grundstücke (§ 12b Abs. 1 NNatG).
(96) Die Obergrenze von 7 % der Investitionssumme
entspricht einem ungefähren Erfahrungswert der
Kosten für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (vgl.
Begründung zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
und FDP vom 03.09.2003; Niedersächsischer Landtag –
15. Wahlperiode Drucksache 15/395). Die Höhe der
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Ersatzzahlung muss Dauer und Schwere des Eingriffs
bzw. der Eingriffsfolgen berücksichtigen; sie wird
deshalb nicht in jedem Fall an diese Obergrenze heran-
reichen können. Für die Bemessung der Ersatzzahlung
ist jedoch auch zu sehen, dass Eingriffe, deren Folgen
weder mit Ausgleichs- noch mit Ersatzmaßnahmen
kompensiert werden können, generell zu den besonders
schwerwiegenden und schwersten Eingriffen überhaupt
zu rechnen sind. Wenn aber schon Eingriffe mit kom-
pensierbaren Folgen regelmäßig Kompensationskosten
bis zu 7 % der Investitionssumme verursachen, wird die
Ersatzzahlung für den Fall des § 12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG
schon im Interesse der Gleichbehandlung bei einer Unter-
schreitung ausreichend begründet werden müssen.
(97) Die gesetzliche Obergrenze für die Höhe der
Ersatzzahlung wird dann auszuschöpfen sein, wenn der
Eingriff dauerhaft besonders wertvolle Funktionen oder
Werte von Natur und Landschaft zerstört. Hierzu zählen
insbesondere solche Funktionen und Werte, die nach
den anerkannten Bewertungsmethoden der Landesna-
turschutzverwaltung als besonders wertvoll eingestuft
sind. Dazu zählen auch Landschaftsbildeinheiten, die
weitgehend der naturraumtypischen Eigenart entspre-
chen, im jeweiligen Naturraum von überdurchschnitt-
licher Bedeutung und von Vorbelastung frei sind.
(98) Für die Bemessung der Ersatzzahlung für erheb-
liche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes bei
WEA sollten bezogen auf WEA je nach Wertstufe des
erheblich beeinträchtigten Raumes (s. Randnummer
67), Anzahl und Höhe der Anlagen folgende Richtwerte
beachtet werden. Diese berücksichtigen auch die Fern-
wirkung der Anlagen auf das Landschaftsbild.

Die Höhe der Aufwendungen beträgt bezogen auf
Anlagen über 100 m Gesamthöhe bzw. bei einer Tages-
und Nachtkennzeichnung der Anlagen in Bereichen mit
für das Landschaftsbild
Z sehr hoher Bedeutung 7 %
Z hoher Bedeutung 6 %
Z mittlerer Bedeutung 5 %
Z geringer Bedeutung 4 %
Z sehr geringer Bedeutung 3 % (soweit nicht die in

Randnummer 93 genannten Ausnahmeumstände
gegeben sind).

Bei Anlagen unter 100 m Gesamthöhe verringert sich
der Betrag um 0,5 %.

Wurden Bereiche von sehr hoher und hoher Bedeu-
tung sowie Bereiche geringer und sehr geringer Bedeu-
tung zusammengefasst (dreistufige Bewertung), sind
die Beträge für "sehr hohe Bedeutung" und "geringe
Bedeutung" heranzuziehen.

Der erheblich beeinträchtigte Raum kann mehreren
Wertstufen angehören. In diesem Fall ist der durch-
schnittliche Wert zu ermitteln und zugrunde zu legen.

Für jede weitere Anlage verringert sich der Betrag
um jeweils 0,1 % (Beispiel für Anlagen über 100 m
Gesamthöhe bei sehr hoher Bedeutung: 1. Anlage 7 %,
2. Anlage 6,9 %, 3. Anlage 6,8 % usw.). Ab der 12. Anla-
ge ist keine weitere Absenkung möglich, so dass sich der
Betrag je nach Bedeutung des Landschaftsbildes maximal
auf 6, 5, 4, 3 bzw. 2 % (bei Anlagen unter 100 m ent-
sprechend auf 5,5, 4,5, 3,5, 2,5 und 1,5 %) verringert.
Diese Regelung begünstigt Windfarmen mit bis zu
12 Anlagen und insofern auch die Konzentration von
WEA.

Die Kosten für die Planung und Ausführung des Vor-
habens einschließlich der Beschaffungskosten für die
Grundstücke sind vom Vorhabensträger nachzuweisen.7)

(99) Unter Umständen kann in dem Abbau oder der
Eingrünung das Landschaftsbild störender oder beein-
trächtigender baulicher Anlagen (z. B. anderer masten-
artiger Bauwerke, Freileitungen, Ortsränder) oder
Bepflanzungen an sich ein Beitrag zur Minderung oder
Kompensation von Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes gesehen werden. Solche Maßnahmen sind
auf die Höhe der Ersatzzahlung anrechenbar.
(100) Sollen im Anschluss an bestehende WEA weitere
Anlagen errichtet werden, sollen für die Ermittlung der
Höhe der Ersatzzahlung die oben genannten Richtwer-
te für die fortlaufende Anlagenzahl verwendet werden.
Hierbei ist wiederum die Bedeutung des Landschaftsbil-
des im Umkreis der 15-fachen Anlagenhöhe der geplan-
ten Anlagen zugrunde zu legen. Die Vorbelastung des
Landschaftsbildes durch bestehende Anlagen ist zu
berücksichtigen, indem die Flächen im Umkreis der 15-
fachen Anlagenhöhe der bestehenden WEA verglichen
mit einem Zustand ohne WEA bei einer fünfstufigen
Bewertung um zwei Wertstufen, bei einer dreistufigen
Bewertung um eine Wertstufe auf maximal "sehr gerin-
ge Bedeutung" abgewertet werden (vgl. Randnum-
mern 67 und 68).
(101) Soweit bestehende WEA durch neue ersetzt wer-
den sollen und es sich rechtlich um ein neues Vorhaben
handelt, ist für die Festsetzung der Höhe der Ersatzzah-
lung der anlagenfreie Zustand sowie die hier empfohle-
ne Vorgehensweise zugrunde zu legen. Die für die alten
Anlagen durchgeführten Kompensationsmaßnahmen
oder geleisteten Ersatzzahlungen sind bei der Festle-
gung der Höhe der Ersatzzahlung angemessen zu
berücksichtigen.

7 Antragsunterlagen

(102) Die für das immissionsschutzrechtliche Zulas-
sungsverfahren vorzulegenden Antragsunterlagen müs-
sen mindestens folgende Angaben umfassen:

Erfassung
Z Darstellung der Aussagen von Regionalplanung, Flä-

chennutzungsplanung und Landschaftsplanung
sowie ggf. weiterer Planungen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege im vom Eingriff betroffe-
nen Raum

Z Lage und Abstände zu den in Ziffer 3 genannten
potenziellen planerischen Ausschlussgebieten

Z Flächendeckende Biotopkartierung nach Kartier-
schlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen (DRA-
CHENFELS 2004) mit Kennzeichnung der nach § 28a
und § 28b NNatG geschützten Biotope im Umkreis
von 150 m um die Anlagenstandorte, Nebenanlagen
und Erschließungswege

Z Erfassung und Bewertung der Brut- und Gastvögel
sowie Angaben zum Vogelzug entsprechend Ziffer 5.1

Z Erfassung und Bewertung der Fledermäuse entspre-
chend Ziffer 5.2

Z Erfassung und Bewertung des Landschaftsbildes ent-
sprechend Ziffer 5.3, ggf. Visualisierung

7) Die Beschaffungskosten von WEA betrugen im Jahr 2002
895 �/kW Nennleistung. Darin sind die Kosten für Planung, Errich-
tung, Netzanbindung und Grundstückskosten noch nicht eingerech-
net (DEUTSCHES WINDENERGIEINSTITUT 2002: Kostenstudie). Diese
Kosten müssen eigens ermittelt, nachgewiesen und als Bemessungs-
grundlage mit zugrunde gelegt werden.
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Prognose
Darstellung der voraussichtlichen erheblichen bau-,
anlage- und betriebsbedingten Beeinträchtigungen der
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes nach Art, Umfang und ggf. Lage in Text
und Karte, insbesondere Angaben über
a) dauerhafte und temporäre Inanspruchnahme von

Flächen durch bauliche Anlagen einschließlich Anga-
ben der betroffenen Böden und Biotoptypen in m²,

b) erhebliche Beeinträchtigungen der Lebensräume
gefährdeter Pflanzen- und Tierarten (einschließlich
Kollisionsgefahr für Vögel und Fledermäuse),

c) erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes

Kompensation
Schutzgutbezogene Darstellung von Vorkehrungen zur
Vermeidung von Beeinträchtigungen sowie schutzgut-
bezogene Ableitung und Darstellung der Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen, der Ersatzzahlungen sowie
Angaben zur Ausgleichbarkeit nach § 10 NNatG in Text
und Karte einschließlich Nachweis der Verfügbarkeit
der benötigten Flächen sowie der Sicherung des Kom-
pensationserfolges.
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Anhang:
Artspezifische Abstände Brut- und Gastvögel8)

Brutvögel

Erklärung der verwendeten Abkürzungen:
– Anh. I EG-VSRL: Art ist im Anhang I der Richtlinie 79/

409/EWG des Rates vom 02. April 1979 über die Erhal-
tung der wildlebenden Vogelarten aufgeführt (EG-
Vogelschutzrichtlinie)

– RL D: BAUER, H.-G., P. BERTHOLD, P. BOYE, W. KNIEF,
P. SÜDBECK & K. WITT (2002): Rote Liste der Brut-
vögel Deutschlands. 3., überarbeitete Fassung,
08.05.2002. – Berichte Vogelschutz 39: 13-60.

– RL NI: SÜDBECK, P. & D. WENDT (2002): Rote Liste der
in Niedersachsen und Bremen gefährdeten Brut-
vögel. 6. Fassung, Stand 2002. – Inform.d. Natur-
schutz Niedersachs. 22, Nr. 5 (5/2002): 243-278.

– 1: Vom Erlöschen bedroht
– 2: Stark gefährdet
– 3: Gefährdet
– R: Arten mit geografischer Restriktion
– V: Vorwarnliste
– +: keine Gefährdung
– BP: Brutpaare in Niedersachsen

Rohrdommel und Zwergdommel
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 1, RL NI 1, 1999: 15 bzw. 1 BP,
Bestandsabnahme 1975-1999 um mehr als 50 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zum Brutplatz und Rufgewässer
– Freihalten der Nahrungshabitate sowie der Gewässer

bis 4.000 m zum Brutplatz sowie der Flugwege dorthin

Schwarzstorch
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 3, RL NI 1, 1999: 44 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 50 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungshabitate (naturnahe Wasser-

läufe, Wasserlauf begleitendes Grünland, naturnahe
Stillgewässer, Teiche) bis 12.500 m zum Brutplatz
sowie der Flugwege dorthin

Weißstorch
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 3, RL NI 1, 1999: 339 BP,
Bestandsabnahme 1975-1999 um mehr als 20 %

8) Die empfohlenen Abstände basieren auf den Empfehlungen des
Bundesamtes für Naturschutz oder Regelungen anderer Bundeslän-
der, die bezogen auf die Bedingungen in Niedersachsen modifiziert
oder ergänzt wurden: BUNDESAMT FÜR NATURSCHUTZ (2000);
MINISTERIUM FÜR LANDWIRTSCHAFT, UMWELTSCHUTZ UND RAUM-
ORDNUNG BRANDENBURG (2003).

– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m
zum Brutplatz

– Freihalten der Nahrungshabitate (Feuchtgrünland,
Altwasser, feuchte Senken) bis 7.500 m zum Brutplatz
sowie der Flugwege dorthin

Schwarzmilan
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D +, RL NI R, 1999: 100 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 20 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungshabitate bis 4.000 m zum

Brutplatz sowie der Flugwege dorthin

Rotmilan
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D V, RL NI 2, 1999: 1.050 BP,
Bestandszunahme 1975-1999 um mehr als 20 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungshabitate bis 2.500 m zum

Brutplatz sowie der Flugwege dorthin

Seeadler
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 3, RL NI 1, 1999: 6 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 50 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 3.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungshabitate bis 6.000 m zum

Brutplatz sowie der Flugwege dorthin

Rohrweihe
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D +, RL NI 3, 1999: 550 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 20 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zum Brutplatz

Kornweihe
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 1, RL NI 1, 1999: 45 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 20 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 3.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungshabitate (Feuchtgrünland,

offenen Moor- und Sandheiden, nasses Dünental,
Salzwiesen) bis 10.000 m zum Brutplatz sowie der
Flugwege dorthin

Wiesenweihe
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 2, RL NI 1, 1999: 40 BP, Bestands-
abnahme 1975-1999 um mehr als 20 %, nur bei mehr-
jährigen Vorkommen:
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 3.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungshabitate (Feuchtgrünland,

offene Moorheiden, Salzwiesen und lineare, für Nah-
rungsflüge genutzte Strukturen) bis 12.500 m zum
Brutplatz sowie der Flugwege dorthin

Fischadler
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 3, RL NI 1, 1999: 4 BP
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungsgewässer bis 4.000 m zum

Brutplatz sowie der Flugwege dorthin
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Baumfalke
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 3, RL NI 3, 1999: 300 BP, Bestands-
abnahme 1975-1999 um mehr als 20 %
– Einhaltes eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zum Brutplatz

Wanderfalke
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 3, RL NI 2, 1999: 21 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 50 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zum Brutplatz

Birkhuhn
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 1, RL NI 1, 1999: 139 BP, Bestands-
abnahme 1975-1999 um mehr als 50 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zu sämtlichen Habitaten einschließlich Korridoren
zwischen Restpopulation

Wachtelkönig
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 2, RL NI 2, 1999: 400 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 20 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zu Bruthabitaten

Kranich
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D +, RL NI 3, 1999: 190 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 50 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungshabitate (Bruchwald, Feucht-

grünland) bis 2.000 m zum Brutplatz sowie der Flug-
wege dorthin

Goldregenpfeifer
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 1, RL NI 1, 1999: 22 BP, Bestands-
abnahme 1975-1999 um mehr als 20 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m

zu Bruthabitaten
– Freihalten der Nahrungshabitate (offene Moor- und

Sandheiden, Feuchtgrünland) bis 2.500 m zum Brut-
platz sowie der Flugwege dorthin

Uhu
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 3, RL NI 2, 1999: 50 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 50 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 3.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungshabitate bis 6.000 m zum

Bruthabitat sowie der Flugwege dorthin

Sumpfohreule
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 1, RL NI 1, 1999: 50 BP, Bestands-
abnahme 1975-1999 um mehr als 20 %
– Einhalten eines Abstandes von mindestens 3.000 m

zum Brutplatz
– Freihalten der Nahrungshabitate bis 6.000 m zum

Bruthabitat sowie der Flugwege dorthin

Brutkolonien von Kormoran, Graureiher,
Möwen und Seeschwalben

Kormoran
besonders geschützte Art nach § 10 Abs. 2 Nr. 10
BNatSchG, RL D V, RL NI +, 1999: 1.147 BP, Bestandszu-
nahme 1975-1999 um mehr als 50 %
Graureiher
besonders geschützte Art nach § 10 Abs. 2 Nr. 10
BNatSchG, RL D +, RL NI +, 1999: 4.000 BP, Bestandszu-
nahme 1975-1999 um mehr als 20 %
Silbermöwe
besonders geschützte Art nach § 10 Abs. 2 Nr. 10
BNatSchG, RL D +, RL NI +, 1999: 31.000 BP, Bestandszu-
nahme 1975-1999 um mehr als 20 %
Schwarzkopfmöwe
besonders geschützte Art nach § 10 Abs. 2 Nr. 10
BNatSchG, RL D R, RL NI 2, 1999: 13 BP, Bestandszunah-
me 1975-1999 um mehr als 50 %
Lachmöwe
besonders geschützte Art nach § 10 Abs. 2 Nr. 10
BNatSchG, RL D +, RL NI +, 1999: 40.000 BP, Bestandszu-
nahme 1975-1999 um mehr als 20 %
Sturmmöwe
besonders geschützte Art nach § 10 Abs. 2 Nr. 10
BNatSchG, RL D +, RL NI +, 1999: 5.500 BP, Bestandszu-
nahme 1975-1999 um mehr als 50 %
Heringsmöwe
besonders geschützte Art nach § 10 Abs. 2 Nr. 10
BNatSchG, RL D +, RL NI +, 1999: 18.000 BP, Bestandszu-
nahme 1975-1999 um mehr als 50 %
Lachseeschwalbe
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 2, RL NI 1, 1999: 10 BP, keine
Bestandsveränderung 1975-1999 größer 20 %
Brandseeschwalbe
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D V, RL NI V, 1999: 2.600 BP, keine
Bestandsveränderung 1975-1999 größer 20 %
Flussseeschwalbe
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D V, RL NI 2, 1999: 4.250 BP, keine
Bestandsveränderung 1975-1999 größer 20 %
Küstenseeschwalbe
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D +, RL NI V, 1999: 1.100 BP,
Bestandszunahme 1975-1999 um mehr als 20 %
Zwergseeschwalbe
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 2, RL NI 2, 1999: 264 BP, Bestands-
zunahme 1975-1999 um mehr als 20 %
Trauerseeschwalbe
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG, RL D 1, RL NI 1, 1999: 122 BP, Bestands-
abnahme 1975-1999 um mehr als 20 %

Z Einhalten eines Abstandes von mindestens 1.000 m
zum Brutplatz

Z Freihalten der wichtigsten Nahrungshabitate sowie
der Flugwege dorthin (bei Trauerseeschwalbe Alt-
wässer, Gräben, Feuchtgrünland bis 2.500 m zum
Brutplatz)
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Gastvögel

Erklärung der verwendeten Abkürzungen:
Anh. I EG-VSRL: Art ist im Anhang I der Richtlinie 79/
409/EWG des Rates vom 02. April 1979 über die
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten aufgeführt
(EG-Vogelschutzrichtlinie)

Singschwan
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG
Zwergschwan
Anh. I EG-VSRL, besonders geschützte Art nach § 10
Abs. 2 Nr. 10 BNatSchG
Gänse
besonders geschützte Arten nach § 10 Abs. 2 Nr. 10
BNatSchG
Kranich
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG
Goldregenpfeifer
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG
Kiebitz
Anh. I EG-VSRL, streng geschützte Art nach § 10 Abs. 2
Nr. 11 BNatSchG
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Teil II
Durchführung der Umweltprüfung und
Umweltverträglichkeitsprüfung

1 Vorbemerkung

(1) Seit dem Inkrafttreten des Europarechtsanpassungs-
gesetzes Bau (EAG Bau) am 20.07.2004 müssen
bestimmte Pläne und Programme, die Entscheidungen
für WEA vorbereiten, einer Umweltprüfung unterzogen
werden. Das gilt für die Aufstellung, Änderung oder
Ergänzung von Bauleitplänen (§ 2 Abs. 4 BauGB) sowie
die Aufstellung oder Änderung von Raumordnungsplä-
nen (§ 7 Abs. 5 ROG). Die Umweltprüfung im Bauleit-
planverfahren erfolgt nach den Vorschriften des Bauge-
setzbuches.
(2) Für bestimmte raum- und überörtlich bedeutsame
Vorhaben ist die Durchführung eines Raumordnungs-
verfahrens erforderlich (vgl. § 13 Abs. 1 und 2 NROG).
Hierzu können auch WEA zählen. Ist die Raumver-
träglichkeit des Vorhabens bereits auf anderer raum-
ordnerischer Grundlage gewährleistet (z. B. Regionales
Raumordnungsprogramm), kann von einem Raumord-
nungsverfahren abgesehen werden. Ist ein Raumord-
nungsverfahren durchzuführen, ist die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) integraler Bestandteil dieses
Verfahrens. Sie umfasst eine dem Planungsstand ent-
sprechende Ermittlung, Beschreibung und Bewertung
der raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens
auf die Schutzgüter des UVPG (§ 12 Abs. 2 NROG). Sie
beschränkt sich auf die Belange, die im Raumordnungs-
verfahren zu prüfen sind. Nach Maßgabe von § 17
NROG kann ein vereinfachtes Raumordnungsverfahren
ohne integrierte Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt werden.
(3) Über die UVP-Pflicht von Einzelvorhaben, die im
UVPG genannt sind, wird im immissionsschutzrecht-
lichen Zulassungsverfahren entschieden. Die in einem
Raumordnungsverfahren durchgeführte UVP ersetzt
nicht die u. U. im Zulassungsverfahren erforderliche UVP.

2 UVP im immissionsschutzrechtlichen
Zulassungsverfahren

(4) Ein immissionsschutzrechtliches Zulassungsverfah-
ren ist erforderlich, wenn eine oder mehrere WEA mit
einer Gesamthöhe von mehr als 50 m zugelassen wer-
den sollen (4. BlmschV Nr. 1.6). Ob im Rahmen des
Genehmigungsverfahrens für WEA eine UVP erforder-
lich ist, ist anhand der in Ziffer 1.6 der Anlage 1 zum
UVPG genannten Schwellenwerte zu beurteilen. Dabei
ist gleichzeitig zu berücksichtigen,
– ob es sich um die Neuanlage einer Windfarm handelt,
– ob mehrere Anträge zur Errichtung einer Windfarm

„kumulieren“ können oder
– ob eine bestehende Windfarm erweitert werden soll
und dadurch der Schwellenwert zur zwingenden UVP-
Pflicht (X-Wert) oder der zur allgemeinen (A-Wert) oder
der zur standortbezogenen Einzelfallprüfung (S-Wert)
überschritten wird.

2.1 Neuanlage

(5) Sollen im Rahmen eines immissionsschutzrechtli-
chen Zulassungsverfahrens 3 oder mehr WEA geneh-
migt werden, ist anhand der in Ziffer 1.6 der Anlage 1

zum UVPG benannten Werte das Erfordernis einer UVP
zu prüfen. Danach ist bei Errichtung und Betrieb einer
Windfarm mit Anlagen in einer Höhe von jeweils mehr
als 50 Metern
– mit 20 oder mehr WEA das Vorhaben immer zwin-

gend UVP-pflichtig,
– mit 6 bis weniger als 20 WEA im Wege der allgemei-

nen Vorprüfung des Einzelfalles die Erforderlichkeit
einer UVP zu prüfen und

– mit 3 bis weniger als 6 WEA eine standortbezogene
Vorprüfung des Einzelfalles zur Klärung der UVP-
Pflicht erforderlich

(vgl. Anhang, Schema 1).

(6) Sollte der jeweilige Wert erreicht oder überschritten
werden, ist eine UVP bzw. eine Einzelfallprüfung durch-
zuführen. Die Neuerrichtung von 1–2 WEA stellt somit
keine Windfarm dar. Damit unterfallen sie nicht mehr
dem Projektbegriff der Windfarm und sind somit
gemäß UVPG nicht UVP-pflichtig.

2.2 Kumulation

(7) Werden mehrere Anträge zur Errichtung von WEA
gleichzeitig gestellt, so können diese unter bestimmten
Bedingungen „kumulieren“, d. h. zur Klärung der Fra-
ge, ob eine zwingende UVP (§ 3b Abs.2 UVPG) oder
eine Einzelfallprüfung (§ 3c Satz 5 i. V. m. § 3b Abs. 2
Satz 1 und 2 UVPG) erforderlich ist, addiert werden.
Kumulieren können Vorhaben, wenn sie gemäß § 3
Abs. 2 Satz 2 UVPG von der selben Art sind, gleichzeitig
und von demselben oder mehreren Trägern verwirklicht
werden sollen und in einem engen Zusammenhang ste-
hen. Das Vorliegen eines räumlichen Zusammenhangs
ist für den jeweiligen Einzelfall zu prüfen. Letztlich ent-
scheidend ist, ob ein unbefangener Betrachter den Ein-
druck hat, dass sich die Windfarm als Einheit darstellt.
Kumuliert – d. h. zur Klärung des Erfordernisses einer
zwingenden UVP addiert – werden können aber nur
solche Vorhaben, die für sich genommen die Schwellen-
werte zumindest für eine Vorprüfungspflicht über-
schreiten (vgl. § 3b Abs. 2 letzter Satz UVPG).9)

Beispiel 1:
Ein Vorhabenträger beantragt zeitgleich mittels zwei-
er Anträge die Errichtung einmal von 10 WEA und
einmal von 11 WEA in einem ausgewiesenen Vorrang-
gebiet für Windenergienutzung. Die Vorhaben kumu-
lieren gemäß § 3 Abs. 2, Satz 1 und 2 UVPG. Der
Schwellenwert zur zwingenden UVP-Pflicht (20 WEA)
wird erreicht oder überschritten (hier: 10 WEA + 11
WEA = 21 WEA). Folge: Es ist eine gemeinsame UVP
durchzuführen.

9) Urteil des BVerwG vom 30.06.2004 – 4C 9.03
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2.3 Änderung oder Erweiterung

(8) Bei einer Änderung oder Erweiterung einer Wind-
farm sind zur Klärung der Frage, ob eine zwingende
UVP-Pflicht besteht oder eine allgemeine oder standort-
bezogene Einzelfallprüfung durchzuführen ist,
zunächst verschiedene Tatbestände zu unterscheiden
(vgl. Anhang, Schema 2): Die erste Unterscheidung
betrifft die UVP-Pflicht der bestehenden, zu ändernden
Windfarm. Die Änderungstatbestände der § 3b Abs. 3
(UVP-Pflicht bei Änderung) und § 3c Satz 1 und Satz 5
UVPG (Einzelfallprüfung bei Änderung) gelten für
Änderungen von bestehenden Vorhaben der Anlage 1
zum UVPG, die bisher nicht UVP-pflichtig waren. Dage-
gen kommen die beiden Regelungen des § 3e UVPG
(UVP-Pflicht und Einzelfallprüfung) bei Änderungen
von UVP-pflichtigen Vorhaben zur Anwendung. Die
zweite Unterscheidung erfolgt nach der Rechtsfolge,
d. h. der zwingenden UVP-Pflicht und der Pflicht zur
Einzelfallprüfung. Während § 3b Abs. 3 UVPG die unbe-
dingte UVP-Pflicht bei Erreichen des X-Werts regelt, ver-
pflichten § 3c Satz 1 und Satz 5 i. V. mit § 3b Abs. 3
UVPG zunächst nur zur Vorprüfung. § 3e Nr. 1 UVPG
bestimmt eine unbedingte UVP-Pflicht, § 3e Nr. 2 UVPG
dagegen nur die Pflicht zur Vorprüfung.
(9) Somit ist vor Anwendung der jeweiligen Vorschrif-
ten zunächst zu klären, ob die bestehende Windfarm
UVP-pflichtig ist oder nicht. Bei dieser Frage kommt es
nicht darauf an, ob das bestehende Vorhaben bereits im
Zeitpunkt der Errichtung UVP-pflichtig war. Entschei-
dend ist vielmehr, ob das bestehende Vorhaben nach
den geltenden Bestimmungen im hypothetischen Falle
seiner Neuerrichtung einer UVP bedürfte. Daher fallen
alle Änderungen unter § 3e UVPG, wenn die bestehen-
de Windfarm den maßgeblichen X-Schwellenwert nach
Anlage 1 zum UVPG erreicht.
(10) Erreicht das bestehende Vorhaben diesen Schwel-
lenwert (d.h. 20 WEA) nicht, ist darauf abzustellen, ob
bei seiner Zulassung eine UVP durchgeführt wurde oder
nicht. Wurde eine UVP durchgeführt, so gilt für Ände-
rungen und Erweiterungen § 3e UVPG. Wurde keine
UVP durchgeführt, sind Änderungen und Erweiterun-
gen nach § 3b Abs. 3 oder § 3c Satz 1 und 5 UVPG zu
behandeln.
(11) Damit ergeben sich hinsichtlich des Erfordernisses
einer UVP bzw. einer allgemeinen oder standortbezo-
genen Einzelfallprüfung bei einer Änderung oder
Erweiterung einer Windfarm folgende Konstellationen
(A-D), die anhand von Beispielen erläutert werden:

Konstellation A: Zwingende UVP-Pflicht bei Änderung
einer bislang nicht UVP-pflichtigen Windfarm (§ 3b
Abs. 3 UVPG)

Beispiel 2:
Eine bestehende Windfarm mit 11 WEA (genehmigt
nach dem Ablauf der Umsetzungsfrist für die UVP-Än-
derungsrichtlinie am 14.03.1999) soll um 10 WEA
erweitert werden. Eine UVP wurde für die bestehen-
de Windfarm nicht durchgeführt.
Schritt 1: Klärung, ob es sich um die Erweiterung
eines bisher selbst schon UVP-pflichtigen oder eines
bisher nicht UVP-pflichtigen Vorhabens handelt: § 3e
ist nicht einschlägig, da für die bestehende Windfarm
(11 WEA) auch im hypothetischen Fall der jetzigen
Neuerrichtung keine UVP-Pflicht besteht (UVP-Pflicht
ab 20 WEA) und eine UVP auch nicht durchgeführt
wurde (vgl. Randnummern 8-10; zur Klärung dieser
ersten Frage ist es somit unerheblich, wann die vor-
handenen Anlagen genehmigt wurden).
Schritt 2: Als nächstes ist zu prüfen, ob die Regelun-
gen § 3b Abs. 3 (zwingende UVP-Pflicht) oder die des
§ 3c Satz 5 i.V.m § 3b Abs. 3 UVPG (Einzelfallprüfung)
zur Anwendung kommen. Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass gemäß § 3b Abs. 3 Satz 3 UVPG bzw. § 3c
Satz 5 i.V. m. § 3b Abs. 3 Satz 3 UVPG nur die nach
Inkrafttreten der Umsetzungsfrist (hier: 14.03.1999)
genehmigten Anlagen (11 WEA) hinsichtlich des Er-
reichens oder Überschreitens von Größen- und Leis-
tungswerten zu berücksichtigen sind. Der Größen-
und Leistungswert zur zwingenden UVP-Pflicht
(Windfarm mit 20 WEA) wird aufgrund der Erweite-
rung erreicht oder überschritten (11 WEA + 10 WEA);
infolgedessen ist § 3b Abs. 3 UVPG einschlägig (Hin-
einwachsen in eine UVP-Pflicht). Folge: Für die Erwei-
terung ist eine UVP unter Berücksichtigung der
Umweltauswirkungen der bestehenden WEA durch-
zuführen

Beispiel 3:
Würde das Beispiel 2 derart modifiziert, dass die Anla-
gen der bestehenden Windfarm (11 WEA) vor dem
Ablauf der Umsetzungsfrist für die UVP-Änderungs-
richtlinie am 14.03.1999 genehmigt worden wären
und dieser Bestand nun um 10 WEA erweitert werden
soll, so wäre der 1. Prüfungsschritt im Ergebnis iden-
tisch mit dem des o. g. Fallbeispieles. Hinsichtlich des
2. Prüfungsschrittes (Einschlägigkeit der Regelung des
§ 3b Abs. 3 [zwingende UVP-Pflicht] oder die des § 3c
Satz 5 i.V.m § 3b Abs. 3 UVPG [Einzelfallprüfung])
würde dieses Beispiel aber von der o. g. Fallkonstella-
tion im Ergebnis abweichen: Der Größen- und Leis-
tungswert zur zwingenden UVP-Pflicht (Windfarm
mit 20 WEA) wird aufgrund der Erweiterung nicht
erreicht oder überschritten, da die vor dem Inkrafttre-
ten der Richtlinien genehmigten Anlagen (Stichtag
für Windfarmen: 14.03.1999) gemäß § 3b Abs. 3 Satz
3 hinsichtlich des Erreichens oder Überschreitens von
Größen und Leistungswerten unberücksichtigt bleibt.
Folge: Es ist § 3c UVPG einschlägig und eine allgemei-
ne Einzelfallprüfung für die 10 WEA durchzuführen.
Ergibt diese das Erfordernis einer UVP, ist für die
Erweiterung (10 WEA) eine UVP unter Berücksichti-
gung der Umweltauswirkungen der bestehenden
WEA durchzuführen.
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Konstellation B: Zwingende UVP-Pflicht bei der Änderung
einer UVP-pflichtigen Windfarm (§ 3e Abs. 1 Nr. 1 UVPG)

Beispiel 4:
Eine bestehende Windfarm mit 21 WEA soll um 22
WEA erweitert werden. Dabei ist hier irrelevant, ob
die bestehende Windfarm (21 WEA) vor oder nach
dem Ablauf der Umsetzungsfrist für die UVP-Ände-
rungsrichtlinie am 14.03.1999 genehmigt wurde.
Schritt 1: Klärung, ob es sich um die Erweiterung
eines bisher selbst schon UVP-pflichtigen oder eines
bisher nicht UVP-pflichtigen Vorhabens handelt: § 3e
Abs. 1 ist einschlägig, da für die bestehende Wind-
farm (21 WEA) auch im hypothetischen Fall der jetzi-
gen Neuerrichtung nach derzeitigem Recht eine UVP-
Pflicht besteht, da der X-Wert von 20 WEA erreicht
oder überschritten ist (vgl. Randnummer 9). Dabei ist
unerheblich, ob für die bestehende Windfarm auch
tatsächlich eine UVP durchgeführt wurde oder nicht.
Schritt 2: Prüfung der Einschlägigkeit von § 3e Abs. 1
Nr. 1 UVPG (zwingende UVP-Pflicht) oder von § 3e
Abs. 1 Nr. 2 UVPG (Erfordernis zur Vorprüfung): Die
Erweiterung um 22 WEA erreicht oder überschreitet
für sich genommen den Schwellenwert zur zwingen-
den UVP-Pflicht. Folge: Es ist eine UVP für die Ände-
rung oder Erweiterung (22 WEA) gemäß § 3e Abs. 1
Nr. 1 durchzuführen.

Beispiel 5:
Eine bestehende Windfarm mit 15 WEA, die nach
dem Ablauf der Umsetzungsfrist für die UVP-Ände-
rungsrichtlinie am 14.03.1999 genehmigt wurden, soll
um 22 WEA erweitert werden. Für die bestehenden
15 WEA ist eine Einzelfallprüfung mit dem Ergebnis
der UVP-Pflicht durchgeführt worden.
Schritt 1: Klärung, ob es sich um die Erweiterung
eines bisher selbst schon UVP-pflichtigen oder eines
bisher nicht UVP-pflichtigen Vorhabens handelt:
Da im Wege der Einzelfallprüfung für die bestehen-
den 15 WEA eine UVP-Pflicht bejaht wurde, handelt
es sich um die Erweiterung eines bestehenden UVP-
pflichtigen Vorhabens; § 3e Abs. 1 ist in diesem Fall
somit einschlägig.
Schritt 2: Prüfung der Einschlägigkeit von § 3e Abs. 1
Nr. 1 UVPG (zwingende UVP-Pflicht) oder von § 3e
Abs. 1 Nr. 2 UVPG (Erfordernis zur Vorprüfung): Da die
Erweiterung um 22 WEA für sich genommen den
Schwellenwert zur zwingenden UVP-Pflicht erreicht
oder überschreitet, ist § 3e Abs. 1 Nr. 1 UVPG einschlä-
gig. Folge: Es ist für die Änderung oder Erweiterung
(22 WEA) eine zwingende UVP durchzuführen.

Beispiel 6:
Wäre im Beispiel 5 für die bestehende Windfarm
(15 WEA) im Wege der Einzelfallprüfung seinerzeit
entschieden worden, dass eine UVP nicht erforderlich
ist, so wäre Schritt 1 der Prüfung (Klärung, ob es sich
um die Erweiterung eines bisher selbst schon UVP-
pflichtigen oder eines bisher nicht UVP-pflichtigen
Vorhabens handelt) dahingehend zu beantworten,
dass es sich um die Erweiterung oder Änderung eines
bisher nicht UVP-pflichtigen Vorhabens handelt.
Damit wäre in Schritt 2 zu prüfen, ob § 3b Abs. 3
(zwingende UVP-Pflicht aufgrund von Änderung oder
Erweiterung) oder § 3c Satz 1 und 5 UVPG (Einzelfall-
prüfung aufgrund von Änderung oder Erweiterung)
einschlägig sind (vgl. Randnummer 10).

Konstellation C: Einzelfallprüfung bei der Änderung
einer bislang nicht UVP-pflichtigen Windfarm (§ 3c Satz
1 und 5 i.V. mit § 3b Abs. 3 UVPG)

Beispiel 7:
Eine bestehende Windfarm mit 3 WEA, die nach dem
Ablauf der Umsetzungsfrist für die UVP-Änderungs-
richtlinie am 14.03.1999 genehmigt wurden, soll um
10 WEA erweitert werden. Eine UVP wurde für die
bestehende Windfarm nicht durchgeführt.
Schritt 1: Klärung, ob es sich um die Erweiterung
eines bisher selbst schon UVP-pflichtigen oder eines
bisher nicht UVP-pflichtigen Vorhabens handelt: § 3e
ist nicht einschlägig, da für die bestehende Windfarm
(3 WEA) im hypothetischen Fall der Neuerrichtung
nach derzeitigem Recht keine UVP-Pflicht besteht und
eine UVP auch nicht durchgeführt wurde. (Für die
Klärung im Schritt 1 ist unerheblich, wann die Anla-
gen genehmigt wurden; vgl. Randnummer 9).
Schritt 2: Als nächstes ist zu prüfen, ob die Regelun-
gen des § 3b Abs. 3 (zwingende UVP-Pflicht eines
bisher nicht UVP-pflichtigen Vorhabens) oder die des
§ 3c Satz 5 i.V.m § 3b Abs. 3 UVPG (Einzelfallprüfung
eines bisher nicht UVP-pflichtigen Vorhabens) zur
Anwendung kommen. Bei der nun erforderlichen Prü-
fung, ob der Schwellenwert zur Einzelfallprüfung
oder der zur zwingenden UVP-Pflicht erreicht oder
überschritten wird, bleibt der vor dem Inkrafttreten
der UVP-Änderungsrichtlinie am 14.03.1999 geneh-
migte Bestand außer Betracht (§ 3b Abs. 3 Satz 3 bzw.
§ 3c Satz 5 i. V. m. § 3b Abs. 3 Satz 3). Im vorliegenden
Fall wird der Größen- und Leistungswert zur allgemei-
nen Vorprüfung (A-Wert: 6 bis unter 20 WEA) in Sum-
me mittels der Erweiterung erreicht oder überschrit-
ten (3 WEA + 10 WEA), der zur zwingenden UVP-
Pflicht (20 WEA) aber nicht erreicht; infolgedessen ist
§ 3c Satz 5 i.V.m § 3b Abs. 3 UVPG einschlägig
(Hineinwachsen in das Erfordernis einer Einzelfall-
prüfung). Folge: Für die Erweitung ist eine allgemeine
Vorprüfung unter Berücksichtigung der Umweltaus-
wirkungen der bestehenden WEA durchzuführen.

(12) Die Durchführung einer Einzelfallprüfung ist auch
dann erforderlich, wenn ein Schwellenwertwechsel
(S-Wert zu A-Wert, siehe vorgenanntes Beispiel) durch
die Erweiterung der Windfarm nicht stattfindet. So ist
die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles auch dann
durchzuführen, wenn eine bestehende Windfarm von
7 WEA (für die keine UVP durchgeführt wurde) um
4 WEA erweitert werden soll und durch die Erweite-
rung somit kein Schwellenwertwechsel bedingt ist.
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Konstellation D: Einzelfallprüfung bei der Änderung
einer bislang UVP-pflichtigen Windfarm (§ 3e Abs. 1
Nr. 2 UVPG)

Beispiel 8:
Eine Windfarm mit 21 WEA wurde 1997 zugelassen
und errichtet; sie soll um 3 WEA erweitert werden.
Schritt 1: Klärung, ob es sich um die Erweiterung
eines bisher schon UVP-pflichtigen oder eines bisher
nicht UVP-pflichtigen Vorhabens handelt: § 3e Abs. 1
UVPG (Änderung oder Erweiterung eines UVP-pflich-
tigen Vorhabens) ist einschlägig, da für die bestehen-
de Windfarm (21 WEA) auch im hypothetischen Fall
der jetzigen Neuerrichtung nach derzeitigem Recht
eine UVP-Pflicht besteht, da der X-Wert von 20 WEA
erreicht oder überschritten ist (vgl. Randnummer 9).
Dabei ist unerheblich, ob für die bestehende Wind-
farm tatsächlich eine UVP durchgeführt wurde oder
nicht. Für die Klärung im Rahmen dieses ersten Schrit-
tes ist es ebenfalls unerheblich, zu welchem Zeitpunkt
die bestehende Windfarm genehmigt wurde.
Schritt 2: Prüfung der Einschlägigkeit von § 3e Nr. 1
UVPG (zwingende UVP-Pflicht) oder von § 3e Nr. 2
UVPG (Erfordernis zur Vorprüfung): § 3e Abs. 1 Nr. 1
(zwingende UVP-Pflicht bei Änderung eines bisher
UVP-pflichtigen Vorhabens) ist nicht einschlägig, da
der entsprechende Größen- oder Leistungswert zur
zwingenden UVP-Pflicht (20 WEA) durch die Ände-
rung oder Erweiterung selbst (hier: 3 WEA) nicht
erreicht wird. § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG (Einzelfallprü-
fung bei Änderung eines bisher UVP-pflichtigen Vor-
habens) ist somit einschlägig: Dabei ist die Pflicht zur
Vorprüfung im Falle des § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG
grundsätzlich nicht an das Erreichen bestimmter Prüf-
werte geknüpft. Folge: Es ist eine Vorprüfung ent-
sprechend § 3c Satz 1 und 3 UVPG durchzuführen.
Inhaltlich ist die Vorprüfung auf die Erweiterung zu
beziehen (3 WEA).

Beispiel 9:
Eine Windfarm mit 21 WEA wurde 1997 zugelassen
und errichtet; im Jahr 2000 wurde die Windfarm um
5 WEA ohne Durchführung einer UVP erweitert. Die
Windfarm soll nun um 7 WEA erweitert werden.
Schritt 1: Klärung, ob es sich um die Erweiterung
eines bisher schon UVP-pflichtigen oder eines bisher
nicht UVP-pflichtigen Vorhabens handelt: § 3e Abs. 1
UVPG (Änderung oder Erweiterung eines UVP-pflich-
tigen Vorhabens) ist einschlägig, da für die bestehen-
de Windfarm (21 WEA+5 WEA = 26 WEA) auch im
hypothetischen Fall der jetzigen Neuerrichtung nach
derzeitigem Recht eine UVP-Pflicht besteht da der
X-Wert von 20 WEA erreicht oder überschritten ist
(vgl. Randnummer 9).
Schritt 2: Prüfung der Einschlägigkeit von § 3e Nr. 1
UVPG (zwingende UVP-Pflicht) oder von § 3e Nr. 2
UVPG (Erfordernis zur Vorprüfung): § 3e Abs. 1 Nr. 1
(zwingende UVP-Pflicht bei Änderung eines bisher
UVP-pflichtigen Vorhabens) ist nicht einschlägig, da
der entsprechende Größen- oder Leistungswert zur
zwingenden UVP-Pflicht (20 WEA) durch die Ände-
rung oder Erweiterung selbst (hier: 7 WEA) nicht
erreicht wird. Einschlägig ist somit § 3e Abs. 1 Nr. 2
UVPG (Einzelfallprüfung bei Änderung eines bisher
UVP-pflichtigen Vorhabens). Dabei ist die Pflicht zur
Vorprüfung im Falle des § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG
grundsätzlich nicht an das Erreichen bestimmter

Prüfwerte geknüpft. Folge: Gemäß § 3e Abs. 1 Nr. 2
UVPG ist eine Vorprüfung entsprechend § 3c Satz 1
und 3 UVPG durchzuführen. Gemäß § 3e Abs. 1 Nr. 2
UVPG sind bei der Fallkonstellation „Einzelfallprü-
fung bei Änderung eines bisher UVP-pflichtigen Vor-
habens“ auch frühere Änderungen oder Erweiterun-
gen inhaltlich in die Vorprüfung einzubeziehen, für
die nach der jeweils geltenden Fassung des UVPG kei-
ne UVP durchgeführt wurde. Es ist daher anhand der
Anlagen zum UVPG in seiner jeweils geltenden Fas-
sung zu prüfen, ob im Zeitpunkt der früheren Ände-
rung der Vorhabentyp bereits in den Anwendungs-
bereich des UVPG fiel und eine UVP durchgeführt
wurde. Diese Regelung ist somit von der Kumulations-
regel des § 3b Abs. 3 UVPG zu unterscheiden. Damit
ist bei der Vorprüfung nach § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG
inhaltlich nur die beantragte Erweiterung um 7 WEA
zu berücksichtigen, da zum Zeitpunkt der 2000 zuge-
lassenen Erweiterung eine UVP-Pflicht für Windfar-
men noch nicht bestand (Windfarmen wurden erst
mit der Änderung des UVPG vom 05.09.2001 in das
UVPG aufgenommen).

3 Inhalt der UVP

(13) Gemäß §§ 1 und 2 UVPG umfasst die UVP die
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der Auswir-
kungen eines Vorhabens auf die Umwelt nach einheitli-
chen Grundsätzen mit dem Ziel, eine wirksame Umwelt-
vorsorge zu gewährleisten. Dabei handelt es sich – auch
nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richtes – beim Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) um reines Verfahrensrecht. Durch die-
ses werden im Rahmen des jeweiligen Zulassungsver-
fahrens bestimmte zusätzliche Verfahrensschritte
geregelt:
Z Antragskonferenz (Scoping gemäß § 5 UVPG)
Z Behördenbeteiligungen (§§ 7 und 8 UVPG)
Z die Einbeziehung der Öffentlichkeit (§§ 9 und 9a

UVPG)
Z die Erstellung einer zusammenfassenden Darstellung

der Umweltauswirkungen (§ 11 UVPG) sowie
Z die Bewertung der Umweltauswirkungen und ihre

Berücksichtigung bei der Entscheidung (§ 12 UVPG).

(14) Materielle Bewertungsmaßstäbe lassen sich aus
dem UVPG nicht ableiten. Die im Rahmen der UVP für
die Zulassung anzulegenden Bewertungsmaßstäbe
ergeben sich vielmehr aus dem jeweiligen Fachrecht.
Hierzu zählen auch die Vorschriften des Niedersächsi-
schen Naturschutzgesetzes. Neben den Belangen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege sind in die
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der Umwelt-
auswirkungen auch die übrigen Schutzgüter des UVPG
einzubeziehen (Mensch, Kulturgüter und sonstige Sach-
güter sowie die Wechselwirkungen zwischen allen
Schutzgütern).
(15) Sollen WEA in Gebieten mit sehr hoher oder hoher
Bedeutung für das Landschaftsbild errichtet werden, ist
bei der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles nach
§ 3c UVPG in der Regel von erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Landschaft
auszugehen und somit eine UVP durchzuführen.
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Anhang: Bestimmung der UVP-Pflicht von Windfarmen gemäß §§ 3b-e UVPG
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1 Einleitung

Der weitere Ausbau regenerativer Energiegewinnung
zum Klimaschutz ist erklärtes Ziel der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland (BMU 2004). Deutschland
nimmt hinsichtlich der Nutzung der Windkraft eine
Spitzenstellung ein, gefolgt von den USA. Vor allem
dort, aber auch in Europa, wurden jedoch bereits früh-
zeitig Befürchtungen laut, die Windkraftanlagen (WKA)
könnten sich schädlich auf die Tierwelt auswirken. In
den USA wurden diese Vermutungen vor allem im ers-
ten großen Windpark am Altamont Pass in Kalifornien
bestätigt, in dessen ca. 5.000 WKA jährlich Hunderte
von Greifvögeln zu Tode kommen (ORLOFF & FLANNE-
RY 1992, SMALLWOOD & THELANDER 2004). Im Gegen-
satz zu den USA standen in Europa eher die indirekten
Auswirkungen von WKA auf Vögel in der Diskussion:
Scheuchwirkung, Habitatverlust zur Brut- und Zugzeit,
Barrierewirkung für ziehende Vögel (CROCKFORD 1992,
WINKELMAN 1992, AG EINGRIFFSREGELUNG 1996, PER-
CIVAL 2000, SCHREIBER 2000, LANGSTON & PULLAN
2003, REICHENBACH 2003). Kollisionen von Vögeln mit
WKA spielten allerdings auch in Spanien eine große
Rolle, wo vor allem Gänsegeier in erheblichem Maße
betroffen waren (SEO 1995, LEKUONA 2001).
Mittlerweile werden auch in Deutschland Greifvogel-
verluste an WKA stärker beachtet (DÜRR 2004). Auch
Fledermäuse können betroffen sein (KEELEY et al. 2001,
DÜRR & BACH 2004).

Trotz zahlreicher Studien ist jedoch das Ausmaß der
ökologischen Auswirkungen von WKA umstritten. In
einer vom Bundesamt für Naturschutz (BfN) finanzier-
ten und vom Michael-Otto-Institut im NABU durchge-
führten Studie wurden die bisher verfügbaren Ergebnis-
se zusammengestellt und ausgewertet. Damit sollte ver-
sucht werden, die große Fülle der Beobachtungen und
Daten zum Thema zu nutzen um Fragen zu beantwor-
ten, die mit Einzeluntersuchungen kaum zu klären
waren. Diese Publikation fasst die wichtigsten Ergebnis-
se der als BfN-Skript (HÖTKER et al. 2005) und auf der
Homepage des NABU (www.NABU.de) veröffentlichten
Studie zusammen.

2 Material und Methode

Für die Studie wurden über 450 Literaturstellen ausge-
wertet, die auf 127 verschiedenen Untersuchungen
basierten, vor allem aus Deutschland (67 Studien),
gefolgt von den USA (27), Spanien (10), Großbritannien
(6), Niederlande (5), Belgien (4) und Australien, Däne-
mark, Frankreich sowie Österreich (je 2).

Die Studien unterschieden sich erheblich hinsichtlich
des Untersuchungsansatzes und -umfangs. In nur acht
Fällen sah der Untersuchungsplan Datenaufnahmen vor
der Errichtung der WKA und auf unbeeinflussten Kon-
trollflächen vor – die Vorraussetzung zum wissenschaft-
lichen Nachweis von Auswirkungen der Windkraft. Die
meisten Studien waren kurz und enthielten keine Kon-
trollen. Da sich viele Publikationen auf jeweils mehrere
Vogel- bzw. Fledermausarten bezogen, und mehrere
Parameter zur Beurteilung herangezogen wurden,
ergaben sich insgesamt 1789 Datensätze, die unabhän-
gig vom Umfang der zugrunde liegenden Untersuchun-
gen verwendet wurden. Damit konnte erreicht werden,
dass die Zahl der verwendbaren Fälle groß war und die
Ergebnisse deshalb nicht von den Daten einzelner,
vielleicht nicht typischer, aber gut untersuchter Wind-
parks abhingen.

3 Ergebnisse

3.1 Störungen und Verdrängungen von
Vögeln durch WKA

Für die Frage, ob WKA die Bestände von Vögeln beein-
flussen, standen nur wenige Studien mit Vorher-
Nachher-Vergleich zur Verfügung. Deshalb wurden
auch die Untersuchungen herangezogen, die die Vogel-
bestände auf einem im Betrieb befindlichen Windpark
mit den Beständen gleichartiger Flächen in der näheren
Umgebung verglichen. Für die Auswertung wurde
lediglich berücksichtigt, ob die WKA einen positiven
oder negativen Effekt ausübten.
Als negative Effekte wurden gewertet:
Z Bestandsrückgänge nach dem Bau der WKA
Z verminderte Bestände im Windpark oder dessen

unmittelbarer Umgebung im Vergleich zu Kontroll-
flächen.

Als positive Effekte galten
Z Bestandszunahmen nach dem Bau der WKA bzw.
Z erhöhte Bestände im Bereich der WKA.
Waren keine Bestandsunterschiede erkennbar, wurde
der Effekt als „positiv“ gewertet. Es sollte so verhindert
werden, fälschlicherweise negative Effekte aufzuzeigen.

Für 40 Arten lagen ausreichend viele Daten zur
Anwendung von Vorzeichentests vor (Tab. 1). Zur Brut-
zeit konnte für keine Vogelart eine signifikante, negati-
ve Auswirkung von WKA auf die Bestände nachgewie-
sen werden. Lediglich die untersuchten Wat- und
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Tab. 1: Auswirkungen von Windkraftanlagen auf Vogelbestände, Anzahlen positiver und
negativer Effekte Details siehe Text; Auswertung von Literaturstellen.
Letzte Spalte: Ergebnisse von Vorzeichentests, ns = nicht signifikant.
Grau hinterlegte Zeilen: negative Effekte überwiegen.

Art Positive Negative Statistisch
Effekte Effekte signifikant

Brutzeit
Stockente Anas platyrhynchos 6 5 ns
Mäusebussard Buteo buteo 3 3 ns
Rebhuhn Perdix perdix 4 5 ns
Wachtel Coturnix coturnix 1 5 ns
Uferschnepfe Limosa limosa 5 6 ns
Rotschenkel Tringa totanus 2 9 ns
Austernfischer Haematopus ostralegus 6 7 ns
Kiebitz Vanellus vanellus 11 18 ns
Feldlerche Alauda arvensis 15 15 ns
Wiesenpieper Anthus pratensis 15 7 ns
Schafstelze Motacilla flava 7 3 ns
Bachstelze Motacilla alba 4 4 ns
Braunkehlchen Saxicola rubetra 2 6 ns
Schwarzkehlchen Saxicola torquata 5 1 ns
Amsel Turdus merula 5 4 ns
Zaunkönig Troglodytes troglodytes 5 1 ns
Fitis Phylloscopus trochilus 4 2 ns
Zilpzalp Phylloscopus collybita 4 2 ns
Schilfrohrsänger Acrocephalus schoenobaenus 8 0 0,05
Teichrohrsänger Acrocephalus scirpaceus 6 1 ns
Sumpfrohrsänger Acrocephalus palustris 6 4 ns
Dorngrasmücke Sylvia communis 8 4 ns
Blaumeise Parus caeruleus 4 3 ns
Goldammer Emberiza citrinella 4 5 ns
Rohrammer Emberiza schoeniclus 10 2 0,05
Hänfling Carduelis cannabina 2 6 ns
Aaskrähe Corvus corone 6 2 ns
Amsel Turdus merula 5 4 ns

Außerhalb der Brutzeit
Graureiher Ardea cinerea 5 1 ns
Pfeifente Anas penelope 0 9 0,01
Stockente Anas platyrhynchos 3 7 ns
Reiherente Aythya fuligula 2 6 ns
Rotmilan Milvus milvus 3 4 ns
Mäusebussard Buteo buteo 10 10 ns
Turmfalke Falco tinnunculus 13 7 ns
Großer Brachvogel Numenius arquata 11 19 ns
Austernfischer Haematopus ostralegus 4 3 ns
Kiebitz Vanellus vanellus 12 29 0,05
Goldregenpfeifer Pluvialis apricaria 8 21 0,05
Sturmmöwe Larus canus 3 5 ns
Silbermöwe Larus argentatus 2 4 ns
Lachmöwe Larus ridibundus 14 5 ns
Ringeltaube Columba palumbus 1 6 ns
Feldlerche Alauda arvensis 4 2 ns
Wachholderdrossel Turdus pilaris 1 5 ns
Star Sturnus vulgaris 17 5 0,05
Aaskrähe Corvus corone 12 7 ns
Gänse 1 12 0,01

Hühnervögel zeigten überwie-
gend geringere Bestände in
Zusammenhang mit WKA. Zwei
im Schilf brütende Vogelarten
zeigten sogar signifikant häufi-
ger positive bzw. neutrale Reak-
tionen gegenüber WKA als
negative.

Außerhalb der Brutzeit domi-
nierten die negativen Auswir-
kungen der WKA. Für Gänse
(Bläss-, Saat, Grau- und Nonnen-
gänse), Pfeifenten, Kiebitze und
Goldregenpfeifer ergab sich
jeweils statistisch gesichert mehr
negative als positive Effekte.
Eine Ausnahme war der Star, für
den das Umgekehrte galt.

Für insgesamt 28 Arten konn-
ten in Tab. 2 Mediane und Mit-
telwerte der Minimalentfernun-
gen dargestellt werden, die die
Vögel zu Windkraftanlagen ein-
hielten bzw. bis zu denen Stö-
rungen messbar waren. Tenden-
ziell herrschten während der
Brutzeit geringere Meidungsab-
stände vor als außerhalb der
Brutzeit. Lediglich einige Wat-
vogelarten mieden offensichtlich
zu allen Zeiten die Nähe von
Windkraftanlagen. Vögel der
offenen Landschaft, also Gänse,
Enten und Watvögel hielten im
Allgemeinen Abstände von meh-
reren Hundert Metern zu WKA
ein (Abb. 1).

Um der Frage nach einer
möglichen Gewöhnung (im
umgangssprachlichen Sinne) von
Vögeln an WKA nachzugehen,
wurden die 11 Studien, die
Daten aus mindestens zwei Jah-
ren nach der Errichtung der
WKA enthielten, ausgewertet.
Da pro Studie oft mehrere Arten
betrachtet wurden, ergaben sich
daraus 122 Datensätze. Es wur-
den die Fälle gezählt, die auf
eine Gewöhnung hindeuteten
(Annäherung an die WKA nach
einigen Jahren, Bestandserhö-
hung im Bereich von WKA eini-
ge Jahre nach deren Bau) und
der Zahl der Fälle gegenüberge-
stellt, die nicht auf eine Gewöh-
nung hindeuten. Bezüglich der
Brutvögel überwogen die Fälle
fehlender Gewöhnung (46
gegenüber 38), bezüglich der
Rastvögel war es umgekehrt (13
gegenüber 25). Keines der
Ergebnisse weicht jedoch statis-
tisch signifikant von einer
Gleichverteilung ab, so dass die
Gewöhnung an WKA jedenfalls
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Tab. 2: Minimalabstände verschiedener Vogelarten zu Windkraftanlagen in m
Auswertung verschiedener Studien. SD = Standardabweichung.

Art Anzahl
Studien

Median Mittel-
wert

SD

Brutzeit

Stockente Anas platyrhynchos 8 113 103 56

Uferschnepfe Limosa limosa 5 300 436 357

Austernfischer Haematopus ostralegus 8 25 85 113

Kiebitz Vanellus vanellus 13 100 108 110

Rotschenkel Tringa totanus 6 188 183 111

Feldlerche Alauda arvensis 20 100 93 71

Wiesenpieper Anthus pratensis 9 0 41 53

Schafstelze Motacilla flava 7 50 89 107

Amsel Turdus merula 5 100 82 76

Fitis Phylloscopus trochilus 5 50 42 40

Zilpzalp Phylloscopus collybita 5 50 42 40

Schilfrohrsänger Acrocephalus schoenobaenus 7 0 14 24

Teichrohrsänger Acrocephalus scirpaceus 11 25 56 70

Sumpfrohrsänger Acrocephalus palustris 9 25 56 68

Dorngrasmücke Sylvia communis 9 100 79 65

Rohrammer Emberiza schoeniclus 13 25 56 70

Hänfling Carduelis cannabina 5 125 135 29

Außerhalb der Brutzeit

Graureiher Ardea cinerea 6 30 65 97

Pfeifente Anas penelope 9 300 311 163

Schwäne 8 125 150 139

Gänse 13 300 373 226

Stockente Anas platyrhynchos 9 200 161 139

Tauchenten 12 213 219 122

Mäusebussard Buteo buteo 15 25 50 53

Turmfalke Falco tinnunculus 14 0 26 45

Großer Brachvogel Numenius arquata 24 190 212 176

Austernfischer Haematopus ostralegus 6 15 55 81

Kiebitz Vanellus vanellus 32 135 260 410

Bekassine Gallinago gallinago 5 300 403 221

Goldregenpfeifer Pluvialis apricaria 22 135 175 167

Ringeltaube Columba palumbus 5 100 160 195

Sturmmöwe Larus canus 6 50 113 151

Lachmöwe Larus ridibundus 15 0 97 211

Feldlerche Alauda arvensis 6 0 38 59

Star Sturnus vulgaris 16 0 30 54

Aaskrähe Corvus corone 16 0 53 103

kein weit verbreitetes Phänomen
ist.

Für einige Vogelarten konnte
die Beziehung zwischen der Grö-
ße der WKA (hier ausgedrückt als
Nabenhöhe) und den Minimal-
abständen berechnet werden
(Tab. 3). Bis auf den Kiebitz
außerhalb der Brutzeit (Abb. 2)
ließ sich keines der Ergebnisse
statistisch absichern. Kiebitze
außerhalb der Brutzeit reagieren
offensichtlich sehr empfindlich
auf besonders große WKA. Die in
Tab. 3 dargestellten Ergebnisse
zeigen in ihrer Gesamtheit ein
klares Ergebnis. Für viele Brut-
vögel wirkten höhere WKA weni-
ger abschreckend als kleinere.
Lediglich für Kiebitze und Ufer-
schnepfen zeigte sich eine stärke-
re Meidung größerer Anlagen.
Für die Rastvögel hingegen stie-
gen mit wenigen Ausnahmen die
Minimalabstände mit der Anla-
genhöhe.

Abb. 1: Minimalabstände von Gänse-Rastvorkommen (links) und von Brutvorkommen der Feldlerche (rechts) zu Windkraftanlagen
Angegeben sind jeweils die Anzahl der Studien (Ordinate), bei denen die auf der Abszisse markierte Minimalentfernungen bzw.
Wirkungsabstände für die Störung festgestellt wurden.
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Abb. 2: Zusammenhang von Minimalabständen, die Kiebitze
außerhalb der Brutzeit zu WKA einhalten und der Nabenhöhe
der WKA.
Die Beziehung ist signifikant (n= 24; R2 = 0,53; p < 0,001).

Tab. 3: Zusammenhang von Mindestabständen von Vögeln zu WKA und der
Nabenhöhe der WKA. In der Spalte „Achsensteigung“ ist angegeben, um wie viel
Meter sich der durchschnittliche Mindestabstand der Art zu WKA verändert, wenn
sich die Größe der WKA um einen Meter erhöht. Nur der Zusammenhang für den
Kiebitz außerhalb der Brutzeit ist signifikant (p < 0,001).

Art n Achsensteigung

Brutzeit

Stockente Anas platyrhynchos 7 0,09

Uferschnepfe Limosa limosa 5 3,67

Austernfischer Haematopus ostralegus 8 –2,64

Kiebitz Vanellus vanellus 12 1,78

Rotschenkel Tringa totanus 6 –2,64

Feldlerche Alauda arvensis 19 –1,60

Wiesenpieper Anthus pratensis 9 –1,17

Schafstelze Motacilla flava 6 –0,02

Amsel Turdus merula 4 –1,07

Fitis Phylloscopus trochilus 5 –0,32

Zilpzalp Phylloscopus collybita 5 –0,32

Schilfrohrsänger Acrocephalus schoenobaenus 6 –0,95

Teichrohrsänger Acrocephalus scirpaceus 9 –0,51

Sumpfrohrsänger Acrocephalus palustris 6 –1,67

Dorngrasmücke Sylvia communis 8 –1,47

Rohrammer Emberiza schoeniclus 12 –3,41

Hänfling Carduelis cannabina 4 0,66

Außerhalb der Brutzeit

Graureiher Ardea cinerea 6 –1,64

Pfeifente Anas penelope 7 0,41

Gänse 6 6,22

Stockente Anas platyrhynchos 7 0,95

Tauchenten 10 –1,64

Mäusebussard Buteo buteo 12 1,29

Turmfalke Falco tinnunculus 10 0,88

Großer Brachvogel Numenius arquata 19 1,95

Austernfischer Haematopus ostralegus 6 –2,79

Kiebitz Vanellus vanellus 25 9,59

Bekassine Gallinago gallinago 5 –4,55

Goldregenpfeifer Pluvialis apricaria 15 3,12

Ringeltaube Columba palumbus 4 1,20

Lachmöwe Larus ridibundus 12 1,33

Star Sturnus vulgaris 9 1,54

Rabenkrähe Corvus corone 12 1,61

3.2 Kollisionen mit WKA

Nur relativ wenige Untersuchungen
wurden so dauerhaft und systematisch
(z. B. unter Beachtung des in den USA
üblichen Untersuchungsprotokolls
(ANDERSON et al. 1999, MORRISON
2002)) durchgeführt, dass sich eine Kol-
lisionsrate (getötete Vogelindividuen
pro Jahr und Turbine) errechnen ließ
(Tab. 4). Die Kollisionsraten unterschei-
den sich erheblich zwischen den Wind-
parks. Vielerorts gab es kaum Opfer; in
anderen Windparks traten Kollisionen
mit einer Häufigkeit von mehr als 30
pro Jahr und Turbine auf. Massenkolli-
sionen an einzelnen Turbinen, wie sie
von Leuchttürmen oder ähnlichen Bau-
werken bekannt sind (MANVILLE 2001,
UGORETZ 2001), wurden an WKA nicht
festgestellt. In knapp der Hälfte der
Untersuchungen lagen die Opferraten
unter einem Vogel pro Turbine pro
Jahr, der Median betrug 1,7 Opfer und
im Mittel waren es 8,1 Opfer pro Turbi-
ne und Jahr.

Für die Vogelschlagrate war die Lage
der WKA bedeutsam. In den USA und
Spanien kam es zu vielen Opfern an
WKA auf kahlen Gebirgsrücken bzw.
an Geländekanten. In Mitteleuropa
waren eindeutig WKA an Feuchtgebie-
ten mit besonders hohen Vogelschlag-
zahlen belastet. Opferraten von mehr
als zwei Individuen pro WKA und Jahr
traten nur an Feuchtgebieten oder
Gebirgsrücken auf. Der Einfluss des
Lebensraumes (Kategorien Feuchtge-
biet, Gebirgsrücken, sonstiges) auf die
Kollisionsraten war statistisch signifi-
kant (Kruskal-Wallis-Test; Chi2 = 7,27; df
= 2; p < 0,05). Die Größe der WKA übte
einen schwachen, statistisch nicht signi-
fikanten Einfluss auf die Kollisionsrate
aus (y = 0,29x; R2 = 0,08).

Die Artenzusammensetzung der Kol-
lisionsopfer hing vom Vorkommen der
Arten in der Umgebung ab. In den USA
dominieren in den Windparks auf den
Gebirgsrücken vor allem Greifvögel.
Dies gilt auch für viele spanische Wind-
parks, in denen vor allem viele Gänse-
geier verunglückten. Im mittleren und
nördlichen Europa waren viele
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Tab. 4: Kollisionsraten für alle Vögel und Greifvögel in verschiedenen Windparks
(jeweils durchschnittliche Anzahl der Opfer pro Turbine und Jahr)

Land Windpark Habitat Vögel Greifvögel

Belgien Oostdam te Zeebrugge Feuchtgebiet 24
Belgien Boudewijnkanaal te Brugge Feuchtgebiet 35
Belgien Elektriciteitscentrale te Schelle Feuchtgebiet 18
Dänemark Tjaereborg Feuchtgebiet 3
Deutschland Bremerhaven-Fischereihafen Feuchtgebiet 9
Niederlande Kreekraak sluice Feuchtgebiet 3,7
Niederlande Oosterbierum Grünland 1,8
Niederlande Urk Küste 1,7
Schweden Näsudden Grünland 0,7
Spanien PESUR, Parque Eólico del Sur und Parque und

Parque Eólico de Levantera
Gebirgsrücken 0,36 0,36

Spanien E3, Energia Eólica del Estrecho Gebirgsrücken 0,03 0,03
Spanien Salajones Gebirgsrücken 21,69 8,33
Spanien Izco-Albar Gebirgsrücken 22,63 0,93
Spanien Alaiz-Echague Gebirgsrücken 3,56 0,62
Spanien Guennda Gebirgsrücken 8,47 0,2
Spanien El Perdón Gebirgsrücken 64,26 0,36
Spanien Tarifa 0,03 0,03
UK Bryn Tytli Moor, Grünland 0
UK Burgar Hill, Orkney Moor, Grünland 0,15
UK Haverigg, Cumbria Moor, Grünland 0 0
UK Blyth Feuchtgebiet 1,34
UK Ovenden Moor Moor, Grünland 0,04 0
UK Cemmaes Moor, Grünland 0,04 0
USA Buffalo Ridge Grünland 0,98 0,012
USA Foote Creek Rim Prärie 1,75 0,036
USA Vansycle Acker, Grünland 0,63 0
USA Altamont Gebirgsrücken 0,87 0,24
USA Nine Canyon Wind Project Prärie 3,59
USA Green Mt, Searsburg Gebirgsrücken 0 0
USA IDWGP, Algona Gebirgsrücken 0 0
USA Somerset County Gebirgsrücken 0 0
USA San Gorgino Gebirgsrücken 2,31
USA Solano County Gebirgsrücken 54
Australien Tasmania Küste 1,86 0

verschiedene Arten betroffen (DÜRR 2004). In Deutsch-
land sind besonders die Funde von 41 Rotmilanen und
13 Seeadlern (Stand 1.11.2004) bemerkenswert.

Die jährlichen Kollisionsraten der Fledermäuse
(Anzahl pro Turbine und Jahr) streuen etwa über die
gleiche Bandbreite wie die der Vögel (Tab. 5). Der Me-
dian der Opferrate betrug 1,7, und im Mittel waren es
6,3 Opfer pro Turbine und Jahr.

Für die Fledermäuse bestand ein schwacher, statis-
tisch nicht signifikanter Zusammenhang zwischen der
Kollisionsrate und der Größe der WKA. Offensichtlich
waren Fledermäuse an Waldstandorten besonders stark
gefährdet. Ein statistischer Nachweis gelang – wohl
auch wegen des geringen Datenmaterials – jedoch nicht
(Kruskal-Wallis-Test, Chi2 = 2,57; df = 1; nicht signifikant).
Es gibt jedoch weitere deutliche Hinweise darauf, dass
Fledermäuse durch WKA in der Nähe von Gehölzen
stärker gefährdet sind als an freistehenden WKA (BACH
2002, DÜRR 2003).

Alle Untersuchungen zu Fledermauskollisionen, die
über einen ausreichend langen Zeitraum hinweg durch-
geführt worden sind, zeigen, dass Fledermäuse ganz

Tab. 5: Kollisionsraten für Fledermäuse in verschiedenen
Windparks
(jeweils durchschnittliche Anzahl der Opfer pro Turbine und Jahr)

Land Windpark Habitat Kollisionsrate

Spanien Salajones Gebirgsrücken 13,36

Spanien Izco-Albar Gebirgsrücken 3,09

Spanien Alaiz-Echague Gebirgsrücken 0

Spanien Guennda Gebirgsrücken 0

Spanien El Perdón Gebirgsrücken 0

USA Buffalo Ridge Grünland 2,3

USA Foote Creek Rim Prairie 1,34

USA Vansycle Acker, Grünland 0,4

USA Altamont Gebirgsrücken 0,0035

USA Mautaineer Wind
Energy Facility
Blackwater Falls

Wald 50

USA Nine Canyon
Wind Project

Prairie 3,21

Australien Tasmania Küste 1,86
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überwiegend im Spätsommer und Herbst verunglücken,
also während ihrer Streif- und Zugphase (KEELEY et al.
2001, DÜRR 2003). Es handelt sich bei den betreffenden
Arten zumeist um schnell fliegende und ziehende Arten
(DÜRR 2003, JOHNSON et al. 2003). Auch bei den Fle-
dermäusen sind mittlerweile zahlreiche verschiedene
Arten als Kollisionsopfer nachgewiesen worden (DÜRR
& BACH 2004).

3.3 Repowering

In nächster Zeit werden zahlreiche ältere durch größe-
re, neuere WKA ersetzt werden (Repowering). Um die
Auswirkungen dieses Vorgangs auf Vögel und Fleder-
mäuse abzuschätzen, wurden einfache Modellrechnun-
gen anhand von vier verschiedenen Szenarien durchge-
führt. Für die Betrachtung der Scheuchwirkung von
WKA auf Vögel wurden die Beziehungen zwischen
Nabenhöhe der WKA und Minimalabständen (Tab. 3)

sowie eine aus allen WKA-Fabrikaten, die in der Studie
vorkamen, berechnete Beziehung zwischen Leistung
der WKA und Nabenhöhe verwendet. Es konnten so die
Bereiche ermittelt und verglichen werden, die von Vögeln
um unterschiedlich leistungsstarke WKA herum nicht
mehr genutzt werden konnten. Analog wurden die
jährlichen Kollisionszahlen unterschiedlich leistungsstar-
ker WKA (Tab. 4 u. 5) behandelt. Ein Repowering wurde
positiv bewertet, wenn die durch die WKA gestörte Flä-
che bzw. die Anzahlen verunglückter Vögel und Fleder-
mäuse zurückgingen. Tab. 6 und 7 zeigen, dass ein reines
Ersetzen kleiner durch große WKA ohne Steigerung der
Leistung des Windparks überwiegend positive Effekte
hatte. Wurde die Leistung des Windparks um mehr als
das 1,5-fache gesteigert, überwogen die negativen
Effekte. Bei diesen Modellrechnungen ist unbedingt zu
bedenken, dass sie auf nur sehr wenigen untersuchten
Fällen beruhen und dass die zugrunde liegenden mathe-
matischen Beziehungen statistisch nicht gesichert sind.

Tab. 6: Abschätzung der Störwirkungen von Repowering-Anlagen auf Vögel anhand von Modellrechnungen
Positive Auswirkungen bedeuten einen kleineren gestörten Bereich, negative Auswirkungen einen größeren gestörten Bereich nach
dem Repowering. Einzelheiten siehe Text.

Szenario 1 2 3 4
Kapazitätserhöhung des Windparks nein nein 1,5 x 2,0 x
Austausch von Turbinen 0,15 MW durch

1,5 MW
0,5 MW durch

1,5 MW
0,5 MW durch

1,5 MW
0,5 MW durch

1,5 MW
Art Auswirkung

Brutzeit
Stockente Anas platyrhynchos positiv positiv positiv positiv
Austernfischer Haematopus ostralegus positiv positiv positiv positiv
Kiebitz Vanellus vanellus positiv positiv negativ negativ
Uferschnepfe Limosa limosa positiv positiv positiv negativ
Rotschenkel Tringa totanus positiv positiv positiv positiv
Feldlerche Alauda arvensis positiv positiv positiv positiv
Wiesenpieper Anthus pratensis positiv positiv positiv positiv
Schafstelze Motacilla flava positiv positiv positiv positiv
Amsel Turdus merula positiv positiv positiv positiv
Fitis Phylloscopus trochilus positiv positiv positiv positiv
Zilpzalp Phylloscopus collybita positiv positiv positiv positiv
Schilfrohrsänger Acrocephalus schoenobaenus positiv positiv positiv positiv
Teichrohrsänger Acrocephalus scirpaceus positiv positiv positiv positiv
Sumpfrohrsänger Acrocephalus palustris positiv positiv positiv positiv
Dorngrasmücke Sylvia communis positiv positiv positiv positiv
Rohrammer Emberiza schoeniclus positiv positiv positiv positiv
Hänfling Carduelis cannabina positiv positiv positiv positiv

Außerhalb der Brutzeit
Graureiher Ardea cinerea positiv positiv positiv positiv
Pfeifente Anas penelope positiv positiv positiv positiv
Gänse positiv positiv negativ negativ
Stockente Anas platyrhynchos positiv positiv positiv positiv
Tauchenten positiv positiv positiv positiv
Mäusebussard Buteo buteo negativ negativ negativ negativ
Turmfalke Falco tinnunculus negativ negativ negativ negativ
Großer Brachvogel Numenius arquata positiv positiv positiv negativ
Austernfischer Haematopus ostralegus positiv positiv positiv positiv
Kiebitz Vanellus vanellus negativ negativ negativ negativ
Bekassine Gallinago gallinago positiv positiv positiv positiv
Goldregenpfeifer Pluvialis apricaria positiv positiv negativ negativ
Ringeltaube Columba palumbus positiv positiv negativ negativ
Lachmöwe Larus ridibundus negativ negativ negativ negativ
Star Sturnus vulgaris negativ negativ negativ negativ
Rabenkrähe Corvus corone negativ negativ negativ negativ
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,

Tab. 7: Abschätzung der Auswirkung von Repowering auf das Kollisionsrisiko von Vögeln und Fledermäusen anhand von Modell-
rechnungen. Positive Auswirkungen bedeuten eine geringere Kollisionsgefahr, negative Auswirkungen eine größere Kollisionsgefahr
nach dem Repowering. Einzelheiten siehe Text.

Szenario 1 2 3 4
Kapazitätserhöhung des Windparks nein nein 1,5 x 2,0 x
Austausch von Turbinen 0,15 MW durch

1,5 MW
0,5 MW durch

1,5 MW
0,5 MW durch

1,5 MW
0,5 MW durch

1,5 MW

Auswirkung auf Vögel positiv positiv positiv negativ
Auswirkung auf Fledermäuse positiv negativ negativ negativ

4 Diskussion

Die Studie zeigt, dass Windkraftanlagen an vielen Stel-
len relativ geringe Auswirkungen auf Vögel und Fleder-
mäuse haben, dass aber bestimmte Standorte sehr pro-
blematisch sind. Dazu zählen wegen der hohen Kollisi-
onsgefahr die Umgebung von Gewässern und kahle
Bergrücken mit hohem Greifvogelaufkommen (in
Deutschland nicht existent) sowie Waldstandorte (Fle-
dermäuse). Hinzu kommen die Rastgebiete empfindli-
cher Vogelarten, insbesondere Gänse, Pfeifenten und
Watvögel. Für diese Arten(-gruppen) konnten signifi-
kante Rückgänge lokaler Populationen nachgewiesen
werden. Die hier aufgeführten Ergebnisse decken sich
damit weitgehend mit den Resultaten der umfangrei-
cheren Einzelstudien zum Thema (SCHREIBER 1993,
KRUCKENBERG & JAENE 1999, SCHREIBER 1999, REI-
CHENBACH 2003). Für die empfindlichen Arten lässt sich
aus Tab. 2 ein Mindestabstand von etwa 500 m ableiten,
den WKA zu Rastplätzen einhalten sollten. Bei der
Beurteilung der Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass
sie an älteren WKA und nicht an den viel größeren
Anlagen der neusten Generation gewonnen wurden.
Zudem sind viele Arten bisher nicht oder kaum unter-
sucht worden. Dies gilt besonders für solche, die in der
öffentlichen Diskussion stehen (Störche, Greifvögel,
Kranich). Die Liste der gegenüber WKA störempfindli-
chen Arten ist also keinesfalls abgeschlossen.

Neben der Verdrängung rastender Vögel können
WKA auch eine Behinderung für fliegende Vögel
bedeuten. Solch eine Barrierewirkung konnte
mittlerweile für 81 Vogelarten nachgewiesen werden
(HÖTKER et al. 2005). Besonders betroffen waren

Gänse, Kraniche, Watvögel und kleine Singvögel. In
welchem Maße die betroffenen Arten geschädigt wer-
den (Störung des Zugablaufs, Beeinträchtigung des
Energiehaushalts) ist allerdings nicht bekannt.

Vergleicht man die Opferzahlen der einzelnen Arten
(DÜRR 2004) mit deren Reaktion auf Windkraftanlagen,
lässt sich feststellen, dass die Arten bzw. Artengruppen,
die eine geringe Scheu vor den WKA zeigten, eher zu
den Opfern zählten als die Arten, die WKA weiträumig
mieden bzw. umflogen. So verunglückten Greifvögel,
Möwen und Stare relativ häufig, während Gänse und
Watvögel vergleichsweise selten unter den Opfern zu
finden waren. Eine Ausnahme scheinen die Krähenvö-
gel zu sein, die kaum Scheu vor Windkraftanlagen zeig-
ten, aber nur selten verunglückten.

Trotz vieler Untersuchungen bleiben noch deutliche
Wissenslücken und dementsprechend ein hoher For-
schungsbedarf. Dringend ist es erforderlich zu verste-
hen, weshalb so viele Rotmilane und Seeadler an WKA
verunglücken und welche Gegenmaßnahmen eingelei-
tet werden müssen. Über die Reaktion vieler seltener
Vogelarten (z. B. Schwarzstorch, Wiesenweihe, Kranich,
Wachtelkönig) auf WKA ist zu wenig bekannt, um mit
der Standortplanung von Windkraftanlagen angemes-
sen reagieren zu können. Schließlich lassen sich bisher
keine Voraussagen darüber machen, wie die sehr gro-
ßen, und damit aus Gründen der Flugsicherheit zu
beleuchtenden WKA in den nächtlichen Vogelzug ein-
greifen.

Wirksame Maßnahmen zur Minimierung negativer
Auswirkungen von bereits bestehenden WKA auf Vögel
und Fledermäuse existieren bisher nicht (SMALLWOOD
& THELANDER 2004, HÖTKER et al. 2005). Allenfalls lässt

Abb. 3: Fliegende Höckerschwäne
vor Windkraftanlagen
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sich die Barrierewirkung von Windparks dadurch verrin-
gern, dass die einzelnen WKA parallel und nicht quer
zur Hauptflugrichtung der Vögel aufgestellt werden
(ISSELBÄCHER & ISSELBÄCHER 2001). Letztlich ist nur
die Standortwahl geeignet, Schäden zu minimieren. In
diesem Zusammenhang könnte das Repowering eine
Chance bieten, ungeeignete Standorte aufzugeben und
neue Anlagen an weniger problematischen Standorten
zu errichten. Durch eine solche „Flurbereinigung“ der
Windkraftnutzung dürfte es möglich sein, eine Reihe
von Konflikten zwischen Naturschutz und Windkraft-
nutzung aus der Welt zu schaffen.

5 Zusammenfassung

Eine Auswertung von 127 Studien mit sehr unterschied-
lichem Untersuchungsumfang aus zehn Ländern
erbrachte folgende Ergebnisse:

Die Nutzung von Windkraft kann sich auf Vögel und
Fledermäuse durch Störungen und durch Erhöhung der
Mortalität auswirken. Es konnte kein statistisch signifi-
kanter Nachweis von erheblichen negativen Auswirkun-
gen von Windkraftanlagen (WKA) auf die Bestände von
Brutvögeln erbracht werden. Mit Ausnahme von Kie-
bitz, Uferschnepfe und Rotschenkel nutzten die meisten
Vögel zur Brutzeit auch die unmittelbare Umgebung
von WKA. Viele potenziell empfindlichen Arten sind
jedoch bisher nicht untersucht worden. WKA übten sig-
nifikante, negative Einflüsse auf die lokalen Rastbestän-
de von Gänsen, Pfeifenten, Goldregenpfeifern und Kie-
bitzen aus. Diese und andere Arten der offenen Land-
schaft hielten Minimalabstände von mehreren Hundert
Metern zu WKA ein. Diese Abstände nahmen in den
meisten Fällen mit der Größe der WKA zu. Für den Kie-
bitz war dieser Zusammenhang statistisch signifikant.
Eine generelle Tendenz der „Gewöhnung“ von Vögeln
an Windkraftanlagen in den Jahren nach ihrer Errich-
tung bestand nicht.

Die Kollisionsraten (Zahl der jährlichen Opfer pro
Turbine) variierten sowohl bei Vögeln als auch bei Fle-
dermäusen zwischen den Windparks von 0 bis über 30.
Besonders kollisionsträchtig für Vögel waren Windparks
an Feuchtgebieten und auf kahlen Gebirgsrücken, wo
insbesondere in den USA und in Spanien viele Greifvö-
gel verunglückten. Als besonders problematisch erschei-
nen in Deutschland die seit Erhebungsbeginn 1989
hohen Fundzahlen von Seeadlern (13) und Rotmilanen
(41, Stand 1.11.2004). Waldstandorte von WKA waren
besonders risikoreich für Fledermäuse.

Nach gegenwärtigem Wissensstand dürften sich
durch ein Repowering die negativen Auswirkungen von
WKA auf Vögel und Fledermäuse (Störwirkung und
Mortalitätsrate) dann eher verringern als verstärken,
wenn die Gesamtleistung des Windparks nicht gestei-
gert wird. Erhöht sich die Leistung eines Windparks
aber um mehr als das 1,5-fache, beginnen die negativen
Auswirkungen zu überwiegen. Auf die Chance, im Rah-
men des Repowering risikoreiche Standorte aufzuge-
ben und durch weniger problematische zu ersetzen,
wird hingewiesen. Die richtige Standortwahl ist zur Zeit
die einzige nachweislich wirksame Maßnahme zur
Reduktion negativer Auswirkungen von WKA auf Vögel
und Fledermäuse.

Es wird dringender Forschungsbedarf zu folgenden
Themen gesehen: Kollisionen von Rotmilanen und

Seeadlern mit WKA, Reaktionen bedrohter und seltener
Vogelarten auf WKA, nächtlicher Vogelzug und
beleuchtete WKA.
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1 Einleitung

Die möglichen Effekte von Windenergieanlagen (WEA)
auf Vögel werden seit Jahren im Zusammenhang mit
Planungen berücksichtigt und sind im Laufe der letzten
Jahre verstärkt untersucht worden (BACH et al. 1999a,
HÖTKER et al. 2005, SCHREIBER 2000, SPRÖTGE 1999).
Infolge von Fledermaustotfunden in den USA nahm
dann auch in Europa die Aufmerksamkeit für mögliche
Effekte von WEA auf Fledermäuse zu (BACH 2001,
BACH et al. 1999b, DÜRR 2001, DÜRR & BACH 2004,
HENSEN 2004, RAHMEL et al. 1999, 2004, TRAPP et al.
2002, VERBOOM & LIMPENS 2001).

Früher wurden Windparks auf strukturarmen Flächen
nahe der Küste erbaut, also in Bereichen, in denen nur
mit geringer Fledermausaktivität zu rechnen war. Infol-
ge zunehmender Nabenhöhe und Leistungsoptimie-
rung der WEA werden die Anlagen jetzt überall im Bin-
nenland in heckenreichen Landschaften und auf wald-
nahen Flächen bzw. sogar innerhalb von Wäldern
geplant und realisiert. Hierdurch sind Lebensräume
betroffen, in denen Fledermäuse in sehr viel höherer
Dichte agieren als im küstennahen Bereich. Im nachfol-
genden Beitrag wird der aktuelle Kenntnisstand erör-
tert und die Konfliktträchtigkeit von WEA für Fleder-
mäuse eingeschätzt.

2 Potenzielle tier- und populationsbezogene
Problemfelder

Im Rahmen der Eingriffsregelung ist zwischen bau-,
anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen zu unter-
scheiden. Bau- und anlagebedingte Beeinträchtigungen
ergeben sich primär durch kleinflächige Versiegelung
von Boden oder die Veränderung der Bodenoberflä-
chenstruktur (Zuwegungen, Kranstellflächen). Bezogen
auf den Schutz der Fledermäuse sind die Auswirkungen
solcher Eingriffe aufgrund ihrer Kleinflächigkeit

mehrheitlich nicht von großer Bedeutung. Im Sinne der
Eingriffsregelung werden Fledermäuse dann nicht
erheblich beeinträchtigt. Anders verhält es sich, wenn
Gehölze beseitigt werden müssen, die entweder als
Jagdgebiet oder ggf. auch als Quartierstandort (Baum-
höhlen) relevant sind. Hier ist die Erheblichkeit im Ein-
zelfall abzuwägen.

Nachfolgend wird näher auf potenzielle und real be-
kannte betriebsbedingte Auswirkungen eingegangen.

2.1 Ultraschallemissionen

SCHRÖDER (1997) konnte zeigen, dass einige WEA-Ty-
pen Ultraschall bis 32 kHz emittieren, andere dagegen
nicht. Fledermäuse reagieren auf Ultraschall, wenn sich
die Intensität und/oder die Frequenzen der Emission im
Bereich der eigenen Lautäußerungen bewegen (NEU-
WEILER 1980, SCHMIDT & JOERMANN 1986, SIMMONS
et al. 1978). Von Einzelbeobachtungen unterschiedli-
cher Art abgesehen, ist bislang jedoch nichts darüber
bekannt, wie Fledermäuse auf Ultraschall emittierende
WEA reagieren. Nach dem jetzigen Kenntnisstand kann
davon ausgegangen werden, dass sich Ultraschallemissi-
onen in ihren Auswirkungen auf die Fledermauspopula-
tion an einem definierten Standort unterhalb der
Erheblichkeitsschwelle bewegen.

2.2 Barriereeffekt: Verlagerung von
Flugkorridoren

Fledermäuse nutzen bei Transferflügen zwischen Quar-
tier und Jagdgebiet oftmals feste Flugrouten, die als
Flugstraßen (bei enger Orientierung an Strukturen)
oder Flugkorridore (beim Flug im freien Luftraum)
bezeichnet werden. Werden Hindernisse wie z. B. WEA
in einen solchen Korridor gebracht, muss mit Ausweich-
manövern der Fledermäuse gerechnet werden. Es lie-
gen unterschiedliche Beobachtungen zum Verhalten
von Abendseglern, Zwerg- und Breitflügelfledermäusen
vor. Während die Abendsegler die in einem Flugkorri-
dor stehenden WEA umflogen und dabei Abstände von
mehr als 100 m zu den WEA einhielten, stellte Bach
(2002) bei einer Untersuchung im Landkreis Cuxhaven
fest, dass die Breitflügelfledermaus die durch den Wind-
park führende Flugstraße auch nach dem Bau von WEA
weiterhin nutzte. Vergleichbare Beobachtungen liegen
auch für die Zwergfledermaus vor.

Nach den wenigen bisher vorliegenden Befunden ist
mit negativen Auswirkungen durch WEA für beide
Abendseglerarten zu rechnen, wobei die zu erwarten-
den Ausweichmanöver vermutlich nicht als erhebliche
Beeinträchtigung einzustufen sind.

2.3 Verlust von Jagdgebieten

Bei den Fledermausarten unterscheiden sich sowohl die
Jagdhabitate als auch das Jagdverhalten. Einige Arten
wie Fransen- und Bartfledermaus jagen strukturgebun-
den entlang von Hecken oder im Wald. Für diese Arten
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Abb. 1: Abendsegler

Abb. 2: Zwergfledermaus

ergeben sich durch drehende Rotoren kaum betriebsbe-
dingte Konflikte mit den WEA. Es gibt jedoch Arten, die
weniger strukturgebunden entlang von Hecken oder im
freien Luftraum jagen, wie Breitflügelfeldermaus,
Kleinabendsegler und Großer Abendsegler. Sie nutzen
regelmäßig den freien Luftraum in Höhen bis zu 150 m
und höher über Wiesen, Weiden, Feldern und Wäldern
(KRONWITTER 1988, RUSS et al. 2003). Bach und Inge-
mar Ahlén wiesen mit einer Wärmebildkamera auf
Öland nach, dass diese Art auch weitaus höher fliegt als
150 m. Von Zwergfledermäusen wurde bislang ange-
nommen, dass sie vergleichsweise strukturgebunden
jagen. Neuere Untersuchungen (BEHR & v. HELVERSEN
2006, BRINKMANN et al. 2006) belegen aber, dass diese
Art über Wäldern auch in großen Höhen jagt.

Die meisten Fledermausarten suchen vermutlich tra-
ditionell jedes Jahr die selben Jagdgebiete auf. Wird
eine WEA in diesen Jagdbereich gebaut, so ist es wahr-
scheinlich, dass sie lernen, den räumlichen Wirkungsbe-
reich der Rotoren zu erkennen. Daher ist damit zu rech-
nen, dass die Fledermäuse den Bereich um eine WEA
aufgrund der Rotorbewegung und der Turbulenzen
meiden. Damit entstehen innerhalb eines Windparks
eine Reihe von „Einzelflächen”, die von den Fledermäu-
sen nicht mehr bejagt werden, was je nach Anlagen-
dichte dazu führen kann, dass der gesamte Windpark-
bereich gemieden wird.

In einer eigenen fünfjährigen Untersuchung im Land-
kreis Cuxhaven (Niedersachsen) wurde festgestellt, dass
Breitflügelfledermäuse nach dem Bau eines Windparks
(Nabenhöhe 30 m, Rotordurchmesser 30 m) ihr dortiges
Jagdgebiet im Laufe von vier Jahren immer weniger
nutzten (BACH 2002). Dagegen war eine Abnahme der
Beobachtungszahlen bei einer Kontrollerfassung im

Umfeld des Windparks während des gleichen Zeitraums
nicht zu verzeichnen. Die Annahme eines Meideverhal-
tens der Breitflügelfledermaus wird gestützt durch Beo-
bachtungen von Bach in zwei weiteren Windparks in
den Landkreisen Cuxhaven und Stade. Dort war die
Jagdaktivität im Bereich bestehender WEA deutlich
geringer als über angrenzenden Flächen (BACH, 2005
unpubl.). Eine vergleichbare Meidungsreaktion wird für
den Abendsegler angenommen. Im Gegensatz dazu
ergab die Untersuchung für Zwergfledermäuse eine
Steigerung der Jagdaktivität innerhalb der Windpark-
fläche, während die Beobachtungszahlen der Kontroll-
erfassung im Umfeld nahezu stabil blieben (BACH
2002).

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass die Arten hinsicht-
lich der Nutzung ihrer traditionellen Jagdgebiete offen-
sichtlich sehr unterschiedliche Reaktionen auf WEA zei-
gen.

Abgesehen von der hier aufgezeigten Untersuchung
von BACH (2002) sind uns keine weiteren Untersuchun-
gen aus dem deutschsprachigen Raum zu dieser Proble-
matik bekannt. Lediglich drei Untersuchungen in den
USA zeigten, dass große Wochenstubengesellschaften
in unmittelbarere Nähe von Windparks nicht zu erhöh-
ten Totfunden der dort siedelnden Arten im Einzugsbe-
reich der WEA während des Sommers führten (GRUVER
& NICHOLSON zitiert in JOHNSON im Druck). In der Stu-
die blieb allerdings unklar, ob diese Arten den Bereich
des Windparks als Jagdhabitat überhaupt nutzten.

Es wird deutlich, dass hinsichtlich dieser Problematik
noch erheblicher Forschungs- und Klärungsbedarf
besteht. Ein Schwerpunkt zukünftiger Forschungsarbei-
ten sollte zur Untermauerung der bisher gewonnenen
Erkenntnisse auf der Untersuchung des Verhaltens von
Breit- und Zwergfledermaus liegen. Weiterhin sollten
Rauhautfledermaus, Großer Abendsegler, Kleinabend-
segler und Zweifarbfledermaus in die Untersuchungen
mit einbezogen werden, da diese Arten hinsichtlich
ihres Jagdverhaltens und ihres Zugverhaltens ebenso
betroffen sind.

2.4 Kollision mit den Rotoren
(Fledermausschlag)

Fledermausschlag an WEA ist im Gegensatz zu den vor-
genannten Aspekten ein weltweit bekanntes Phäno-
men, das unter tierökologischen und rechtlichen
Gesichtspunkten von Fachleuten diskutiert wird.
Insgesamt ist Fledermausschlag in Europa bislang bei
19 Arten, in Deutschland bei 12 Arten festgestellt wor-
den. Die meisten bekannten Totfunde stammen von zie-
henden Arten aus der spätsommerlichen bzw. herbst-
lichen Zugzeit, es sind aber auch Arten betroffen, die
nicht als typische „ziehende Fledermäuse“ eingestuft
sind, wie beispielsweise die Zwergfledermaus (vgl.
DÜRR & BACH 2004, BEHR & HELVERSEN 2005 & 2006,
BRINKMANN et al. 2006).

Bei hoch fliegenden Fledermausarten wird in den
letzten Jahren verstärkt Fledermausschlag an den Roto-
ren festgestellt. Hierbei werden die Tiere sowohl direkt
von den Rotoren getroffen (eigene Beob., AHLÉN 2002),
als auch durch Luftturbulenzen an den Rotoren verletzt
(TRAPP et al. 2002). Dabei übertrifft die Zahl der an
WEA geschlagenen Fledermäusen i.d.R. deutlich die der
Vögel (DÜRR & BACH 2004, JOHNSON et al. 2000).
Gefunden werden vor allem ziehende Arten, wie die
beiden Abendseglerarten und Rauhautfledermäuse
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(DÜRR & BACH 2004). In anderen Untersuchungen
machen aber auch Zwergfledermäuse einen sehr hohen
Anteil der Schlagopfer aus (BEHR & HELVERSEN 2005 &
2006, BRINKMANN et al. 2006, ENDL et al. 2005). Nach
neueren Untersuchungen von BEHR & v. HELVERSEN
(2006) aus Baden-Württemberg ist die Zahl der Totfun-
de (v. a. Zwergfledermaus) bis Mitte Juli ebenfalls nicht
unbeträchtlich, so dass hier auch die Lokalpopulation
der Zwergfledermäuse betroffen sein dürfte.

Bei umfangreichen Untersuchungen in den USA wur-
den ca. 90% der Schlagopfer zwischen Mitte Juli und
Ende September gefunden, davon etwa 50% im
August, wobei der starke Anstieg an Totfunden im
Spätsommer nicht auf eine Zunahme von verunfallten
Jungtieren zurückzuführen war. Untersuchungen aus
dem Jahr 2004 in den USA (ARNETT et al. 2005) zeigten,
dass vorwiegend adulte Männchen erschlagen wurden.
Beim Schlag sind die Witterungsbedingungen anschei-
nend von hoher Bedeutung. Windarme warme Nächte
vor und nach Schlechtwetterperioden führten zu hohen
Opferzahlen. Die in diesem Zusammenhang mehrfach
diskutierte Beleuchtung von WEA scheint keinen Ein-
fluss auf die Schlaghäufigkeit von Fledermäusen zu
haben.

Bislang konnte in keiner Untersuchung geklärt wer-
den, ob es sich bei den Schlagopfern während der Zug-
zeit um Tiere der Lokalpopulation oder um ziehende
Tiere handelte. Der registrierte Zeitraum fällt jedoch
mit den Zugzeiten der betroffenen Arten zusammen.
Warum Totfunde vorwiegend während des Herbst-,
aber nur selten während des Frühjahreszuges auftreten
ist bislang völlig unklar. Es deutet sich aber an, dass Fle-
dermäuse im Frühling auf anderen Routen ziehen oder
ein anderes Zugverhalten zeigen. So zieht Lasiurus cine-
rus in den USA im Frühjahr verstärkt flächig über einen
breiten Landschaftsausschnitt verteilt und zeitlich weni-
ger konzentriert als im Herbst (JOHNSON et al. 2003).
Dies gilt vermutlich in gleichem Maße für Abendsegler
und Rauhautfledermäuse in Europa.

An Offenlandstandorten erfolgen die Schlagereignis-
se vornehmlich im Spätsommer/Herbst. Bei 1.376 durch-
geführten Kontrollen in Brandenburg vom Februar bis
Dezember wurden im Zeitraum zwischen Anfang Mai
und Ende November verunglückte Fledermäuse gefun-
den. Die Zahl der Funde stieg Anfang August merklich
an und erreichte Ende August die höchsten Werte. Ab
Anfang Oktober wurden nur noch Einzelfunde regist-
riert. Auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass in
bisherigen Untersuchungen während der Zugzeiten
vielfach intensiver untersucht wurde als während des
übrigen Jahres, zeichnet sich unabhängig davon in den
Monaten August und September ein deutlich erhöhtes
Schlagrisiko für Fledermäuse ab.

Ähnlich wie in den USA belegen verschiedene Studi-
en aus Europa, dass in nahezu allen Windparks Fleder-
mausschlag stattfindet. Zwei Ausnahmen stellen die
Untersuchungen von Windparks entlang der schleswig-
holsteinischen Westküste und der niedersächsischen
Küste dar, in denen keine Fledermäuse gefunden wur-
den (GRÜNKORN et al. 2005, VAUK et al. 1990). Im
Gegensatz dazu wurden im Binnenland und hier vor
allem an Standorten im oder am Wald oder an Hecken
hohe Schlagraten festgestellt (BEHR & v. HELVERSEN
2005, BRINKMANN et al. 2006, ENDL et al. 2005).

Auffällig ist aus den bisherigen Untersuchungen, dass
Abendsegler vor allem im nördlichen Deutschland ver-
unfallen, während sie im Süden als Schlagopfer nicht in

Abb. 3: Totfund eines Abendseglers

dem Maße in Erscheinung treten, obwohl sie auch hier
zumindest im Spätsommer/Herbst in großer Zahl vor-
kommen. Im Süden treten dagegen vor allem die
Zwergfledermaus und der Kleinabendsegler als Schlag-
opfer auf. Als generelle Einschränkung aller Aussagen
sei darauf hingewiesen, dass Untersuchungen zur
Schlagproblematik bislang nur punktuell stattgefunden
haben und die Aussagen deshalb nicht uneingeschränkt
auf alle Regionen Deutschlands übertragbar sind. Dies
wird auch aus den unterschiedlichen oben dargestellten
Ergebnissen deutlich.

3 Schlaghäufigkeiten

Die tatsächliche Schlaghäufigkeit von Fledermäusen an
WEA dürfte nur schwer bestimmbar sein. Es gibt zwar
jährlich eine reale Zahl von Schlagopfern, von denen
aber nur ein gewisser Anteil gefunden wird, so dass
deren tatsächliche Zahl nur schwer abzuschätzen ist.
Gründe hierfür liegen vor allem darin, dass nur exemp-
larisch gesucht wird und es standortspezifische Fund-
wahrscheinlichkeiten gibt, die sich aus der Schlaghäu-
figkeit, den Suchbedingungen am Boden und der Ver-
schleppung von Kadavern durch Beutegreifer und
Vögel zusammensetzt.

Aus diesen Gründen wurde vielfach versucht, eine
standortbezogene Schlagwahrscheinlichkeit zu definie-
ren. Hierbei ergaben sich z.T. erhebliche Schwankungs-
breiten in den Schätzungen. An Waldstandorte in den
USA wurden Werte von 0,6-0,7 Tiere/WEA/Tag für die
Zugzeit berechnet, was einer Größenordnung >50 Tiere/
WEA/Jahr an exponierten Standorten entsprechen wür-
de. An weniger exponierten Standorten wurden Schlag-
raten zwischen 0,7-10 Tiere/WEA/Jahr geschätzt. TRAX-
LER et al. (2004) geben für drei Windparks in Österreich
eine berechnete Kollisionsrate von 5,33 Tiere/WEA/Jahr
an. Untersuchungen aus Baden-Württemberg zeigen,
dass die Schlagwahrwahrscheinlichkeit keine jährliche
Konstante aufweist, sondern in unterschiedlichen
Untersuchungsjahren bei gleicher Methode unter-
schiedlich viele Tiere gefunden werden (BEHR & v. HEL-
VERSEN 2006, BRINKMANN et al. 2006).

Nach BEHR & v. HELVERSEN (2006) und BRINKMANN
et al. (2006) zeigen Untersuchungen in Baden-Württem-
berg, dass gerade an Waldstandorten vermutlich auch
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die Lokalpopulationen im Sommer/Spätsommer betrof-
fen sind. So wurden in beiden Untersuchungen eine
hohe Zahl jagender Kleinabendsegler und Zwergfleder-
mäuse über den Baumkronen in Nabenhöhe beobach-
tet, was auch dem Bild der anschließend gefundenen
Schlagopfer entspricht. Auch in anderen Teilen Europas
wurde Fledermausschlag bei jagenden Tieren beobach-
tete (AHLÉN 2002).

4 Warum verunfallen Fledermäuse an
Windenergieanlagen?

Gründe für Kollisionen von Fledermäusen mit WEA
oder anderen Konstruktionen (Funkmasten etc.) sind
bislang nicht verstanden (OSBORN et al. 1996, JOHN-
SON et al. 2003). Diskutiert werden in diesem Zusam-
menhang u.a.
Z „unfreundliche Wetterumstände“ (VAN GELDER

1956), was aber nicht bestätigt werden konnte
(AHLÉN 2002, JOHNSON et al. 2003),

Z gesteigerte Jagd-Attraktivität im Bereich der Kanzel
durch erhöhte Wärmeabstrahlung der Kanzel und
somit erhöhte Insektendichte während kühler Nächte
(AHLÉN 2002),

Z „nicht Erkennen von Hindernissen“ infolge nicht aus-
reichender Echoortung während des Zuges (AHLÉN
2002, BACH 2001, CRAWFORD & BAKER 1981, DÜRR
& BACH 2004, JOHNSON et al. 2003) und

Z falsche Einschätzung der Rotorgeschwindigkeit.

Es wird zunehmend deutlich, dass Fledermäuse vermut-
lich Probleme haben, die Rotorbewegung sowie die
Dimension und Geschwindigkeit der Rotoren richtig
einzuschätzen. Studien aus den USA zeigen, dass Fle-
dermäuse in großer Zahl an den WEA verunfallen, nicht
aber an den Wetterbeobachtungsmasten innerhalb der
Windparks (JOHNSON briefl. Mitt.). Zudem wird disku-
tiert, ob Fledermäuse die Kanzeln als Zwischenquartier
nutzen, denn in Schweden wurden in einer Off-Shore-
Anlage mehrere Tiere unbestimmter Art darin hängend
gefunden (AHLÉN mündl.). Es besteht nach HENSEN
(2004) die Gefahr, dass Fledermäuse in Kanzeln von
Zahnrädern zerquetscht bzw. beim Ein- oder Ausfliegen
von den Rotoren erschlagen werden. Diesem Aspekt
wird man sicherlich auch weiterhin Aufmerksamkeit
widmen müssen, wenngleich es vermutlich wegen der
geringen Anzahlen der betroffenen Tiere nur ein tan-
gentiales Problem sein dürfte.

Deutlich wurde in der Studie von BEHR & v. HELVER-
SEN (2006), dass eine Betriebszeiteinschränkung bei
Windgeschwindigkeiten j 5 m/sec. im August und Sep-
tember zu signifikant niedrigeren Schlagraten bei Zwerg-
fledermäusen führte. Da z. B. Abendsegler und Klein-
abendsegler jedoch auch bei höheren Windgeschwin-
digkeiten jagen (BRINKMANN et al. (2006) registrierte
ca. 1/3 der Aktivität bei Windgeschwindigkeiten über
6 m/sec.), muss zumindest für diese Arten ein deutlich
höherer Schwellenwert in Betracht gezogen werden,
wenn durch zeitlich befristete Abschaltungen von WEA
Schlagopfer dieser Arten vermieden werden sollen. Aus
den vorgenannten Gründen wird deutlich, dass auf den
Arbeitsebenen „Erfassung und Bewertung“ sowie „Ver-
meidungsmaßnahmen“ artbezogene Kriterien von
hoher Bedeutung sind und regionale bzw. überregiona-
le Aspekte unbedingt berücksichtigt werden müssen.

5 Wie viele Fledermäuse verunfallen jährlich
an Windenergieanlagen und hat es
Einfluss auf die Fledermauspopulation?

Wie im Kapitel 3 ausgeführt basieren die meisten Ein-
schätzungen auf Hochrechnungen, die zu standortspe-
zifischen Kollisionsraten führen. Dadurch wird deutlich,
dass es, stark vereinfacht dargestellt, bzgl. der Kollisi-
onshäufigkeit einen Trend von „geringer Kollisionshäu-
figkeit“ im Offenland im Norden der BRD zu „deutli-
cher Zunahme der Kollisionshäufigkeit“ in waldreichen
Gebieten in der Mitte und im Süden der BRD gibt. Aus
dieser Erkenntnis heraus lassen sich keine generellen
Berechnungen für Windparks durchführen, wie auch
die schon genannten Zahlen zeigen, so dass immer eine
Einzelfallbetrachtung notwendig ist.

Eine Modellrechnung zur generellen Bedeutung der
Dimension von Fledermausschlag an Windenergieanla-
gen dürfte kaum durchführbar sein, weil es dazu an
den notwendigen Grundlagen fehlt. Es sind weder die
jährlichen Schlagzahlen an Windenergieanlagen in
Deutschland zuverlässig abzuschätzen noch ist die Zahl
der in Deutschland vorkommenden oder durchziehen-
den Fledermäuse bekannt. Die oben aus Fallbeispielen
heraus dargestellten Schlagopferzahlen verdeutlichen
aber, dass die Windenergie prinzipiell einen Einfluss auf
die Fledermäuse hat und zur Vermeidung von Schlag-
opfern geeignete Maßnahmen zu treffen sind.

6 Konsequenzen

Alle Fledermausarten gehören nach § 1 BArtSchV zu
den besonders geschützten Arten. Eine ganze Reihe
von Gefährdungsursachen (u. a. Belastung der Nahrung
mit Giftstoffen, Verlust von Jagdgebieten und Zerstö-
rung von Quartieren) führte dazu, dass fast alle heimi-
schen Fledermausarten in die Rote Liste Deutschlands
aufgenommen werden mussten (BOYE et al. 1998). Die
Bundesrepublik Deutschland hat im Laufe der vergan-
genen Jahre eine Reihe von internationalen Konven-
tionen zum Schutze der Fledermäuse ratifiziert, u. a.
1991 das "Abkommen zur Erhaltung der Fledermäuse in
Europa" (Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1993, Teil II:
1106-1112), wodurch dem Fledermausschutz auch ein
politisch hoher Stellenwert eingeräumt wird. Schon
allein aus der politischen Verpflichtung der Bundesre-
publik Deutschland zum Schutz der Fledermäuse lässt
sich die Forderung ableiten, Fledermäuse bei Eingriffs-
vorhaben, die erhebliche Beeinträchtigungen dieser
Tiergruppe erwarten lassen, grundsätzlich zu berück-
sichtigen.

Streng geschützte Arten sind in der Eingriffsregelung
(§ 19 BNatSchG) von besonderer Relevanz und in Ein-
griffsvorhaben, die eine Beeinträchtigung nach sich zie-
hen könnten, zu berücksichtigen. Dies findet
mittlerweile Eingang in viele Planungsvorhaben, wobei
in einigen Bundesländern Fledermäuse im Zusammen-
hang mit Windparkplanungen erstaunlicherweise als
nicht relevant eingestuft werden.

Eine besondere Bedeutung erlangt der § 42
BNatSchG, nach dem im übertragenen Sinn streng
geschützte Arten durch WEA nicht unmittelbar gefähr-
det oder die Gefährdung oder der Tod dieser Arten/In-
dividuen durch den Betrieb von WEA wissentlich oder
billigend in Kauf genommen werden darf. Die oben
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aufgeführten Zahlen lassen vermuten, dass an vielen
Stellen, an denen Windparks errichtet wurden, Fleder-
mäuse verunfallen. Dies steht im offenen Widerspruch
zu den Aussagen des § 42 BNatSchG.

Für laufende Planungen ist im Einzelfall abzuschät-
zen, ob eine Gefährdungssituation für Fledermäuse
gegeben ist oder eine erhebliche Beeinträchtigung zu
erwarten ist. Hierzu sind vielfach systematische Unter-
suchungen notwendig, die sich nach anerkannten Stan-
dards richten sollten (NIEDERSÄCHSISCHER LANDKREIS-
TAG 2006, RAHMEL et al. 2004, EUROBATS in Vorb.).

Erhebliche Beeinträchtigungen nach § 19 BNatSchG
sind, sofern nicht vermeidbar, zu kompensieren (z. B. im
Falle von Jagdgebietsverlust). Die oben genannte
Schlagopferproblematik streng geschützter Arten (§ 42
BNatSchG) kann ausschließlich im Sinne einer Vermei-
dung gelöst werden.

Als geeignete Vermeidungsmaßnahme empfiehlt sich
nach derzeitigem Kenntnisstand an Standorten, an
denen regelmäßiger Fledermauszug nachgewiesen
wurde, das zeitlich befristete abendliche/nächtliche
Abschalten von WEA während der spätsommerlichen
und herbstlichen Zugzeiten. Hierbei wird es möglich
sein, die WEA oberhalb eines noch näher zu definieren-
den Schwellenwertes der Windgeschwindigkeit, bei
dem keine Fledermausaktivität mehr stattfindet, auch
nachts wieder anzufahren. Auf diesem Wege scheint
eine Vermeidung von Schlagopfern an neu geplanten
WEA in konfliktträchtigen Bereichen möglich zu sein. Es
existiert allerdings noch erheblicher Forschungsbedarf,
um solche Schwellenwerte festzulegen.

Für Standorte an und in Wäldern wurde vor allem für
Süddeutschland bestätigt, dass eine Schlagproblematik
auch außerhalb der Zugzeiten besteht. Umweltverträg-
liche Lösungsansätze im Sinne einer Vermeidung müssen
für Standorte dieser Kategorie noch definiert werden.
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Bedanken möchte wir uns bei denjenigen, die eine Dis-
kussion über dieses Thema mit in Gang gesetzt haben
und in vielen Diskussionen zum aktuellen Stand beitru-
gen. Besonders Ingemar Ahlén, Robert Brinkmann,
Carsten Dense, Markus Dietz, Greg Johnson, Brian Kee-
ley, Herman Limpens, Axel Roschen und Steven Ugoretz
sollen hier genannt werden. Regina Klüppel-Hellmann
danken wir sehr herzlich für konstruktive Hinweise und
die kritische Durchsicht des Manuskripts.

8 Zusammenfassung

Die möglichen Effekte von Windenergieanlagen (WEA)
auf Fledermäuse, wie Ultraschallemissionen, Barriereef-
fekte, Verluste von Jagdgebieten und Kollisionen mit
Rotoren werden dargestellt. Die Wirkfaktoren werden
erläutert und in ihrer Bedeutung für die Fledermäuse
hinterfragt.

Der Fledermausschlag als artenschutzrelevanter
Aspekt wird diskutiert und es wird die Frage nach den
Gründen und dem Umfang von Fledermausschlag
gestellt.

Als Konsequenz für Eingriffsregelung und Arten-
schutz ergibt sich, dass standortspezifische Untersu-
chungen zur Abschätzung der Risiken notwendig sind
und geeignete Vermeidungsmaßnahmen getroffen
werden müssen, um das Schlagrisiko für die streng
geschützten Fledermausarten zu minimieren.
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Aktualisierung„NaturschutzfachlicheHinweisezurAnwendungder
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“
von Wilhelm Breuer

Die "Naturschutzfachlichen Hinweise zur Anwendung
der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung" (NLÖ
1994) entsprechen in einigen Punkten nicht mehr den
aktuellen Anforderungen:
Z Statt einer fünf- sehen sie nur eine dreistufige Bio-

toptypenbewertung vor.
Z Einige Kompensationsforderungen sind geringer als

die inzwischen außerhalb der Bauleitplanung
erreichten oder vereinbarten. Das gilt für die Inan-
spruchnahme von Biotoptypen, die kaum oder nicht
mehr regeneriert werden können sowie für das
Schutzgut Boden im Fall der Versiegelung.

Die zu empfehlenden notwendigen Anpassungen sind
überschaubar und werden seit 2002 in der Praxis z. T.
auch bereits vollzogen. Konkret:
Z Die Biotoptypen sollten nach der aktuellen fünfstufi-

gen Bewertung bewertet (BIERHALS et al. 2004) und
die aktuellen Kompensationsgrundsätze für Biotop-
typen angewandt werden (ML 2002).

Z Hinsichtlich der Bodenversiegelung sollten die Kom-
pensationsgrundsätze angewandt werden, die auch
bei landwirtschaftlichen Bauten und Straßenbauvor-
haben gelten sollten, d. h. das Verhältnis zwischen
versiegelter Fläche und Kompensationsfläche sollte
1 : 1 bei Böden mit besonderer Bedeutung und 1 : 0,5
bei den übrigen Böden unabhängig von der Art der
Versiegelung betragen.

Böden mit besonderer Bedeutung sind (vgl. NLÖ 2001):
Z Böden mit besonderen Standorteigenschaften/Ex-

tremstandorte (u. a. sehr nährstoffarme Böden, sehr
nasse Böden, sehr trockene Böden),

Z Naturnahe Böden (z. B. alte Waldstandorte, nicht
oder wenig entwässerte Hoch- und Niedermoor-
böden),

Z Böden mit naturhistorischer Bedeutung (z. B. Plag-
genesche – sofern selten, Wölbäcker),

Z Böden mit naturhistorischer und geo-wissenschaft-
licher Bedeutung,

Z Sonstige seltene Böden (landesweit oder in Natur-
raum/Bodengroßlandschaft mit einem Anteil unter
1 % als Orientierungswert).
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1 Grundsätzliche Aspekte

Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, ver-
meidbare Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft zu unterlassen (§ 19 Abs. 1 BNatSchG) sowie
unvermeidbare Beeinträchtigungen vorrangig auszu-
gleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder in sonstiger
Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen) (§ 19 Abs.
2 Satz 1 BNatSchG). Sowohl Vermeidungs- als auch
Kompensationspflicht haben eine zeitliche Dimension:

Die Pflicht zur Vermeidung umfasst auch die Pflicht,
die Dauer der Beeinträchtigungen möglichst gering zu
halten. Bei manchen Eingriffen enden diese Beeinträch-
tigungen nach einer bestimmten Zeit (z. B. bei einer
befristeten Genehmigung mit dem Abbau der Anlagen,
welche die Beeinträchtigungen verursachen). In diesen
Fällen können mit dem Ende der Beeinträchtigungen
auch die Kompensationsleistungen enden.

In der Regel werden Eingriffe aber nicht befristet
zugelassen, sondern sie sind auf Dauer angelegt. In die-
sen Fällen wirken die Beeinträchtigungen fort. Unter
dieser Voraussetzung ist auch die Funktion der Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen dauerhaft zu gewähr-
leisten. Kompensationsmaßnahmen, welche sich nicht
auf die gesamte Dauer der Beeinträchtigungen erstre-
cken, sind unzureichend (vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom
14.09.2000 – 1 K 5414/98 – Maßnahmen zum Ausgleich
von Eingriffen in Natur und Landschaft durch Bebau-
ungspläne dürfen nicht zeitlich befristet werden. Dies
gilt auch dann, wenn die Gemeinde von einer zeitlich
begrenzten Betriebszeit eines Windparks ausgeht).

Soweit der Verursacher eines Eingriffs, welcher Natur
und Landschaft dauerhaft erheblich beeinträchtigen
kann, zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen verpflich-
tet ist, können in zeitlicher Hinsicht drei Teilpflichten
unterschieden werden.
Z Die Flächen, auf denen die Kompensationsmaßnahmen
durchgeführt werden, müssen dauerhaft für die Erbrin-
gung der Kompensationsleistung zur Verfügung stehen.
Z Die Maßnahmen müssen die ihnen zugedachte Funk-
tion erreichen. Dies kann u. U. eine zeitlich befristete
Pflege erfordern (Entwicklungspflege).
Z In bestimmten Fällen können die Kompensations-
pflichten die dauerhafte Pflege der durchgeführten
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und der mit ihnen in
Zusammenhang stehenden Flächen einschließen. Dies
gilt auch für eine bestimmte Art und Weise der Bewirt-
schaftung.

Die Pflicht zu einer Pflege oder bestimmten Art und
Weise der Bewirtschaftung setzt einen Ableitungszu-
sammenhang zwischen Eingriffsfolgen und Kompensa-
tion voraus. In der Regel wird es für Eingriffsverursacher
und Naturschutzbehörde vorteilhaft sein, Kompensati-
onsmaßnahmen anzustreben, welche keine dauerhafte
Pflege erfordern. In bestimmten Fällen können aber
Kompensationsmaßnahmen erforderlich sein, die eine
dauerhafte Pflege erfordern, insbesondere dann, wenn
auch durch den Eingriff dauerhaft pflegebedürftige
Biotope zerstört oder erheblich beeinträchtigt werden.

Darüber hinaus kann eine Dauerpflege auch notwen-
dig sein, wenn die Kompensationsflächen aus anderen
Gründen nicht der natürlichen Entwicklung überlassen
werden können. So kann in einem Gebiet, das dem
Wiesenvogelschutz dienen soll, die Kompensation für
Beeinträchtigungen des Bodens durch Bodenabbau
nicht mit einer bloßen Nutzungsaufgabe erreicht wer-
den, weil auf diese Weise der Offenlandcharakter und
damit die Funktion des Gebietes für Wiesenvögel beein-
trächtigt würde. Die Kompensation setzt in diesem Fall
Maßnahmen voraus, die zu einer Wiederherstellung
oder Verbesserung natürlicher Bodenfunktionen füh-
ren, ohne die Bedeutung des Gebietes für den Wiesen-
vogelschutz herabzusetzen (z. B. Umwandlung von
Acker- in Grünland, Extensivierung der Grünlandnut-
zung einschließlich einer regelmäßigen Mahd). Ähnli-
che Einschränkungen können zur Aufrechterhaltung
der Funktion gesetzlicher Überschwemmungsgebiete
erforderlich sein (Unzulässigkeit von Anpflanzungen
oder Sukzession im Abstrombereich).

Die Auffassung, dass die Kompensation dauerhaft zu
gewährleisten ist und hierfür eine Dauerpflege oder
bestimmte Art und Weise der Bewirtschaftung erforder-
lich sein kann, zu welcher der Verursacher zu verpflich-
ten ist, wird auch im Schrifttum mehrheitlich vertreten
(so z. B. von CARLSEN 1983: 160, INSTITUT FÜR LAND-
SCHAFTSPFLEGE UND NATURSCHUTZ DER UNIVERSITÄT
HANNOVER 1996: 103, KÖPPEL et al. 1998: 188, HASS-
MANN 2000: 129, LOUIS 2000: 223). Die obergerichtli-
che Rechtsprechung hat die Verpflichtung von Gemein-
den, Kompensationsflächen nach § 1a Abs. 3 BauGB
dauerhaft zu sichern, in den letzten Jahren wiederholt
hervorgehoben (Nds. OVG v. 14.09.2000 - 1 K 5414/98 -;
Natur und Recht 2001: S. 294; Zeitschrift für Umwelt-
recht 2001: S. 225; Nds. OVG v. 05.04.2001 - 1 K 2758/00
-; Natur und Recht 2002: S. 104; VGH Baden-Württem-
berg v. 17.05.2001 - 8 S 2603/00 -; Natur und Recht 2001:
S. 697; VGH Baden-Württemberg v. 14.09.2001 - 5 S
2869/99 -; Natur und Recht 2002: S. 296; OVG Rhein-
land-Pfalz v. 06.03.2002 - 8 C 11470/01 -; Natur und
Recht 2002: S. 422).

Das neue Bundesnaturschutzgesetz verpflichtet die
Länder ausdrücklich, Vorschriften zur Sicherung der
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu erlassen (§ 18
Abs. 5 BNatSchG). Gewährleistung und Pflege waren
bereits zuvor Gegenstand einiger neuerer Ländernatur-
schutzgesetze: So schließen die Naturschutzgesetze von
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Schleswig-Holstein (LNatSchG) und Bayern (BayNatSchG)
"erforderliche Maßnahmen zur Sicherung des ange-
strebten Erfolges der Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men" ausdrücklich ein. Die Sicherungsmaßnahmen kön-
nen von einer Behörde, einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts, einem nach BNatSchG anerkannten
Naturschutzverband oder einem anderen Träger auf
Kosten des Eingriffsverursachers durchgeführt werden
(§ 8 Abs. 5 LNatSchG). Das Naturschutzgesetz Thürin-
gens bestimmt zudem, dass die Kosten "für voraussicht-
liche Folge- und Pflegemaßnahmen einschließlich der
Aufwendungen für die dauerhafte Sicherung dieser
Maßnahmen" bei der Bemessung der Ausgleichsabgabe
zu berücksichtigen sind. Eine zeitliche Begrenzung ist
nicht enthalten (§ 7 Abs. 7 letzter Satz ThürNatG).

Die Verpflichtung zu einer dauerhaften Gewährleis-
tung und Pflege wird auch von Eingriffsverursachern
anerkannt (vgl. z. B. BUNDESMINISTERIUM FÜR VER-
KEHR, BAU- UND WOHNUNGSWESEN 1999; FOR-
SCHUNGSGESELLSCHAFT FÜR STRASSEN- UND VER-
KEHRSWESEN 1998: 12 und NIEDERSÄCHSISCHES MINIS-
TERIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND
FORSTEN 2000: 91: "Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
sollen die angestrebten Funktionen und Werte so früh-
zeitig wie möglich erreichen und so lange gewährleis-
ten, wie auch die ihnen zugrunde liegenden Eingriffe
wirken. Insofern ist der Erfolg der Maßnahmen ausrei-
chend zu sichern. Daraus ergeben sich (...) Anforderun-
gen an die Bewirtschaftung oder Pflege der Flächen von
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für den Zeitraum bis
zu dem sie die angestrebten Funktionen und Werte
erreicht haben oder auch darüber hinaus, um diese zu
gewährleisten"). – Dem stehen Bestrebungen der Städ-
te und Gemeinden entgegen, welche die Pflege des
Ausgleichs bauleitplanerisch vorbereiteter Eingriffe auf
höchstens fünf Jahre befristen möchten (BUNDESVER-
EINIGUNG DER KOMMUNALEN SPITZENVERBÄNDE
1997).

2 Rechtliche Möglichkeiten zur Sicherung
der Kompensationsflächen

Eine rechtliche Sicherung der Flächen hinsichtlich der
darauf umgesetzten oder umzusetzenden Kompensa-
tionsmaßnahmen kommt in Betracht, wenn zu befürch-
ten ist, dass die Maßnahmen dort nicht in der erforder-
lichen Dauer erhalten bleiben und vor allem der Ein-
griffsverursacher nicht unabhängig von anderen
Eigentümern dafür Sorge tragen kann. Erfolgt die
Kompensation direkt auf der Fläche, auf der auch der
Eingriff erfolgt, so können die Kompensationspflichten
über die Generalklauseln des Naturschutzrechtes (z. B.
§ 63 NNatG i.V.m. den Vorschriften über die Ausgleichs-
oder Ersatzmaßnahmen) durchgesetzt werden. Verein-
facht wird dies, wenn der Eigentümer des Grundstücks,
auf dem der Eingriff erfolgt, zur Kompensation ver-
pflichtet ist, auch wenn er nicht dessen Verursacher ist
(z.B. § 10 Abs. 3 NNatG). Anordnungen auf der Grundla-
ge der Generalklauseln gelten i.d.R. auch gegenüber
dem Rechtsnachfolger. Sollte jedoch eine Teilung und
ein Verkauf des Grundstücks zu erwarten sein und
damit eine Trennung zwischen dem Grundstück auf
dem der Eingriffs erfolgte und dem Grundstück auf
dem die Kompensation durchgeführt wurde, ist von
vornherein eine rechtliche Sicherung der Kompensation
ratsam. Eine rechtliche Sicherung ist somit immer dann

in Erwägung zu ziehen, wenn der Eigentümer des
Grundstücks, auf dem der Eingriff erfolgt, nicht
zugleich Eigentümer der Kompensationsfläche ist oder
eine eigentumsrechtliche Trennung zwischen Kompen-
sationsfläche und Eingriffsfläche zu befürchten ist.

In diesem Zusammenhang muss unterschieden wer-
den zwischen
Z der öffentlich-rechtlichen Bindung des Kompensati-
onspflichtigen, die Kompensationsmaßnahmen nicht zu
beseitigen (durch Genehmigungsbescheid, Planfeststel-
lungsbeschluss, Bebauungsplan, Schutzgebietsverord-
nung oder öffentlich-rechtlichen Vertrag) und
Z der zivilrechtlichen Verfügbarkeit einer Grundfläche
für die Kompensationsmaßnahme (durch Grundeigen-
tum des Kompensationspflichtigen, der Naturschutzver-
waltung, einer Gemeinde oder eines gemeinnützigen
Trägers oder durch die nachfolgend genannten anderen
rechtlichen Formen).

Die Verfügbarkeit der Kompensationsflächen für den
Kompensationspflichtigen kann auf verschiedene Weise
rechtlich gesichert werden:
1. durch Grunderwerb durch den Eingriffsverursacher

(einschließlich Enteignung als Sonderfall des Grund-
erwerbs) und ggf. Übereignung an Dritte, etwa eine
Naturschutzstiftung,

2. durch Eintragung einer beschränkten persönlichen
Dienstbarkeit,

3. durch Eintragung einer Reallast,
4. durch Eintragung einer Baulast.

Der Grunderwerb der Flächen setzt voraus, dass der
Eigentümer der Fläche bereit ist, diese zu verkaufen. Bei
planfeststellungspflichtigen Eingriffen besteht die Mög-
lichkeit, die für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
benötigten Flächen zu enteignen. Allerdings muss
belegt werden können, dass ausschließlich die zur Ent-
eignung vorgesehenen und keine anderen Flächen für
die Maßnahmen in Frage kommen. Voraussetzung für
die Enteignung ist die Vollziehbarkeit bzw. Bestands-
kraft des Planfeststellungsbeschlusses.

Mit der beschränkten persönlichen Dienstbarkeit
nach § 1090 BGB kann die Duldung bestimmter Nutzun-
gen oder der Ausschluss bestimmter Handlungen gesi-
chert werden. Über die Eintragung einer Reallast nach
§ 1105ff BGB können hingegen Handlungspflichten
gesichert werden. Die Dienstbarkeit und die Reallast
bedürfen einer entsprechenden Einigung mit dem
Grundstückseigentümer und für ihre Wirksamkeit einer
Eintragung ins Grundbuch (§ 873 BGB). Sie entfalten
ihre Wirkungen auch gegenüber Rechtsnachfolgern.

Für Vorhaben im Außenbereich, die einer Baugeneh-
migung bedürfen oder diese zumindest einschließen,
kann die Kompensationspflicht mittels Eintragung einer
Baulast (z. B. gemäß § 92 NBauO) in das Baulastver-
zeichnis gesichert werden. Auch die Baulast wirkt
gegenüber einem Rechtsnachfolger (vgl. § 92 Abs. 1
Satz 2 NBauO). Mit der Baulast können sowohl Hand-
lungs-, Duldungs- als auch Unterlassungspflichten
gesichert werden.

Die Pacht von Flächen kommt nur in Frage, wenn die
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nur für einen kur-
zen Zeitraum aufrecht zu erhalten sind; dies ist nur
ausnahmsweise der Fall. Die Kosten für eine langfristige
Pacht sind mit den Kosten für den Grunderwerb ver-
gleichbar.
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Abb. 1: Waldtümpel als Beispiel für
einen nicht pflegebedürftigen
Biotoptyp.

3 Formen der Pflege

Die Pflege kann Fertigstellungspflege, Entwicklungs-
pflege und Dauerpflege (Unterhaltungspflege) umfas-
sen. Die Fertigstellungspflege endet mit der Abnahme
der Maßnahmen. Die Entwicklungspflege schließt an;
sie endet, wenn die Maßnahmen ihre Funktion erfüllen.
Um die Funktion der Maßnahmen auf Dauer zu erhal-
ten, kann eine fortdauernde Pflege erforderlich sein.
Bestimmte Maßnahmen (z. B. die Entwicklung von Bra-
chen) erfordern keine Pflege, weil sich die angestrebten
Funktionen oder Werte mit der bloßen Nutzungsaufga-
be oder natürlichen Sukzession ohne eine Pflege entwi-
ckeln (z. B. bestimmte Regulationsfunktionen des
Bodens im Stoff- oder Wasserhaushalt).

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erfüllen ihre
Funktion zumeist erst nach einer mehr oder weniger
langen Zeit. Manche Funktionen und Werte stellen sich
bereits nach kurzer Zeit ein, andere erst nach langer
oder sehr langer Zeit. Die Wiederherstellung kann
grundsätzlich erst als abgeschlossen angesehen werden,
wenn die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bzw. die
Flächen, auf denen diese durchgeführt wurden, die
angestrebten Funktionen erfüllen und den angestreb-
ten Wert darstellen. Viele Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen erfordern bis dahin eine Entwicklungspflege.

Abb. 2: Trockene Sandheiden
erfordern eine dauerhafte Pflege
bzw. Bewirtschaftung.

Sie umfasst alle Leistungen, die erforderlich sind, bis die
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen die angestrebten
Funktionen und Werte erfüllen. Die Entwicklungspflege
kann u. U. auch eine zeitlich befristete bestimmte Art
und Weise der Bewirtschaftung sein (z. B. bei der Ent-
wicklung bestimmter Grünlandgesellschaften). Bei
Anpflanzungen und Ansaaten genügt für die Entwick-
lungspflege in der Regel ein Zeitraum von 2 Jahren
(BUNDESMINISTERIUM FÜR VERKEHR, BAU- UND WOH-
NUNGSWESEN 1999).

In der Praxis wird mitunter verkannt, dass die Ent-
wicklungspflege u. U. über einen längeren Zeitraum
erforderlich sein kann. Während z. B. der VGH Mann-
heim (Urteil vom 28.07.1983) von wenigen Jahren
spricht (was für die große Mehrzahl der Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen tatsächlich ausreichend sein dürfte),
versteht CARLSEN (1983: 160) darunter einen Zeitraum
von 20 bis 30 Jahren: Wenn in der Praxis durch großzü-
gige Auslegung der Verlust von Biotopen mit einer Ent-
wicklungszeit von bis zu 30 Jahren als ausgleichbar
angesehen werde, müsse umgekehrt auch eine entspre-
chend lange Entwicklungspflege verlangt werden kön-
nen. Tatsächlich wird die Dauer der Entwicklungspflege
von den im Einzelfall zu entwickelnden Funktionen und
Werten abhängen.
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Eine dauerhafte Pflege oder Bewirtschaftung ist (nur)
erforderlich, wenn die Flächen nicht der Eigenentwick-
lung überlassen werden können. Ein Pflege- oder
Bewirtschaftungserfordernis besteht für einige halbna-
türliche (z. B. Wallhecken, Heiden, Magerrasen, Nass-
wiesen, Feucht- und Nassgrünland) und bedingt natur-
ferne Biotoptypen (z. B. artenreiches Grünland, Ruderal-
fluren).

In vielen Fällen sollte an die Stelle einer dauerhaften
Pflege eine Bewirtschaftung treten können, denn die
Mehrzahl der halbnatürlichen und bedingt naturfernen
Biotoptypen ist aus der land-, forst- oder wasserwirt-
schaftlichen Nutzung hervorgegangen oder ihre Erhal-
tung setzt eine solche Nutzung voraus. Soweit eine
wirtschaftlich sinnvolle Nutzung möglich ist, kann eine
kostenaufwändige Pflege, die lediglich eine historische
oder traditionelle Bewirtschaftung nachahmt, entfallen.
Gerade bei Beachtung des Ableitungszusammenhanges
zwischen Eingriff und Kompensation sollte erwartet
werden können, dass etwa bei der Zerstörung extensiv
genutzter Offenlandbiotope wieder ein Bewirtschafter
gefunden werden kann, wenn eine solche Bewirtschaf-
tung auch vor dem Eingriff stattgefunden hat.

Wenn eine Bewirtschaftung nicht oder nicht mehr
möglich ist (z. B. weil sich kein Bewirtschafter findet),
kann eine dauerhafte Pflege oder eine bestimmte Art
und Weise der Bewirtschaftung in den Verantwortungs-
bereich des Eingriffsverursachers fallen. Dies trifft
insbesondere auf die Eingriffe zu, die nicht nur zu einer
Zerstörung solcher Biotoptypen geführt haben, sondern
mit denen zugleich deren Bewirtschaftungsvorausset-
zungen untergegangen sind (am ehesten infolge von
Großprojekten wie Autobahnen, Flughäfen oder groß-
flächigen agrarstrukturellen Maßnahmen; bei der Viel-
zahl kleinerer Eingriffe ist dies hingegen eher nicht der
Fall).

4 Probleme dauerhafter Pflegeverpflichtungen

Dauerhafte Pflegeverpflichtungen werfen eine Reihe
praktischer Probleme auf. Deshalb sollte grundsätzlich
geprüft werden, inwieweit im Einzelfall bei der Festle-
gung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen der Ent-
wicklung naturnaher Biotoptypen Vorrang vor regelmä-
ßig pflegebedürftigen Biotoptypen eingeräumt werden
kann. Hierfür sprechen nicht nur praktische Erwägun-
gen, sondern in vielen Regionen kann an der Vergröße-
rung des Anteils von Flächen, die einer natürlichen
Eigendynamik unterliegen, ein besonderes Interesse
bestehen.

Angesichts der Vollzugsprobleme, die sich vor allem
bei Privatpersonen auf lange Sicht bei unbefristeten
aufwändigen Pflegeverpflichtungen ergeben, erscheint
es geboten, die Durchführung solcher Pflegemaßnah-
men nicht in der Hand privater Eingriffsverursacher zu
belassen. Wenn der Eingriffsverursacher darauf besteht,
diese Pflege selbst durchzuführen, mag sie ihm – in Ver-
bindung mit angemessenen Sicherheitsleistungen –
übertragen werden können. Wenn die Durchführung
dieser Pflegemaßnahmen aber aus öffentlichen Interes-
sen erforderlich ist, sollte die Pflege einer geeigneten
Stelle übertragen werden. Die Naturschutzbehörde soll-
te hierfür auf regional oder örtlich tätige Stellen ver-
weisen können. In Frage kommen vorzugsweise Stiftun-
gen oder Landschaftspflegeverbände, die eine solche
Pflege zu ihren satzungsgemäßen Aufgaben rechnen

und hierfür organisatorisch und technisch in der Lage
sind. Falls eine solche Lösung nicht möglich ist, kann die
Naturschutzbehörde die Pflege als Teil der Ersatzmaß-
nahme auf Kosten des Verursachers durchführen (§12
Absatz 2 NNatG). Die Naturschutzbehörde kann eine
Dauerpflege, die regelmäßig einen erheblichen Auf-
wand erfordert, eher gewährleisten als ein privater Ein-
griffsverursacher.

Bei öffentlich-rechtlichen Trägern stellt sich die Lage
anders dar. Sie haben nach § 6 BNatSchG und entspre-
chenden Bestimmungen der Landesnaturschutzgesetze
in besonderer Weise zur Verwirklichung der Ziele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege beizutragen,
so dass ihnen eine unbefristete Pflege oder Bewirtschaf-
tungsauflagen zuzumuten sind (LOUIS 2000: 224).

5 Kosten, Finanzierung und Organisation der
Pflege

Die Pflege kann Dritten übertragen werden, z. B. Stif-
tungen, Naturschutz- und Landschaftspflegeverbänden
oder landwirtschaftlichen Unternehmen. Diesen wer-
den von dem Verursacher des Eingriffs die notwendigen
Mittel zur Verfügung gestellt. Bei einer Kapitalisierung
der Pflegekosten für einen Zeitraum von 25 bis 30 Jah-
ren kann eine dauerhafte Pflege häufig gewährleistet
werden. Art und Umfang der Entwicklungs- und Dauer-
pflege sind durch Abschluss eines Pflegevertrages oder
einer Pflegevereinbarung festzulegen (OBERSTE
NATURSCHUTZBEHÖRDEN NEUE BUNDESLÄNDER UND
BAYERN & BUNDESAMT FÜR NATURSCHUTZ 1993: 188).

Eine ähnliche Kapitalisierung der regelmäßigen Kos-
ten ist auch dann vorzunehmen, wenn die Kompensati-
onsfläche nicht gekauft, sondern mit einem dinglichen
Recht belastet wird (s.o. unter Nr. 2) und hierfür ein Ent-
gelt zu zahlen ist.

Angesichts der fortschreitenden Intensivierung der
Landwirtschaft ist für die Zukunft immer weniger damit
zu rechnen, dass an die Stelle einer kostenaufwendigen
Pflege eine kostenneutrale, extensive landwirtschaftli-
che Nutzung treten kann. Vielmehr wird sich die Hal-
tung, dass solche Arbeiten als Pflegemaßnahmen zu
entgelten sind, eher noch verstärken. Die für Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen in Anspruch genomme-
nen Flächen besitzen oft einen geringen wirtschaftli-
chen Verkaufswert, so dass der kapitalisierte Aufwand
für die Dauerpflege ähnlich hohe oder höhere Beträge
erreichen kann wie der Kaufpreis für die Fläche. Inso-
fern sollte der langfristige Pflegeaufwand nicht durch
unrealistische Annahmen über die Bewirtschaftungs-
möglichkeiten "kleingerechnet" werden. Eine kosten-
neutrale Bewirtschaftung dürfte am ehesten bei Flä-
chen erreicht werden können, die vergleichsweise
geringen Beschränkungen unterliegen (z. B. Erhaltung
des Dauergrünlandes ohne besondere Anforderungen
des Artenschutzes).

6 Fazit

Entwicklungspflege von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men ist häufig erforderlich. In der bisherigen Praxis
werden oft Kompensationsmaßnahmen vorgesehen,
die eine dauerhafte Pflege bedürfen. Die praktische
Durchsetzung von dauerhaften Pflegemaßnahmen ist –
wie dargestellt – mit einigem Aufwand für den
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Eingriffsverursacher und die Naturschutzbehörde ver-
bunden. Bei der Planung von Kompensationsmaßnah-
men sollte daher soweit möglich der Entwicklung nicht
dauerhaft pflegebedürftiger Biotope Vorrang gewährt
werden.
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Vorwort

Der Gesetzgeber hat mit Wirkung vom 01.01.2004 die
Eingriffsregelung des Niedersächsischen Naturschutzge-
setzes (NNatG) um zwei Bestimmungen ergänzt (siehe
Anhang):
Z § 12a NNatG: Ausführung von Ausgleichs- und

Ersatzmaßnahmen durch die Naturschutzbehörde
Die Naturschutzbehörde lässt die Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen auf Kosten des Verursachers
durchführen, wenn der Verursacher nicht selbst für
die Durchführung sorgen kann oder eine solche Vor-
gehensweise mit der Naturschutzbehörde vereinbart
hat.

Z § 12b NNatG: Ersatzzahlung
Der Verursacher hat unter bestimmten Voraussetzun-
gen eine Ersatzzahlung zu leisten, die für die Verbes-
serung des Zustandes von Natur und Landschaft zu
verwenden ist. Sie steht der unteren Naturschutzbe-
hörde zu, in deren Zuständigkeitsbereich der Eingriff
verwirklicht wird.

Im Interesse der Gleichbehandlung von Verursachern ist
eine einheitliche Anwendung dieser Bestimmungen
erforderlich. Insbesondere für die Anwendung der Vor-
schriften über die Ersatzzahlung ist ein gemeinsames
Grundverständnis und sind konkretisierende einheitli-
che Maßstäbe der Naturschutzverwaltung hilfreich,
zumal wenn ein und derselbe Eingriff den Zuständig-
keitsbereich mehrerer Naturschutzbehörden berührt.
Eine Arbeitsgruppe des Niedersächsischen Landkreista-
ges hat sich zu diesem Zweck mit den Voraussetzungen
und den praktischen Aspekten beider Bestimmungen

befasst.1) Sie gibt für die Anwendung dieser Bestim-
mungen Hinweise und zwar
Z in Ziffer 1 über die Ausführung von Ausgleichs- und

Ersatzmaßnahmen durch die Naturschutzbehörde,
Z in Ziffer 2 über die Ersatzzahlung.

Beide Bestimmungen gelten nicht für die Eingriffsrege-
lung in der Bauleitplanung, weil hier allein die Bestim-
mungen des Baugesetzbuches angewendet werden
können. § 12a NNatG findet aber eine gewisse Parallele
im Baugesetzbuch, weil § 135a BauGB es den Städten
und Gemeinden ermöglicht, die Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahme an Stelle und auf Kosten des Verursachers
durchzuführen.

1 § 12a NNatG: Ausführung von Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen durch die
Naturschutzbehörde

(1) Vor Einfügung von § 12a NNatG ermächtigte bereits
die frühere Bestimmung in § 12 Abs. 2 NNatG die Natur-
schutzbehörde, Kompensationsmaßnahmen auf Kosten
des Verursachers durchzuführen. Dies galt allerdings
nur für Ersatzmaßnahmen und nur so weit wie der Ver-
ursacher nicht selbst für die Durchführung der Maßnah-
men sorgen konnte. § 12a NNatG hingegen erstreckt
sich auf die Durchführung von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen und auch auf die Fälle, in denen Verursa-
cher und Naturschutzbehörde eine solche Vorgehens-
weise vereinbaren.
(2) Eine solche Vereinbarung kann im Interesse von
Verursacher und Naturschutzbehörde sinnvoll sein, weil
die Durchführung der Maßnahmen durch die Natur-
schutzbehörde an Stelle und auf Kosten des Verursa-
chers zu einer rascheren und besseren Durchführung
der Maßnahmen führen und für den Verursacher kos-
tengünstiger sein kann. Das gilt insbesondere für die
Fälle, in denen die Maßnahmen auf Flächen durchge-
führt werden, die hierfür eigens bevorratet worden
sind oder sich in übergeordnete Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege einfügen (z. B. "Flä-
chen- und Maßnahmenpools").
(3) Die Durchführung der Maßnahmen durch die Natur-
schutzbehörde enthebt den Verursacher allerdings nicht
von der Pflicht des § 13 Abs. 3 bzw. § 14 NNatG, die Ein-
griffsfolgen zu ermitteln und die zu ihrer Bewältigung
erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in
den Fällen des § 9 Nr. 1 NNatG in Plänen und in den

1) Der Arbeitsgruppe gehörten an: Jürgen Cassier, Landkreis Roten-
burg (Wümme); Wolfgang Fiedler, Region Hannover; Michael
Hauschke, Landkreis Ammerland; Hilke Hinrichs, Landkreis Ammer-
land; Volkmar Kiessling, Landkreis Göttingen; Maren Meyer, Baure-
ferendarin Fachrichtung Landespflege; Ludger Pott, Landkreis Ems-
land; Hermann Strüßmann, Landkreis Verden; Alexandra Stück, Nie-
dersächsisches Umweltministerium; Sigrid Vogt, Landkreis
Rotenburg (Wümme); Manfred Weyer, Niedersächsisches Umweltmi-
nisterium; Dieter Pasternack, Niedersächsischer Landkreistag;
Wilhelm Breuer, Niedersächsische Fachbehörde für Naturschutz.
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Fällen des § 9 Nr. 2 NNatG in einem landschaftspflegeri-
schen Begleitplan in Text und Karte im Einzelnen darzu-
stellen. Die ausführungsreife Konzeption der Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen verbleibt vielmehr im Verant-
wortungsbereich des Verursachers. Dies schließt auch
die Beschaffung bzw. den Nachweis der Verfügbarkeit
der Flächen ein, auf denen die Kompensation durchge-
führt werden soll. Die Naturschutzbehörde übernimmt
lediglich die Ausführung dieser Maßnahmen.
(4) Die von der Naturschutzbehörde an Stelle und auf
Kosten des Verursachers durchgeführten Maßnahmen
müssen wie alle Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in
einem Ableitungszusammenhang mit den Eingriffsfol-
gen stehen. Die Maßnahmen sollen nicht einfach
irgendwo oder irgendwie zu einer Verbesserung von
Natur und Landschaft beitragen. Geschuldet ist viel-
mehr auch in diesen Fällen die nach den Umständen
bestmögliche Kompensation. Diese Anforderungen sind
auch zu beachten, wenn die von der Naturschutzbehör-
de durchzuführenden Kompensationsmaßnahmen auf
Flächen oder mit Maßnahmen erfolgen sollen, die
hierfür eigens bevorratet worden sind.
(5) Die zu erstattenden Kosten umfassen die Aufwen-
dungen für die Durchführung der Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen zuzüglich der Kosten für weitere
Aufwendungen, die nach den Vorschriften des Nieder-
sächsischen Verwaltungskostengesetzes erhoben wer-
den. Zu den Aufwendungen für die Durchführung sind
neben den eigentlichen Ausführungskosten (einschließ-
lich Personal- und Sachkosten, die der Naturschutzbe-
hörde oder Dritten für Ausschreibung, Auftragsertei-
lung, ökologische Bauüberwachung usw. entstehen) zu
rechnen: die Kosten für
Z Vorfinanzierung (Zinsen),
Z Grunderwerb oder Pacht einschließlich Nebenkosten

(z. B. für rechtliche Absicherung),
Z Erstellungspflege und falls erforderlich dauerhafte

Pflege sowie ggf. Erfolgskontrollen.2)

Es ist nicht zu erkennen, dass weitergehende Kosten
entstehen, die nach den Vorschriften des Niedersächsi-
schen Verwaltungskostengesetzes zu erheben sind.
(6) Die Kostenerstattung für die von der Naturschutz-
behörde durchgeführten Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen ist von der Ersatzzahlung nach § 12b NNatG
strikt zu unterscheiden. Sie stellt keine Ersatzzahlung
dar. § 12a NNatG soll lediglich sicherstellen, dass die
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auch durchgeführt
werden. Eine Ersatzzahlung hingegen kann nur erho-
ben werden, wenn Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
nicht möglich oder die Aufwendungen für den Erwerb
von Grundstücken für diese Maßnahmen unverhältnis-
mäßig hoch oder die Maßnahmen mit den Darstellun-
gen der Landschaftsplanung unvereinbar sind. Diese
Voraussetzungen liegen im Fall des § 12a NNatG gerade
nicht vor.

2 § 12b NNatG: Ersatzzahlung

(7) Die monetäre Kompensation nach § 12b NNatG ist
keine Alternative zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men, sondern eine "Ultima Ratio". Voraussetzung für

2) Hinsichtlich der Berücksichtigung von Erstellungs- und Dauerpfle-
ge siehe: BREUER, W., H. DIECKSCHÄFER, C. DUBE, R. GROS, L. HILKE,
M. HULLEN, K. HÜBNER, M. SOBOTTKA, N. SPEIER & M. WEYER
(2006): Zeitliche Aspekte von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. –
Inform.d. Naturschutz Niedersachs. 26, Nr. 1 (1/06): 54-58.

die Ersatzzahlung ist, dass eine Naturalkompensation
nicht möglich ist. Ausgleichsmaßnahmen haben Vor-
rang vor Ersatzmaßnahmen, Ersatzmaßnahmen Vor-
rang vor Ersatzzahlungen. Ersatzzahlungen müssen
zwar nach dem Niedersächsischen Naturschutzgesetz
für eine Verbesserung des Zustandes von Natur und
Landschaft aufgewendet werden; sie tragen aber zur
Behebung der konkreten Eingriffsfolgen nicht bei und
stehen deshalb am Ende der Stufenfolge der Eingriffsre-
gelung. Sie sollen gewährleisten, dass der Verursacher
eines Eingriffs, dessen Folgen weder ausgeglichen noch
auf sonstige gleichwertige Weise kompensiert werden
können, nicht aus der Haftung entlassen wird. Der nie-
dersächsische Gesetzgeber hat diese Voraussetzungen
in § 12b Abs. 1 Satz 1 NNatG konkretisiert.

2.1 § 12b Absatz 1 NNatG

2.1.1 Ersatzzahlung – in welchen Fällen?

(8) Nach dem Niedersächsischen Naturschutzgesetz hat
der Verursacher eine Ersatzzahlung zu leisten, wenn
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ganz oder teilweise
1. nicht möglich sind,
2. nicht vorgenommen werden können, weil zu ihrer

Durchführung Grundstücke benötigt werden, die sich
der Verursacher nicht oder nur mit unverhältnismäßi-
gen Aufwendungen verschaffen kann,

3. mit einem bestehenden Landschaftsplan nicht verein-
bar sind.

2.1.1.1 Fälle nach § 12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG

(9) Eingriffsfolgen können in vielen Fällen nicht im Sin-
ne von § 10 Abs. 1 NNatG ausgeglichen werden. Ersatz-
maßnahmen sind hingegen zumeist möglich, weil es
hierfür genügt, die vom Eingriff zerstörten Funktionen
und Werte des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbil-
des an anderer Stelle des von dem Eingriff betroffenen
Raumes in ähnlicher Art und Weise wiederherzustellen
(§ 12 Abs. 1 NNatG). Oft besteht die Möglichkeit, solche
Maßnahmen zu ergreifen, zumal dieser Raum in der
Regel weit über die unmittelbar vom Eingriff bean-
spruchte Fläche hinaus reicht. Für welche Arten von Ein-
griffen Ersatzmaßnahmen nach dem Niedersächsischen
Naturschutzgesetz nicht möglich sind, lässt sich daher
kaum von vornherein bestimmen, sondern ist im Einzel-
fall zu prüfen.
(10) Ersatzmaßnahmen scheiden dann aus, wenn Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
in keinem Ableitungszusammenhang mit den konkre-
ten Eingriffsfolgen stehen und insofern auch keinen
oder keinen angemessenen Beitrag zu ihrer Bewälti-
gung leisten können. Dies ist z. B. bezogen auf den
Naturhaushalt der Fall, wenn Teile von Natur und Land-
schaft zerstört werden und die standörtlichen Voraus-
setzungen für ihre Entwicklung auch langfristig nicht
mehr gegeben sind.
(11) Hinsichtlich des Landschaftsbildes ist beachtlich,
dass neben einer Wiederherstellung des Landschaftsbil-
des auch eine landschaftsgerechte Neugestaltung als
Kompensation anzusehen ist. Bauwerke z. B. wird man
hierfür nicht hermetisch eingrünen müssen, sondern die
geschaffene Veränderung kann optisch wahrnehmbar
bleiben. Es genügt, dass ein Zustand hergestellt wird,
der den vorher vorhandenen Zustand in weitest mög-
licher Annäherung fortführt, d. h. in gleicher Art, mit
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gleichen Funktionen und ohne Preisgabe wesentlicher
Faktoren des optischen Beziehungsgefüges (vgl.
BVerwG, Urteil vom 27.09.1990 – 4 C 44.87). Unter
diesen Voraussetzungen ist eine landschaftsgerechte
Neugestaltung gegeben. Diese kann nicht nur den
Ersatzmaßnahmen, sondern nach § 10 Abs. 1 Satz 2
NNatG auch den Ausgleichsmaßnahmen zugerechnet
werden.
(12) Ist weder eine Wiederherstellung noch eine land-
schaftsgerechte Neugestaltung des Landschaftsbildes
möglich, ist eine Ersatzzahlung erforderlich. Diese Vor-
gehensweise entspricht auch dem Bundesnaturschutz-
gesetz, welches bezogen auf das Landschaftsbild nur
solche Maßnahmen den Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men zurechnet, die zumindest eine landschaftsgerechte
Neugestaltung des Landschaftsbildes gewährleisten
(§ 19 Abs. 2 BNatSchG).
(13) Eine Wiederherstellung oder landschaftsgerechte
Neugestaltung des Landschaftsbildes scheidet bei Wind-
energieanlagen oder vergleichbar hohen baulichen
Anlagen regelmäßig aus. Nähere Hinweise für die Fest-
legung von Ersatzzahlungen für Beeinträchtigungen
des Landschaftsbildes bei Windenergieanlagen enthal-
ten die Randnummern 66-69 sowie 93-101, insbeson-
dere Randnummer 98 von Teil I der Veröffentlichung
des Niedersächsischen Landkreistages "Hinweise zur
Berücksichtigung des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sowie zur Durchführung der Umweltprü-
fung und Umweltverträglichkeitsprüfung bei Standort-
planung und Zulassung von Windenergieanlagen“ in
diesem Heft (Seite 16–37).

2.1.1.2 Fälle nach § 12b Abs. 1 Nr. 2 NNatG

(14) Eine Ersatzzahlung ist auch dann erforderlich,
wenn im Unterschied zu Nr. 1 Kompensationsmaßnah-
men an sich zwar möglich sind, der Verursacher sich die
für ihre Durchführung benötigten Grundstücke aber
nicht oder nicht mit verhältnismäßigen Aufwendungen
beschaffen kann. Diese Aufwendungen umfassen
sowohl den zeitlichen als auch den finanziellen Auf-
wand. Diese Fälle sind Gegenstand von § 12b Abs. 1
Nr. 2 NNatG.
(15) Die Bodenordnung kann im Einzelfall (insbeson-
dere bei Großprojekten) zur Beschaffung der Grundflä-
chen beitragen, die für die Kompensation benötigt
werden. In Planfeststellungsverfahren können die
Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen unter
bestimmten Umständen enteignet werden. Diese Mög-
lichkeiten müssen vor einer Erwägung einer Ersatzzah-
lung nach Nr. 2 ausgeschöpft werden.
(16) Dem Problem einer unzureichenden Flächenver-
fügbarkeit kann mit Flächen oder Maßnahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, die im Vor-
griff auf künftige Eingriffe z. B. von der Naturschutzbe-
hörde oder einem anderen Träger bevorratet werden,
vorgebeugt werden. Allerdings ist zu prüfen, inwieweit
sich die bevorrateten Flächen oder Maßnahmen für die
im Einzelfall tatsächlich geschuldete Kompensation
eignen.
(17) An die Beurteilung dessen, was im Sinne § 12b
Abs. 1 Nr. 2 NNatG als verhältnis- bzw. unverhältnis-
mäßige Aufwendung anzusehen ist, sind strenge Maß-
stäbe anzulegen. Die Entscheidung orientiert sich nicht
an den subjektiven Leistungsmöglichkeiten des Verur-
sachers. Unverhältnismäßig sind die Aufwendungen
nur, wenn sie in einem eindeutigen Missverhältnis

zwischen dem durch den Eingriff verursachten Schaden
an Natur und Landschaft und den für die Beseitigung
dieses Schadens erforderlichen Aufwendungen stehen.
(18) Die Verhältnismäßigkeit ist auch daran zu messen,
welche zeitlichen oder finanziellen Aufwendungen für
die Beschaffung der Grundstücke aufgewendet werden,
die unmittelbar für den Eingriff benötigt werden. Kom-
pensationsmaßnahmen sind Voraussetzung für die
Zulässigkeit des Eingriffs; die hierfür benötigten Grund-
stücke sind integraler Bestandteil des Vorhabens, das
einen Eingriff darstellt.
(19) Auch ein mehrfaches Bemühen um die benötigten
Grundstücke kann nach Lage der Dinge verhältnismäßig
und insofern erforderlich sein. Die finanziellen Aufwen-
dungen sind nicht schon dann als unverhältnismäßig
anzusehen, wenn sie über dem Bodenrichtwert land-
wirtschaftlicher Nutzflächen liegen. Vielmehr ist auch
einzubeziehen, welchen Anteil diese Aufwendungen an
den Kompensationsmaßnahmen im ganzen haben und
in welchem Verhältnis die Aufwendungen zu Kosten
und Nutzen des Eingriffs für den Verursacher stehen.
(20) In die Beurteilung der Verhältnismäßigkeit ist ein-
zubeziehen, dass bezogen auf Ersatzzahlungen § 12b
Abs. 1 Nr. 1 NNatG die Obergrenze bei 7% der Kosten
für Planung und Ausführung des Vorhabens einschließ-
lich der Beschaffungskosten für Grundstücke festgelegt
hat. Diese Aufwendungen werden vom Gesetzgeber für
den Fall, dass eine Kompensation nicht möglich ist, als
verhältnismäßig angesehen. Sind hingegen Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen möglich, gilt diese Obergrenze
nicht. Die Rechtsprechung hat sogar Aufwendungen bis
10 % der Investitionskosten als verhältnismäßig angese-
hen und ohne dies als eine Obergrenze zu kennzeich-
nen (VGH Kassel; Urteil vom 19.09.1994 – 3 UE 24/92).
Zu berücksichtigen ist allerdings, dass die Beschaffungs-
kosten für Grundstücke nur einen Teil, wenngleich häu-
fig den größten Teil der Kosten ausmachen dürften.
(21) Der Verursacher hat nachzuweisen, dass die
Grundstücke nicht oder nicht mit verhältnismäßigem
Aufwand beschafft werden konnten. Das schließt die
Dokumentation seiner Bemühungen, an die benötigten
Grundstücke zu gelangen, ein.

2.1.1.3 Fälle nach § 12b Abs. 1 Nr. 3 NNatG

(22) Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, welche mit
den Darstellungen eines Landschaftsplanes (bzw. der
Landschaftsplanung) nicht vereinbar sind, dürften
regelmäßig den Anforderungen an Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen nicht genügen und schon deshalb in
der Praxis kaum eine Rolle spielen (z. B. Anpflanzungen
in einem Gebiet, dessen Offenlandcharakter etwa für
bestimmte Brut- oder Gastvogelarten nach dem Ziel-
konzept des Landschaftsrahmenplanes oder Land-
schaftsplanes erhalten oder wiederhergestellt werden
soll). Im übrigen sind nach § 19 Abs. 2 BNatSchG bei der
Festsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen die
Darstellungen nicht allein eines Landschaftsplanes, son-
dern auch des Landschaftsprogramms und des Land-
schaftsrahmenplanes zu berücksichtigen. Insofern dürf-
te § 12b Abs. 1 Nr. 3 NNatG für die Praxis eher nicht von
Bedeutung sein.
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2.1.2 Ersatzzahlung – in welcher Höhe?

(23) In allen Fällen ist die Höhe der Ersatzzahlung mit
der Zulassung des Vorhabens und damit zugleich der
Gestattung des Eingriffs von der zuständigen Behörde
festzusetzen. Ist dies infolge besonderer Umstände des
Einzelfalls noch nicht möglich, so hat wenigstens eine
Festsetzung dem Grunde nach zu erfolgen. Die Festle-
gung der Höhe ist in einer ergänzenden Entscheidung
nachzuholen. Dies dient der Beschleunigung des Zulas-
sungsverfahrens. Die Zahlung des Ersatzgeldes kann
dadurch sichergestellt werden, dass die Zulassung unter
die aufschiebende Bedingung der Ersatzgeldzahlung
gestellt wird (§ 36 VwVfG).

2.1.2.1 Höhe der Ersatzzahlung in den Fällen nach
§ 12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG

(24) Ist eine Naturalkompensation nicht möglich,
bemisst sich die Höhe der Ersatzzahlung nach der Dauer
und Schwere des Eingriffs; sie beträgt höchstens 7 vom
Hundert der Kosten für die Planung und Ausführung
des Vorhabens einschließlich der Beschaffungskosten
für die Grundstücke.
(25) Die Obergrenze von 7 % der Investitionssumme
entspricht einem ungefähren Erfahrungswert der Kos-
ten für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (vgl. Begrün-
dung zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und
FDP vom 03.09.2003; Niedersächsischer Landtag –
15. Wahlperiode Drucksache 15/395). Die Höhe der
Ersatzzahlung muss Dauer und Schwere des Eingriffs
bzw. der Eingriffsfolgen berücksichtigen; sie wird des-
halb möglicherweise nicht in jedem Fall an diese Ober-
grenze heranreichen.
(26) Für die Bemessung der Ersatzzahlung ist jedoch
auch zu sehen, dass Eingriffe, deren Folgen weder mit
Ausgleichs- noch mit Ersatzmaßnahmen kompensiert
werden können, eher Ausnahmen sind und dann gene-
rell zu den besonders schwerwiegenden und schwers-
ten Eingriffen überhaupt zu rechnen sind. Wenn aber
schon Eingriffe mit kompensierbaren Folgen regelmä-
ßig Kompensationskosten bis zu 7 % der Investitions-
summe verursachen, wird die Ersatzzahlung für den Fall
der Nr. 1 schon im Interesse der Gleichbehandlung
einen solchen Betrag kaum unterschreiten können.
(27) Ausnahmen könnten solche Eingriffe sein, die
lediglich vorübergehend Natur und Landschaft beein-
trächtigen. Gerade für solche Beeinträchtigungen wer-
den aber in der Regel Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men möglich sein, soweit diese Beeinträchtigungen
überhaupt erheblich sind und eine Kompensation ver-
langen. In der Regel werden die Eingriffe aber nicht
befristet zugelassen, sondern sie sind auf Dauer ange-
legt, so dass auch die Eingriffsfolgen, soweit sie nicht
kompensiert werden können, auf Dauer fortwirken.
Das Kriterium der Dauer wird daher in der Praxis
zumeist zu keiner begründeten Unterschreitung der
Obergrenze der Höhe der Ersatzzahlung beitragen kön-
nen.
(28) Die gesetzliche Obergrenze für die Höhe der
Ersatzzahlung wird dann auszuschöpfen sein, wenn der
Eingriff dauerhaft besonders wertvolle Funktionen oder
Werte von Natur und Landschaft zerstört, soweit der
Verlust im Einzelfall nicht kompensiert werden kann.
Hierzu können solche Funktionen und Werte zählen,
die nach den anerkannten Bewertungsmethoden der
Landesnaturschutzverwaltung als besonders wertvoll

eingestuft sind, insbesondere
Z Biotoptypen, die nach Zerstörung kaum oder nicht

regenerierbar sind (>150 Jahre Regenerationszeit)
Z Vorkommen vom Aussterben bedrohter, extrem sel-

tener oder stark gefährdeter Pflanzen- und Tierarten
Z Vogelbrutgebiete oder Gastvogellebensräume von

internationaler oder nationaler Bedeutung
Z Böden von besonderer Bedeutung
Z Vorranggebiete für die Trinkwassergewinnung
Z Landschaftsbildeinheiten, die weitgehend der natur-

raumtypischen Eigenart entsprechen, im jeweiligen
Naturraum von überdurchschnittlicher Bedeutung
und von Vorbelastungen frei sind.

(29) Kann nur ein Teil der Eingriffsfolgen kompensiert
werden, ist dieser zu kompensieren und für den übri-
gen Teil eine Ersatzzahlung festzusetzen. Bei der
Bemessung der Höhe der Ersatzzahlung sind die Auf-
wendungen für die zu treffenden Kompensationsmaß-
nahmen von der im Einzelfall festzulegende Höhe der
Ersatzzahlung abzuziehen, soweit sich Kompensations-
maßnahmen und Ersatzzahlung auf die gleichen Ein-
griffsfolgen beziehen. Beziehen sich die Kompensati-
onsmaßnahmen und die Ersatzzahlung auf verschiede-
ne Eingriffsfolgen, sollten die Aufwendungen für
Kompensationsmaßnahmen und Ersatzzahlung nach §
12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG insgesamt 7 % der Investitions-
summe nicht überschreiten.
(30) Die Naturschutzbehörden sollten die Praxiserfah-
rungen mit § 12b NNatG in geeigneter Weise dokumen-
tieren. Das gilt insbesondere für die Festsetzung der
Höhe der Zahlungen. Die gesetzliche Obergrenze der
Höhe der Ersatzzahlung von 7% in den Fällen nach
§12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG soll nämlich - so auch die Auf-
fassung des Umweltausschusses des Niedersächsischen
Landtages (19. Sitzung am 11.02.2004, 15. Wahlperiode)
- fünf Jahre nach Einführung der Vorschrift im Hinblick
auf die praktischen Erfahrungen überprüft werden, um
dann zu entscheiden, ob abweichende Festlegungen
geboten sind.

2.1.2.2 Höhe der Ersatzzahlung in den Fällen nach
§ 12b Abs. 1 Nr. 2 und 3 NNatG

(31) Die Höhe der Ersatzzahlung entspricht in den Fäl-
len der Nummern 2 und 3 den Kosten der Planung und
Durchführung der unterbliebenen Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen. Hierfür sind alle Kosten einzubezie-
hen, die für Planung, Ausführung und Sicherung der
Maßnahmen hätten aufgewendet werden müssen (vgl.
Aufzählung in Randnummer 5).
(32) Insofern muss der Kostenermittlung eine planeri-
sche Ableitung der räumlich und sachlich konkreten
und nicht bloß abstrakten Kompensationsmaßnahmen
als Bemessungsgrundlage vorausgehen. Die Kosten
werden wesentlich von Art und Umfang der erforderli-
chen Maßnahmen abhängen. Die Konkretisierung die-
ser Maßnahmen ist nach § 13 Abs. 3 bzw. § 14 NNatG
Pflicht des Verursachers. Hierbei ist zu berücksichtigen,
dass es nicht die universelle oder eine überschaubare
Anzahl universeller Kompensationsmaßnahmen gibt.
Die Kalkulation der Kosten kann sich aber bezogen auf
bestimmte immer wieder vorkommende Kompensa-
tionsleistungen auf durchschnittliche Aufwendungen,
Erfahrungswerte oder Pauschalbeträge stützen, die je
nach Region oder örtlichen Gegebenheiten unterschied-
lich sein können. In jedem Fall müssen Kostenfaktoren
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und Kosten, die für die Bemessung der Ersatzzahlung
herangezogen wurden, nachvollziehbar und angemes-
sen sein. Sie dürfen wiederum nicht außer Verhältnis
stehen zu den vom Eingriff verursachten Schäden an
Natur und Landschaft.

2.2 § 12b Absatz 2 NNatG
Verwendung der Ersatzzahlung

(33) Die Ersatzzahlung steht der unteren Naturschutz-
behörde zu, in deren Zuständigkeitsbereich der Eingriff
verwirklicht wird. Wird der Eingriff im Zuständigkeits-
bereich mehrerer Naturschutzbehörden verwirklicht, so
steht ihnen die Ersatzzahlung im Verhältnis der vom
Eingriff betroffenen Grundfläche zu. Die oberste Natur-
schutzbehörde kann im Einzelfall einen abweichenden
Verteilungsmaßstab für verbindlich erklären. Wird der
Eingriff außerhalb des Zuständigkeitsbereichs unterer
Naturschutzbehörden verwirklicht, so fließt das Geld an
eine von der obersten Naturschutzbehörde zu bestim-
mende Stelle.

2.3 § 12b Absatz 3 NNatG

(34) Das Aufkommen aus Ersatzzahlungen darf nicht
mit anderen Einnahmen vermischt werden. Es ist zweck-
gebunden für die Verbesserung des Zustandes von
Natur und Landschaft zu verwenden und darf nicht für
Maßnahmen verwendet werden, zu deren Durchfüh-
rung eine rechtliche Verpflichtung besteht. Finanziert
werden können alle praktischen Maßnahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege (z. B. für
Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen oder Artenhilfs-
maßnahmen). Ausgeschlossen ist die Finanzierung sol-
cher Maßnahmen, deren Durchführung bereits rechtlich
verlangt ist (z. B. aufgrund einer Schutzgebietsverord-
nung).
(35) Flächenerwerb kann aus dem Aufkommen nur
finanziert werden, wenn er Voraussetzung für die Ver-
besserung des Zustandes von Natur und Landschaft
oder die Verwirklichung eines entsprechenden Konzep-
tes ist. In der Regel sind praktische Verbesserungen auf
den erworbenen Flächen erforderlich. Das gilt auch für
die Pacht von Flächen sowie Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Akzeptanz des Naturschutzes. Die mit den
Maßnahmen beabsichtigte Verbesserung soll von Dauer
sein, dokumentiert und entsprechend gesichert werden.

2.4 § 12b Absatz 4 NNatG

(36) Die Naturschutzbehörde ist berechtigt, Einnahmen
aus Ersatzzahlungen zur Verwendung nach ihren Vor-
gaben auf Dritte zu übertragen. Die Naturschutzbehör-
den können zu diesem Zweck gemeinsame Organisatio-
nen bilden.

2.5 Abwicklung der Ersatzzahlung

(37) Entsprechend der gesetzlichen Regelung des § 12b
Abs. 2 und 3 NNatG handelt es sich bei den Ersatzzah-
lungen um zweckgebundene Einnahmen für die Ver-
besserung des Zustandes von Natur und Landschaft, die
der jeweiligen unteren Naturschutzbehörde zustehen.
(38) Die Annahme und Verwendung der Ersatzzahlung
hat ausschließlich über den Kreishaushalt zu erfolgen
und ist entsprechend der haushaltsrechtlichen Vor-
schriften im Haushaltsplan zu veranschlagen. Für die

Ersatzzahlungen sind somit Einnahme- und Ausgabe-
haushaltsstellen im Verwaltungs- und Vermögenshaus-
halt einzurichten; zweckmäßiger Weise jeweils unter
einem eigenen Unterabschnitt (z. B. 12001).
(39) Aus pragmatischen Gründen empfiehlt es sich, die
jeweiligen Haushaltsstellen im Rahmen der Haushalts-
planaufstellung zunächst mit 0,-- � zu veranschlagen
und mit einem Zweckbindungsvermerk nach § 17 (1)
Absatz 1 GemHVO zu versehen. Mit diesem Vermerk
wird sichergestellt, dass Mehreinnahmen zu Mehraus-
gaben berechtigen. Die für die Ersatzzahlungen einge-
richteten Haushaltsstellen sind bei eventuellen Nach-
tragshaushaltsplänen entsprechend des Grundsatzes
der Haushaltsklarheit anzupassen, sofern Ersatzzahlun-
gen im Laufe eines Haushaltsjahres festgesetzt werden.
(40) Soweit die zweckgebundenen Ersatzzahlungen im
Haushaltsjahr nicht verwendet werden, sind sie in das
folgende Jahr zu übertragen, wenn die Zweckbindung
nicht auf andere Weise gewährleistet ist. Eines beson-
deren Übertragungsvermerkes hierfür bedarf es nicht.
Alternativ kann nach § 31 Abs. 3 Satz 2 GemKVO ein
nicht verbrauchter Betrag von der Einnahme rot abge-
setzt und in die Bücher des nächsten Jahres vorgetragen
werden, d.h. neu vereinnahmt werden. Dabei kann
nach § 19 Abs.4 GemHVO ein Haushaltsausgaberest in
der Höhe der nicht verbrauchten zweckgebundenen
Einnahmen gebildet werden, dessen spätere Verwen-
dung jedoch besonders zu überwachen ist.
(41) Die Ersatzzahlungen in den Fällen des § 12b
Absatz 1 Nr. 2 und 3 NNatG umfassen auch die Kosten
des Personaleinsatzes und des Verwaltungsaufwandes
der unteren Naturschutzbehörde. Diese Kosten sind
separat zu ermitteln und im neuen Unterabschnitt auf
der Ausgabeseite als Verrechnungsposition nach § 14
Abs. 3 Gem. HVO (Kostenerstattung der Personal- und
Sachkosten) zu buchen. Die "Gegenbuchung“ ist als
Einnahme im "allgemeinen“ Unterabschnitt der unte-
ren Naturschutzbehörde vorzusehen.
(42) Die in den Fällen des § 12b Absatz 1 Nr. 2 und 3
NNatG einzurechnenden Personalkosten sollen auf der
Grundlage des Runderlasses des Niedersächsischen
Finanzministeriums "Pauschsätze für den Verwaltungs-
aufwand bei der Gebührenbemessung im staatlichen
Bereich“ berechnet werden. Die einheitliche Anwen-
dung dieses Runderlasses wird empfohlen, da dieser
Runderlass bereits bei der Festsetzung von Verwaltungs-
gebühren in Verwaltungsverfahren angewandt wird und
im Gegensatz zu den Berechnungen der KGST in der
Anwendung praktischer ist, da der Runderlass bei seiner
Berechnung von Laufbahngruppen und nicht von einzel-
nen Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppen ausgeht.
(43) Die Verwendung der Ersatzzahlungen schließt den
Ankauf von Grundstücken (einschließlich der an Grund-
besitz gebundenen Abgaben) ein. Durch den Umstand,
dass es sich bei den Ersatzzahlungen um zweckgebun-
dene Einnahmen handelt, wird empfohlen, dass der
Kreisausschuss seine Zuständigkeit für derartige Grund-
stückskäufe nach § 51 Absatz 4 NLO auf den Hauptver-
waltungsbeamten überträgt. Ein Delegationsbeschluss
des Kreisausschusses auf den Hauptverwaltungsbeam-
ten zum Ankauf von Grundstücken zu Zwecken des
Naturschutzes aus dem Aufkommen von Ersatzzahlun-
gen dient der Beschleunigung von Vorhaben, da keine
Abhängigkeiten mehr von Sitzungsintervallen des Kreis-
ausschusses bestehen, zumal durch die gesetzliche
Zweckbestimmung die Verwendung der Ersatzzahlun-
gen festgeschrieben ist.
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(44) § 12b Absatz 4 NNatG berechtigt die unteren
Naturschutzbehörden, Einnahmen aus Ersatzzahlungen
zur Verwendung nach ihren Vorgaben auf Dritte zu
übertragen. Dafür kommen Stiftungen, aber auch Was-
ser- und Bodenverbände oder Umweltverbände in Fra-
ge, soweit deren Satzung Maßnahmen für den Natur-
schutz zulassen. Eine unmittelbare Zahlung des Ersatz-
geldes vom Verpflichteten an den Dritten ist nicht
zulässig, weil der Dritte Vorgaben der unteren Natur-
schutzbehörde beachten muss und diese zur Leistungs-
erfüllung rechtlich verpflichtet bleibt.

(45) Die Einbeziehung von Stiftungen hinsichtlich der
Verwendung der Ersatzzahlungen erhöht die Flexibilität
und Effektivität des Mitteleinsatzes. Inwieweit die ver-
gaberechtlichen Vorschriften der VOL bzw. VOB auf
Stiftungen Anwendung finden, hängt von der Zusam-
mensetzung der Stiftungsorgane und des Auftrags-
wertes ab (s. hierzu §§ 1 und 2 LVergabeG und § 98
GWB) und ist in jedem Einzelfall zu prüfen.

Anhang

Auszug aus dem Niedersächsischen Naturschutzgesetz (NNatG)
§ 12a NNatG
Ausführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
durch die Naturschutzbehörde
Die Naturschutzbehörde lässt die Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen auf Kosten des Verursachers oder
des nach § 10 Abs. 3 oder § 12 Abs. 2 Verpflichteten
durchführen, wenn dieser nicht selbst dafür sorgen
kann oder ein solches Vorgehen mit der Behörde ver-
einbart hat. Für die über die Ausführung der Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen hinaus erforderlichen
Amtshandlungen werden Gebühren und Auslagen nach
den Vorschriften des Niedersächsischen Verwaltungs-
kostengesetzes erhoben.

§ 12b NNatG
Ersatzzahlung
(1) Der Verursacher hat eine Ersatzzahlung zu leisten,
wenn Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ganz oder
teilweise
1. nicht möglich sind,
2. nicht vorgenommen werden können, weil zu ihrer

Durchführung Grundstücke benötigt werden, die sich
der Verursacher oder ein nach § 10 Abs. 3 Sätze 1 bis
3 oder § 12 Abs. 2 Verpflichteter nicht oder nur mit
unverhältnismäßigen Aufwendungen verschaffen
kann,

3. mit einem bestehenden Landschaftsplan unvereinbar
sind.

Die Ersatzzahlung ist mit der Gestattung des Eingriffs
zumindest dem Grunde nach festzusetzen. Im Fall des
Satzes 1 Nr. 1 bemisst sich ihre Höhe nach der Dauer
und Schwere des Eingriffs; sie beträgt höchstens 7 vom
Hundert der Kosten für die Planung und Ausführung
des Vorhabens einschließlich der Beschaffungskosten
für Grundstücke. Die Höhe der Ersatzzahlung entspricht
in den Fällen des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 den Kosten der
Planung und Durchführung der unterbliebenen Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen.

(2) Die Ersatzzahlung steht der unteren Naturschutzbe-
hörde zu, in deren Zuständigkeitsbereich der Eingriff
verwirklicht wird. Wird der Eingriff im Zuständigkeits-
bereich mehrerer Naturschutzbehörden verwirklicht, so
steht ihnen die Ersatzzahlung im Verhältnis der von
dem Eingriff betroffenen Grundflächen zu. Die oberste
Naturschutzbehörde kann im Einzelfall einen abwei-
chenden Verteilungsmaßstab für verbindlich erklären.
Wird der Eingriff außerhalb des Zuständigkeitsbereichs
unterer Naturschutzbehörden verwirklicht, so fließt das
Geld an eine von der obersten Naturschutzbehörde zu
bestimmende Stelle.
(3) Das Aufkommen aus Ersatzzahlungen darf nicht mit
anderen Einnahmen vermischt werden. Es ist zweckge-
bunden für die Verbesserung des Zustandes von Natur
und Landschaft zu verwenden und darf nicht für Maß-
nahmen verwendet werden, zu deren Durchführung
eine rechtliche Verpflichtung besteht.
(4) Die Naturschutzbehörde ist berechtigt, Einnahmen
aus Ersatzzahlungen zur Verwendung nach ihren Vor-
gaben auf Dritte zu übertragen. Die Naturschutzbehör-
den können zu diesem Zweck gemeinsame Organisa-
tionen bilden.
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Seit dem 01.01.2004 können Ersatzzahlungen an die
Stelle von Kompensationsmaßnahmen treten oder diese
ergänzen. Es wird den unteren Naturschutzbehörden
empfohlen, die mit Mitteln der Ersatzzahlung finanzier-
ten Naturschutzmaßnahmen in das Kompensationsflä-
chenkataster aufzunehmen und die Einnahme und Ver-
wendung der Ersatzzahlung eigens zu dokumentieren.
Die folgende Empfehlung ist das Abstimmungsergebnis
zwischen Niedersächsischem Landkreistag, Niedersächsi-
schem Umweltministerium und Niedersächsischem Lan-
desbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz.

1 Aufnahme ersatzzahlungsfinanzierter
Naturschutzmaßnahmen in das Kompen-
sationsflächenkataster der unteren
Naturschutzbehörde

Kompensationsflächenkataster sind Verzeichnisse, in
denen Informationen über Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen (einschließlich der Flächen, auf denen diese
durchgeführt werden müssen) aufgezeichnet, fortge-
schrieben und zum Abruf bereitgehalten werden. Sie
können zu einem verbesserten Vollzug der Eingriffsre-
gelung beitragen und sollten in Niedersachsen zweck-
mäßigerweise bei den unteren Naturschutzbehörden
geführt werden.

Mit dem Kataster sollen vorrangig folgende Ziele
erreicht werden (vgl. ARBEITSGRUPPE EINGRIFFSREGE-
LUNG DER LANDESANSTALTEN/-ÄMTER UND DES BUN-
DESAMTES FÜR NATURSCHUTZ 1997):
Z Vermeidung von Mehrfachnutzung einer Fläche für

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen verschiedener
Eingriffsvorhaben

Z Vermeidung der Inanspruchnahme von Kompensati-
onsflächen und der Gefährdung des Kompensations-
erfolgs durch neue Eingriffsvorhaben (z. B. auch
durch Nutzungsänderungen auf der Fläche selbst
oder in deren Einwirkungsbereich)

Z Erleichterung von Erstellungs- und Funktionskontrol-
len

Z Erleichterung der Kontrolle der Zahlung einer Ersatz-
zahlung.

Darüber hinaus sprechen weitere Gründe für die Füh-
rung von Kompensationsflächenkatastern:
Z Bei dem Einsatz von EU-Geldern aus EAGFL wird die
Förderung von Maßnahmen auf Kompensationsflächen

ausgeschlossen. Das Führen eines Kompensationsflä-
chenkatasters trägt daher zur Verwaltungsvereinfa-
chung bei und vermindert das Risiko von Fehlern und
Anlastungen bei der Verwendung dieser Gelder.
Z § 18 Abs. 5 Bundesnaturschutzgesetz verpflichtet die
Länder, Vorschriften zur Sicherung der Durchführung
der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu treffen. Kom-
pensationsflächenkataster sind ein wichtiger Beitrag zu
dieser Sicherung.
Z Für alle Außenbereichsplanungen ist der lückenlose
Nachweis der festgelegten und geplanten Kompensati-
onsflächen eine wichtige planerische Grundlage.
Z Ein Kompensationsflächenkataster enthält Informati-
onen, die für die Aufstellung und Fortschreibung von
Landschaftsrahmen-, Landschafts- und Grünordnungs-
plänen wesentlich sind.

Das Niedersächsische Landesamt für Ökologie hat 1996
„Hinweise zu Aufbau und Führung von Kompensations-
flächenkatastern unterer Naturschutzbehörden“ erar-
beitet (NLÖ 1996). Auf diesen Hinweisen basiert das
Konzept für ein GIS-gestütztes digitales Kompensati-
onsflächenkataster, welches unter Beteiligung der Lan-
desnaturschutzverwaltung entwickelt wurde und
Grundlage der Kompensationsflächen- oder umfassen-
derer Liegenschaftskataster einer Reihe unterer Natur-
schutzbehörden ist (s. HEISS & VELTRUP 2000).

Die Hinweise des NLÖ zu Aufbau und Führung von
Kompensationsflächenkatastern unterer Naturschutz-
behörden sowie das darauf aufbauende Konzept eines
digitalen Kompensationsflächenkatasters sehen die
Aufnahme von Informationen über Festlegung oder
Verwendung von Ersatzzahlungen schon deswegen
nicht vor, weil das NNatG zu diesem Zeitpunkt keine
Vorschriften über eine Ersatzzahlung enthielt.

Seit dem 01.01.2004 können unter bestimmten Vor-
aussetzungen Ersatzzahlungen an die Stelle von Kom-
pensationsmaßnahmen treten oder diese ergänzen.
Entsprechend der gesetzlichen Regelung des § 12 b Abs.
2 und 3 NNatG handelt es sich bei der Ersatzzahlung um
zweckgebundene Einnahmen für die Verbesserung des
Zustandes von Natur und Landschaft, die der jeweiligen
unteren Naturschutzbehörde zustehen.

Aus Mitteln der Ersatzzahlung können alle prakti-
schen Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege (z. B. Schutz-, Entwicklungs- und Arten-
hilfsmaßnahmen) finanziert werden, soweit zu deren
Durchführung nicht schon eine rechtliche Verpflichtung
(z. B. aufgrund einer Schutzgebietsverordnung)
besteht. Flächenerwerb kann aus dem Aufkommen nur
finanziert werden, wenn er Voraussetzung für die Ver-
besserung des Zustandes von Natur und Landschaft
oder die Verwirklichung eines entsprechenden Konzep-
tes ist. In der Regel sind praktische Verbesserungen auf
den erworbenen Flächen erforderlich. Das gilt auch für
die Pacht von Flächen sowie Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Akzeptanz des Naturschutzes. Die angestreb-
ten Verbesserungen sollen von Dauer und entsprechend
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gesichert werden (NIEDERSÄCHSISCHER LANDKREISTAG
2006, in diesem Heft).

Einnahme und Verwendung der Ersatzzahlung müs-
sen notwendigerweise von der unteren Naturschutzbe-
hörde nachvollziehbar dokumentiert werden, um selbst
den Überblick zu behalten und bei Bedarf Auskunft
über die Mittelverwendung geben zu können. Darüber
hinaus empfiehlt der Niedersächsische Landkreistag den
Naturschutzbehörden auch die Sicherung und Doku-
mentation der mit den Maßnahmen angestrebten Ver-
besserungen von Natur und Landschaft (ebenda). So
wie der Erfolg von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
für dauerhaft wirkende Eingriffsfolgen dauerhaft zu
sichern ist, muss auch der Erfolg ersatzzahlungsfinan-
zierter Maßnahmen fortwährend gewährleistet sein.

Die aus dem Aufkommen der Ersatzzahlung finanzie-
rungsfähigen Maßnahmen sind zwar rechtlich gesehen
keine Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, umfassen
aber inhaltlich vielfach die selben oder ähnliche flä-
chenbezogene Maßnahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege. Zudem erfordert ihre Sicherung häu-
fig die selben Dokumentations- und Kontrollaufgaben
wie die für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.

Diese Gründe sprechen dafür, die aus dem Aufkom-
men der Ersatzzahlung finanzierten flächenbezogenen
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege, d. h. die Maßnahmen, die wie Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen bestimmten Grundstücken zugeord-
net sind, ergänzend in das Kompensationsflächenkatas-
ter aufzunehmen, wenngleich diese Maßnahmen keine
Kompensationsmaßnahmen im eigentlichen Sinne sind.

Eine Reihe unterer Naturschutzbehörden hat das
Kataster der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
ohnehin zu einem Liegenschaftskataster des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege fortentwickelt oder
strebt eine solche Erweiterung an, in dem auch Infor-
mationen über Flächen enthalten sind, für die weitere
rechtliche Bindungen oder Perspektiven zugunsten des
Naturschutzes bestehen (z. B. Vertragsnaturschutzflä-
chen, für Zwecke des Naturschutzes angekaufte Flä-
chen, Kompensationspools). Das entwickelte Konzept
eines GIS-gestützten digitalen Kompensationsflächen-
katasters sieht solche ergänzenden Module ausdrück-
lich vor. Es steht insoweit auch für die Darstellung von
Flächen bereit, auf denen aus dem Aufkommen der
Ersatzzahlung finanzierte Maßnahmen durchgeführt
wurden.

Der in den NLÖ-Hinweisen von 1996 entwickelte
Inhalt eines Muster-Dateiblattes des Kompensationsflä-
chenkatasters lässt sich leicht um die Flächen mit Maß-
nahmen aus der Ersatzzahlung erweitern. Einen ent-
sprechenden Vorschlag enthält Abb. 1. Die vorgenom-
menen Ergänzungen sind kursiv gedruckt. Die
Informationen über Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
müssen im Zulassungsbescheid enthalten sein oder von
der Zulassungsbehörde zur Verfügung gestellt werden.
Informationen über die Flächen mit Maßnahmen aus
der Ersatzzahlung müssen hingegen von der Natur-
schutzbehörde oder einer von ihr beauftragten Stelle
ermittelt werden. Das dürfte insofern problemlos mög-
lich sein, weil allein die Naturschutzbehörde über die
Verwendung der Mittel entscheidet.

2 Dokumentation von Einnahme und
Verwendung der Ersatzzahlung

Einnahme und Verwendung der Ersatzzahlung müssen
notwendigerweise von der unteren Naturschutzbehör-
de nachvollziehbar dokumentiert werden, um selbst
den Überblick zu behalten und bei Bedarf Auskunft
über die Mittelverwendung geben zu können (NIEDER-
SÄCHSISCHER LANDKREISTAG 2006).

Zudem werden bestimmte ersatzzahlungsspezifische
Informationen benötigt, um die in den Fällen des § 12b
Nr. 1 NNatG festgelegte 7 %-Grenze der Ersatzzahlung
wie vorgesehen 2009 überprüfen zu können. Diese
gesetzliche Obergrenze soll nämlich nach dem Beschluss
der Umweltausschusses des Niedersächsischen Landta-
ges (19. Sitzung am 11.02.2004, 15. Wahlperiode) fünf
Jahre nach Einführung dieser Vorschrift im Hinblick auf
die praktischen Erfahrungen überprüft werden um zu
entscheiden, ob abweichende Festlegungen geboten
sind.

Die in Kap. 1 empfohlene Ergänzung des Kompensa-
tionsflächenkatasters um ersatzzahlungsfinanzierte
Naturschutzmaßnahmen bietet nicht alle Informatio-
nen über die Festsetzung und Verwendung der Ersatz-
zahlung, die von der unteren Naturschutzbehörde not-
wendigerweise zu dokumentieren oder die im Hinblick
auf die Überprüfung der „7 %-Grenze der Ersatzzah-
lung in § 12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG“ von Bedeutung sind,
sondern lediglich Informationen über flächenbezogene
ersatzzahlungsfinanzierte Maßnahmen.

Die insgesamt erforderlichen Informationen lassen
sich nicht sinnvoll in die Struktur des Kompensationsflä-
chenkataster einfügen, weil
Z sich dieses Kataster auf die einzelne Kompensations-

fläche bzw. Fläche mit ersatzzahlungsfinanzierten
Maßnahmen bezieht, die Informationen über Fest-
setzung und Verwendung der Ersatzzahlung hinge-
gen an das einzelne Eingriffsvorhaben anknüpfen,

Z die Ersatzzahlung nicht in jedem Fall für flächenbe-
zogene Maßnahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege verwendet wird,

Z im Unterschied zur Durchführung von Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen zwischen der Einnahme und
Ausgabe der Ersatzzahlung ein beträchtlicher Zeit-
raum vergehen kann.

Die Daten über Einnahme und Ausgabe der Ersatzzah-
lung sollten deshalb von der unteren Naturschutzbe-
hörde auf das einzelne Eingriffsvorhaben bezogen
eigens dokumentiert werden. Diese Dokumentation
ergänzt das Kompensationsflächenkataster und sollte
mit diesem hinsichtlich der Informationen über das Ein-
griffsvorhaben und flächenbezogenen ersatzzahlungsfi-
nanzierten Maßnahmen verknüpft sein. Dies ist umso
leichter möglich, wenn die Katasterinformationen auch
nach dem Merkmal „Eingriffsvorhaben“ abgerufen
werden können und auch solche Eingriffsvorhaben
darin verortet sind, deren Zulassung nicht mit Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen, jedoch mit der Fest-
setzung einer Ersatzzahlung verbunden sind.

Diese Dokumentation sollte die in der folgenden
Abb. 2 genannten Informationen umfassen. Die kursiv
gedruckten Angaben sind im Hinblick auf die für 2009
vorgesehene Überprüfung der „7 %-Grenze der Ersatz-
zahlung in § 12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG“ von Bedeutung.
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0 Signatur und Ordnungsnummer der Kompensationsfläche
bzw. der Fläche mit Maßnahme aus Ersatzzahlung

1 Eingriffsvorhaben
1.1 Vorhaben*
1.2 Vorhabensart und Rechtsgrundlage der Zulassung*
1.3 Vorhabensträger (Name, Anschrift, Telefon, Ansprechpartner)*
1.4 Zeitpunkt der Zulassung*
1.5 Zulassungsbehörde (Name, Anschrift, Telefon, Ansprechpartner)*
1.6 Aktenzeichen des Vorganges bei der unteren Naturschutzbehörde
1.7 Zeitpunkt des Baubeginns

2 Kompensationsmaßnahme bzw. Maßnahme aus Ersatzzahlung
2.1 Art der Maßnahme(Vorkehrung zur Vermeidung, Ausgleichsmaßnahme, Ersatzmaßnahme,

Maßnahme aus Ersatzzahlung, sonstige Maßnahme)*
2.2 Beschreibung der Maßnahme und Maßnahmenziel*
2.3 Voraussichtlicher Zeitpunkt der Zielerreichung*
2.4 Fertigstellungszeiten und Gewährleistungszeiten*
2.5 Pflegemaßnahmen und Pflegeintervalle, Bewirtschaftungsauflagen*
2.6 Langfristige Sicherung der Flächen und ggf. festgelegter Pflegemaßnahmen*
2.7 Durchführende Stelle/Person (Name, Anschrift, Telefon, Ansprechpartner)*

3 Kompensationsfläche bzw. Fläche mit Maßnahme aus Ersatzzahlung
3.1 Lage der Kompensationsfläche bzw. Fläche mit Maßnahme aus Ersatzzahlung*

3.1.1 Gemeinde*
3.1.2 Gemarkung*
3.1.3 Flur und Flurstück*
3.1.4 DGK-Nr.*
3.1.5 Kopie des Kartenausschnittes (falls erforderlich größerer Maßstab)*

3.2 Flächengröße*
3.3 Ausgangszustand der Fläche*
3.4 Grundstückseigentümer (Name, Anschrift, Telefon, Ansprechpartner)*
3.5 Nutzungsberechtigter (Name, Anschrift, Telefon, Ansprechpartner)*
3.6 Hinweis auf weitere Kompensationsflächen bzw. Flächen mit Maßnahme aus Ersatzzahlung

für das gleiche Eingriffsvorhaben*

4 Erstellungskontrolle (einschließlich regelmäßig durchzuführender Kontrollen von Pflegemaßnahmen
und Bewirtschaftungsauflagen)

4.1 Durchzuführen von (Stelle/Person)*
4.2 Durchzuführen am:*
4.3 Durchgeführt von:
4.4 Durchgeführt am:
4.5 Ergebnis:

5 Sonstiges
5.1 Verweis auf andere Akten
5.2 Bemerkungen

6 Bearbeitung des Dateiblattes und Datum der Eingabe

Erläuterungen
* Informationen, die im Zulassungsbescheid enthalten sein müssen bzw. von der Zulassungsbehörde der
Naturschutzbehörde zur Verfügung zu stellen sind. Im Falle von Flächen bzw. Maßnahmen aus Ersatzzahlung
müssen diese Informationen von der Naturschutzbehörde oder einer von ihr beauftragten Stelle ermittelt
werden.

Abb. 1: Inhalt eines Muster-Dateiblattes des um Informationen über Flächen mit ersatzzahlungsfinanzierten Maßnahmen
ergänzten Kompensationsflächenkatasters
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1 Eingriffsvorhaben
1.1 Vorhaben*
1.2 Vorhabensart und Rechtsgrundlage der Zulassung*
1.3 Vorhabensträger (Name, Anschrift, Telefon, Ansprechpartner)*
1.4 Zeitpunkt der Zulassung*
1.5 Zulassungsbehörde (Name, Anschrift, Telefon, Ansprechpartner)*
1.6 Aktenzeichen des Vorganges bei der unteren Naturschutzbehörde
1.7 Zeitpunkt des Baubeginns

2 Ersatzzahlung wurde festgelegt, weil Kompensationsmaßnahmen
2.1 ganz oder teilweise nicht möglich waren (§ 12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG)*
2.2 nicht vorgenommen werden konnten, weil die zu ihrer Durchführung benötigten Grundstücke nicht

oder nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen beschafft werden können (§ 12b Abs. 1 Nr. 2 NNatG)*
2.3 mit einem Landschaftsplan nicht vereinbar waren (§ 12b Abs. 1 Nr. 3 NNatG)*

3 Höhe der festgesetzten Ersatzzahlung*

Nur in den Fällen nach Nr. 2.1: Angaben zu Nr. 4 – 6
4 Anteil der Ersatzzahlung in % der Kosten für das Investitionsvorhaben

(Mit den Kosten für das Investitionsvorhaben sind gemeint die Kosten für Planung und Ausführung
des Eingriffvorhabens einschließlich der Beschaffungskosten für Grundstücke.)+

5 Wurden für das Eingriffsvorhaben auch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen festgelegt?*
5.1 Wenn ja, wie hoch sind die Kosten für diese Maßnahmen in % der Kosten für das

Investitionsvorhaben?+
5.2 Wie hoch sind die Aufwendungen für Ersatzzahlung und Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

insgesamt in % der Kosten für das Investitionsvorhaben?+
6 Begründung für die Höhe der festgesetzten Ersatzzahlung

(Bezugnahme auf Dauer und Schwere des Eingriffs)+

7 Datum des Eingangs der Ersatzzahlung bei der unteren Naturschutzbehörde

8 Bei Übertragung der Ersatzzahlung an Dritte: Empfänger und Datum der Übertragung

9 Ersatzzahlung soll für folgende Naturschutzmaßnahme(n) verwendet werden:
Z flächenbezogene Maßnahme: . . .
Z sonstige Maßnahme (z. B. Maßnahmen zur Besucherlenkung, Artenhilfsmaßnahmen wie Ankauf und

Anbringen von Nisthilfen u. ä.): . . .

10 Ersatzzahlung wurde für folgende Naturschutzmaßnahme(n) verwendet:
Z flächenbezogene Maßnahme: . . .
Z sonstige Maßnahme (z. B. Maßnahmen zur Besucherlenkung, Artenhilfsmaßnahmen wie Ankauf und

Anbringen von Nisthilfen u. ä.): . . .

11 Dokumentation der durchgeführten Naturschutzmaßnahme(n)
(z. B. Darstellung der Maßnahme(n) in Text und Karte, Fotodokumentation)

Erläuterungen
* Informationen, die im Zulassungsbescheid enthalten sein müssen bzw. von der Zulassungsbehörde der Natur-
schutzbehörde zur Verfügung zu stellen sind.
+ Informationen, die nicht unbedingt im Zulassungsbescheid enthalten sind.
Nr. 1: Die Informationen entsprechen der Nr. 1 des Muster-Dateiblattes des Kompensationsflächenkatasters (s. Abb. 1).
Nr. 4 und 6: Die Höhe der Ersatzzahlung wird von der Zulassungsbehörde festgelegt. Den Anteil der Ersatzzahlung
in % der Kosten für das Investitionsvorhaben sowie die Begründung für die Höhe der Ersatzzahlung müsste die
Naturschutzbehörde ggf. bei der Zulassungsbehörde erfragen. Es kann aber erwartet werden, dass der prozentuale
Anteil sowie die Begründung der Höhe aus den Unterlagen über das Vorhaben, im Beteiligungsverfahren oder aus
dem Zulassungsbescheid hervorgehen.
Nr. 5.1 und 5.2: Diese betreffen die Fälle des § 12b Abs. 1 Nr. 1 NNatG, in denen neben der Ersatzzahlung auch Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen festgelegt wurden (z. B. bei Windenergieanlagen Kompensationsmaßnahmen für
Beeinträchtigungen der Brut- oder Gastvögel, Ersatzzahlung für Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes). Es
kann erwartet werden, dass die Investitionskosten sowie die Kosten für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bekannt
sind oder bekannt gemacht werden können. Das sollte insbesondere dann erwartet werden können, wenn die Kos-
ten für Kompensationsmaßnahmen und Ersatzzahlung zusammengenommen 7 % der Kosten für das Investitions-
vorhaben nicht überschreiten sollen.
Nr. 10 und 11: Die Informationen entsprechen, soweit es sich um eine flächenbezogene ersatzzahlungsfinanzierte
Maßnahme handelt, den Informationen der Nr. 0, 2, 3, 4 und 5 des Musterdateiblattes des Kompensationsflächen-
katasters (s. Abb. 1). Insoweit genügt ein Verweis auf die Angaben im Kompensationsflächenkataster. Soweit es sich
um sonstige Maßnahmen handelt, sind diese eigens zu dokumentieren.

Abb. 2: Vorschlag für die Dokumentation der Informationen über die Ersatzzahlung bei der unteren Naturschutzbehörde
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Verleihung der Hugo-Conwentz-Medaille an Dietrich Lüderwaldt
Der Bundesverband Beruflicher Naturschutz (BBN) hat
in Anerkennung der Leistungen von Hugo Conwentz als
einem der Wegebereiter des Naturschutzes die gleich-
namige Medaille gestiftet. Anlass hierfür war das 80-
jährige Jubiläum der Gründung der Staatlichen Stelle
für Naturdenkmalpflege in Preußen – einer Vorläuferin
des heutigen Bundesamtes für Naturschutz – im Jahr
1986, deren erster Leiter Hugo Conwentz war. Mit der
Hugo-Conwentz-Medaille werden Persönlichkeiten aus-
gezeichnet, die sich im berufsständischen und/oder fach-
lichen Einsatz für Naturschutz und Landschaftspflege
und in der Weiterentwicklung ihrer Inhalte besonders
verdient gemacht haben. Auch die konstruktive Kritik
und Auseinandersetzung mit Naturschutzthemen in
Deutschland oder auf internationaler Ebene kann
gewürdigt werden.

Anlässlich des 28. Deutschen Naturschutztages in
Bonn vom 29. Mai bis 2. Juni 2006 „Von lokalem Han-
deln und globaler Verantwortung: 100 Jahre Staatlicher
Naturschutz“ wurde die Hugo-Conwentz-Medaille am
30. Mai auch an Dietrich Lüderwaldt, Hannover verlie-
hen. Dietrich Lüderwaldt leitete von 1976 bis 1990 die
Niedersächsische Fachbehörde für Naturschutz. Danach
war er bis zu seiner Pensionierung im Jahre 1992 Leiter
der Koordinierungsgruppe Naturschutz im Niedersächsi-
schen Umweltministerium.

Herr Lüderwaldt wurde ausgezeichnet für die bedeu-
tenden fachlichen Impulse, die er in seiner rd. 50 Jahre
langen professionellen Tätigkeit sowohl dem amtlichen
als auch dem verbandlichen Naturschutz in der Verfol-
gung und Umsetzung der angewandt-wissenschaftlichen

und fachlich-praktischen Naturschutzarbeit gegeben
hat und für die aktive Förderung der Zusammenarbeit
zwischen amtlichem und verbandlichem Naturschutz.

BBN
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Erich Bierhals – Ende einer Dienstzeit

Nach 15 Jahren bei der Fachbe-
hörde für Naturschutz (in drei
verschiedenen Organisationen:
Landesverwaltungsamt, Landes-
amt für Ökologie und zuletzt
Landesbetrieb für Wasserwirt-
schaft, Küsten- und Naturschutz
– immer aber Niedersächsischem
davor) beendet Erich Bierhals
seinen Dienst am Naturschutz
und an der Landschaftspflege als
Angestellter des Landes mit dem
Erreichen des 65. Lebensjahres

im Juni 2006 (– indessen hoffentlich nicht als berufener
Naturschützer). Erich Bierhals begann den Dienst 1991
als Leiter des Dezernates Landschaftsplanung, Land-
schaftspflege im Landesverwaltungsamt und führte ihn
im 1992 gegründeten Landesamt für Ökologie fort. Ab
Frühjahr 2004 bis zur Auflösung dieses Amtes am
31.12.2004 war er kommissarischer – zuvor stellvertre-
tender – Leiter der Naturschutzabteilung. Ab 2005 bis
zu seinem Ausscheiden war er weiterhin im Bereich
Landschaftsplanung/Eingriffsregelung tätig. Insbeson-
dere erstellte er in dieser Zeit die Erfolgsbilanz von 25
Jahren Moorschutzprogramm.

Der Zeit in der Fachbehörde für Naturschutz waren
kaufmännische und Gärtnerlehre, Studium an der Tech-
nischen Hochschule München-Weihenstephan und
mehr als zwanzig Jahre wissenschaftlichen Forschens
und Lehrens in Planungstheorie und -methodik und im
Fach Ökologie und Landschaftsplanung an der Techni-
schen Universität Hannover, Institut für Landschaftspfle-
ge und Naturschutz vorausgegangen. In dieser Zeit wid-
mete er sich im hohen Maße anwendungsorientierten
Forschungsfeldern, welche nicht nur wichtige Stationen
der Geschichte der Landschaftspflege markieren, son-
dern auch Breite und Tiefe des von ihm durchdrunge-
nen Spektrums – so etwa der ökologischen Gliederung
der Landschaft (1969), Brachflächenentwicklung (1972),
Erfassung ökologisch und naturwissenschaftlich wert-
voller Gebiete Niedersachsens (1975) sowie der Luft-
bildinterpretation für die niedersächsische Landschafts-
rahmenplanung (1986).

Mit diesen Erfahrungen war er der Glücksfall für die
Aufgaben der niedersächsischen Fachbehörde für
Naturschutz in der Landschaftsplanung und der Integra-
tion der Naturschutzziele in andere Fachplanungen und
die räumliche Gesamtplanung.

Erich Bierhals hat sich um den Naturschutz und die
Landschaftspflege in Niedersachsen verdient gemacht –
vor allem mit der grundlegenden fachlich-methodi-
schen Ausgestaltung der Landschaftsplanung und der
Eingriffsregelung. Beleg hierfür sind z. B. die auf seine
Initiative hin und immer mit seiner maßgeblichen Mit-
wirkung entstandenen Arbeitshilfen zur Erfassung und
Bewertung der Fauna (1998), von Klima/Luft (1999),
Landschaftsbild (2000), Boden und Wasser (2004) in der
Landschaftsplanung, die Hinweise zur Ausarbeitung

und Fortschreibung des Landschaftsrahmenplanes, der
Leitfaden Landschaftsplan (beide 2001) sowie die
Zuordnung von Biotoptypen nach Wertstufen und
Regenerationsfähigkeit (2004).

Um nichts weniger tragen die Anwendungshilfen in
der Eingriffsregelung – so z. B. für Bauleitplanung
(1994), Flurbereinigung (2002), Bodenabbau (2003),
Grundwasserentnahmen (2004) sowie zuletzt die Vorar-
beiten zu einer Anleitung zur Bevorratung von Kom-
pensationsmaßnahmen oder auch Vorüberlegungen für
produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen –
seine Handschrift.

Von Anfang an ging es Erich Bierhals aus langjähriger
Innenansicht der universitären Landschaftsplanung
heraus um eine fachlich fundierte und zugleich praxis-
gerechte Fachplanung des Naturschutzes, die enge
Anbindung der Eingriffsregelung an die Bewertungen
der Landschaftsplanung, die Einbeziehung aller Schutz-
güter und gleichzeitig um notwendige Vereinfachung,
Transparenz, Logik und Akzeptanz dieser Instrumente.
Deshalb galten seine Bemühungen nie der bloßen The-
orie, auch nicht allein dem fachlichen Anspruch, son-
dern stets der Praxistauglichkeit und deshalb der
Abstimmung mit den für Landschaftsplanung und Ein-
griffsregelung zuständigen Organisationen und Perso-
nen.

Wie sehr ihm dies gelungen ist, zeigt die Wertschät-
zung, welche der niedersächsischen Ausgestaltung von
Landschaftsplanung und Eingriffsregelung von Fachleu-
ten, Fachplanungsbüros, Fachbehörden und gerade
eben auch von Seiten der Praxis bundesweit entgegen-
gebracht wird. Erich Bierhals hat der Anwendung bei-
der Instrumente planmäßig und beharrlich zur Boden-
haftung verholfen, sie in der Praxis verankert und auf
diese Weise zugleich in die Höhe geführt – auf die Höhe
guter fachlicher Praxis. Ebenso heraushebenswert sind
seine Verdienste um die Integration der Naturschutz-
ziele in die räumliche Gesamtplanung, die beispielge-
bend für andere Bundesländer war.

Mit Erich Bierhals verlässt den Niedersächsischen Lan-
desbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz einer ihrer bestens profilierten Mitarbeiter. Die
Landesnaturschutzverwaltung konnte nicht nur auf sein
ausgezeichnetes Fachwissen etwa im Bereich einzelner
Sachgebiete und einer Fülle sachlicher Einzelthemen
sowie seine analytischen Fähigkeiten bauen, sondern
seine Perspektive umfasste stets auch das Grundanlie-
gen, die Ziele und Aufgaben des Naturschutzes im Gan-
zen vor Zersplitterung, Marginalisierung, Vereinnah-
mung, Verengung und Vereinseitigung zu bewahren.
Diese Ziele verfolgte er bescheiden, beharrlich, umsich-
tig, leise und von innen heraus.

Erich Bierhals schulden der Naturschutz und die
Naturschützer in Niedersachsen Dank – Dank, der nicht
besser zu erstatten ist als mit dem Bewahren und
Anwenden dessen, was er für den Schutz der Natur mit
den Menschen entwickelt hat.

Schriftleitung
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